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(Beginn um 10.04 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Ich begrüße alle Anwesenden und eröffne um 10.04 Uhr die 7. Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates über gravierende Missstände bei der Pflege von alten Personen und Personen mit Behinderung im Verantwortungsbereich.

Ich bitte die Kommissionsmitglieder nach Aufruf in alphabetischer Reihenfolge sich zu melden.

Herr GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Dr. Alois Mayer.

GR Dr. Alois Mayer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Gerhard Pfeiffer.

GR Gerhard Pfeiffer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Heike Trammer.

GRin Heike Trammer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Heinz Vettermann.

GR Heinz Vettermann: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Barbara Novak

GRin Barbara Novak: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Körber:

GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Körber:

GR Günther Barnet.

GR Günther Barnet: Ja.

Vorsitzender Körber:

GR Dr. Wilfried Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Vorsitzender Körber:

GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Als sachkundige Personen sind anwesend Herr Alfred Kubu, Frau Dr. Sabine Diener, Herr Jochen Prusa und Frau Margot Ham-Rubisch.

Um den Zusammenhang des Verfahrensab-laufes darzustellen, gebe ich einen kurzen Überblick.

In den Monaten Oktober, November und Dezember des Jahres 2003 fanden 6 Sitzungen statt.

Es wurden als Zeugen vernommen der Sachwalter einer Bewohnerin im Geriatriezentrum Am Wienerwald und die in der MA 47 für die behördliche Heimaufsicht zuständige ARin, Frau Ehmsen-Höhnl, die beim Beschwerdefall bei Frau K. erhebliche Mängel feststellte.

Herr OSR Dr. Graf hielt dann einen Vortrag über die rechtlichen Rahmenbedingungen für Pflegeheime. 

Als Zeugen wurden weiters vernommen der bis Ende Juli 2003 im GZW tätig gewesene Pflegedirektor Herr Pelikan und die in der Generaldirektion des Krankenanstaltenverbunds, ab 1.1.2002 für den Geschäftsbereich Strategische Planung und Qualitätsmanagement tätige Frau Generaloberin Staudinger.

Es erfolgte weiters die zeugenschaftliche Einvernahme der Amtsführenden Stadträtin für Gesundheit und Spitalswesen, Frau Dr. Elisabeth Pittermann. 

Dann wurden als Zeugen vernommen die ärztliche Direktorin des Geriatriezentrum Am Wienerwald Frau Dr. Rosenberger-Spitzy und der Primarius der 3. Medizinischen Abteilung, Herr Dr. Wense, zuständige auch für den Pavillon I des GZW. 

In der letzten Sitzung der Untersuchungskommission am 12.12.2003 wurde die Oberschwester des Pavillon I des GZW, Frau Bibiane Platzer und Frau Dr. Susanne Drapalik, als Zeugen vernommen.

Frau Platzer gab an, seit Mai 2003 für alle Pflegepersonen des Pavillon I zuständig zu sein. Um 7.30 Uhr gebe es täglich eine Besprechung mit den Stationsführungen der 7 Stationen, in denen über aktuelle Vorkommnisse berichtet werde. Es erfolgt in Zuge dessen auch erforderlichen Falls ein Personalausgleich. Um 8.15 Uhr erfolge die Ärztebesprechung mit dem Primararzt und den Stationsärzten, wo die Zeugin die pflegerischen Punkte einbringen könne.

Ihr Dienst dauere von 7 Uhr bis 15 Uhr; sie sei jeden Tag auf einer Station, manchmal auf zwei. In der letzten Zeit sei sie auch abends oft im GZW. Sie habe alle Pflegedokumentationen kontrolliert und mit den Stationsschwestern die Behebung der Mängel besprochen. 

Grundsätzlich erfolgte die Anamnese in den Aufnahmestationen. Seit 2003 gebe es eine gemeinsame Pflege- und Arztanamnese. Es seien von 257 Patienten im Pavillon I zirka 100 mit Pflegestufe VI. Derzeit sei eine Umgestaltung der Dokumentation in Planung. Zuletzt sei die Dokumentation reduziert worden, sei dadurch aber unvollständig gewesen. In Verwendung sei auch das Computersystem „Interdisziplinäre Patientenbeschreibung- System“ kurz genannt: IPS, das derzeit aber noch nicht vollständig sei, so dass es zu Doppelgleisigkeiten komme. 

Zum Vorwurf „die Patienten seien verhalten. um 15 Uhr ins Bett zu gehen“ gab die Zeugin an, es könne nur ein Ausnahmefall bei urlaubsbedingten Personalmangel gewesen sein, oder es habe sich um einen Kommunikationsfehler gehandelt. 

Medikamente würden nur nach ärztlicher Anordnung und gegebenenfalls nach Rücksprache mit dem Sachwalter oder Angehörigen dem Essen beigemischt. Sie habe nie davon gehört, dass Inkontinenzprodukte aus Bequemlichkeit des Pflegepersonals heraus verwendet wurden.

Den früheren Führungsstil der Pflegedirektion Frau Keihsler bezeichnet die Zeugin als zu streng. Mit Pflegedirektor Pelikan habe man danach offenere Gespräche führen können. Es gebe nun aber mit der wieder tätigen Frau Keihsler alle zwei Wochen Oberschwesternbesprechungen, dazwischen gehe diese auch auf Abteilungen, um direkt mit den Mitarbeitern zu sprechen.

Generell hofft die Zeugin, dass die MitarbeiterInnen‑ Befragung, die Gegenstand von diversen Besprechungen und auch Anordnung gewesen sei, zu Verhaltensänderungen bei den Führungskräften führen werde. 

Zur Führung der beanstandeten Station gab die Zeugin an, dass die Stationsschwester Dinge beschönigt habe und es Mängel in der Teamfähigkeit gegeben habe. Möglicherweise sei die Tätigkeit auch ein zu großer Stress für die Mitarbeiterin gewesen. Mittlerweile wurde die Hälfte der Mitarbeiter auf andere Stationen versetzt und man habe jetzt auch zusätzliche Mitarbeiter. Auf einer Station gebe es nun ein Teamentwicklungsseminar, auf einer anderen Supervision.

Der Wechsel bei den Ärzten sei durch Übernahme neuer Aufgaben im Zuge einer Pensionierung bedingt gewesen, nicht aber durch die gegenständlichen Vorfälle. 

Sie selbst verfüge über eine Sonderausbildung für leitende Pflegepersonen und müsse in einem Zeitraum von 5 Jahren 40 Fortbildungsstunden absolvieren.

Betreffend die Personalsituation gab die Zeugin an, dass der Personalmangel allgemein bekannt war und andere Abteilungen schlechter besetzt gewesen wären. So hätten daher die Stationsvertretungen am Krankenbett mitgearbeitet. Grundsätzlich würden sich leider zu wenig Personen für den Pflegeberuf melden. Es habe in diesem heißen Sommer einen besonderen Personalmangel gegeben. 

Im 2. Bildungsweg erhalte man jetzt besseres Personal, das auch in der Geriatrie bleibe. Aus den Krankenpflegeschulen erhalte man mehr Praktikanten. 

In punkto Kontrolle sei Generaloberin Staudinger des öfteren im GZW gewesen. Frau ARin Ehmsen-Höhnl habe bei ihrer Kontrolle den Pflegestatus übersehen, der auch die tägliche Ganzwaschung enthalte, die stattgefunden habe. Andere Dokumentationsfehler hätten bestanden. Die Beschwerden vom Herrn Sachwalter Haas seien zum Teil auch schriftlich erfasst worden. Frau K. sei de facto jeden Tag heraußen gesessen, außer es sei ihr nicht gut gegangen. Sie habe auch an diversen Veranstaltungen im GZW teilgenommen. Frau K. bekomme nun auch einen neuen Rollstuhl, der bisherige, den der Sachwalter bestellt hatte, sei nicht passend gewesen. 

Über die Kontrolle bei Frau K. durch die Frau ARin Ehmsen-Höhnl sei sie in der Früh informiert worden. Erst als der Bericht von ARin Ehmsen-Höhnl am 10.8. habe sie genau gewusst, welche Mängel festgestellt worden waren. An diesem Tag seien auch Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy und Frau Oberin Waitzer zur Überprüfung auf die Station gekommen. 

Generell sei die hohe Anzahl an Kontrollen in der letzten Zeit eine Belastung für die MitarbeiterInnen. Eine Sperre des Pavillon I sei nie beabsichtigt gewesen, sondern nur ein Tausch der Stationen. Damit sei das Personal aber nicht einverstanden gewesen, es wäre auch der Sommer, wegen der Urlaubszeit, ein schlechter Zeitpunkt gewesen. 

Bei der Mobilisierung müsse man sich nach den Bedürfnissen der Patienten richten, aber diese oft auch zu Aktivitäten überreden. Zivildiener könne man bei manchen Patienten für die Begleitung einsetzen, für hauswirtschaftliche Tätigkeiten wie Spielen oder Vorlesen, nicht aber bei der Mobilisierung, die Fachwissen erfordere. 

Die Zeugin gab an, sie glaube, dass mit der sehr engagierten neuen Stationsschwester wieder alles in Ordnung komme.

Frau Dr. Drapalik, eine Fachärztin für Innere Medizin, gab an, von 1995 bis 2000 ärztliche Direktorin im Pflegeheim Liesing gewesen zu sein, seit 2002 Ärztliche Leiterin der Abteilung Kapazität und Leistungsplanung in der Direktion der Teilunternehmung I. 

Sie habe am 8.8. über die Generaldirektion von Frau Stadträtin Dr. Pittermann den Auftrag bekommen, gemeinsam mit Frau Oberin Polat-Firtinger hinsichtlich der Mängel vom Bericht vom 23. Juli eine Überprüfung vorzunehmen. Überprüfungstätigkeiten im Bereich des KAV selbst obliegen zwar der Kollegialen Führungen und der Internen Revision, sie werde jedoch als Medizinerin immer wieder um Expertisen gefragt, was auch aus der Aufgabenbeschreibung der Abteilung hervorgehe.

Bei ihrer Überprüfung habe sie Mängel in der ärztlichen Dokumentation festgestellt. So hätten Handzeichen und Datumsangaben gefehlt. Weiters sei der Abstand bei den ärztlichen Dekursen teilweise 2 bis 3 Wochen gewesen. Bei Patienten in Langzeitpflege sei allerdings fraglich, welche Zeitabstände zweckmäßig seien. Bei den Daten in den Dokumentationen sei das Problem, dass der Beginn der Erkrankung oft nicht bekannt sei. Die Patienten hätten an diesem heißen Tag im August ausreichend die Möglichkeit gehabt, Flüssigkeit zu sich zu nehmen. Bei Frau K. habe sie gesehen, dass der fettige Zustand der Haare auf eine korrekte Behandlung einer Erkrankung zurückzuführen war. Bei ihrem Besuch habe sie Paravents gesehen und Patienten die im Fernsehraum gesessen seien. 

Die Zeugin gab weiters an, dass Dr. Kasper ihr unmittelbarer Vorgesetzter sei. Diesem habe sie Bericht erstattet. Er habe dann Personalmaßnahmen veranlasst, eine Personalkommission eingerichtet und veranlasst, dass die 7‑Bettzimmer und 8‑Bettzimmer weiter reduziert werden. Im Pavillon I des GZW gebe es nur 6‑Bettzimmer. Als nächster Schritt sei der Umbau des Pavillon IV geplant. 

Im GZW gebe es bei der Dokumentation zum Teile eine gemeinsame Dokumentation von Pflegepersonal und Ärzten, was die Nachvollziehbarkeit verbessere und Doppeldokumentation verhindere. Die Zeugin hielt wegen der sozialen Kontakte der Bewohner 3‑ bis 4‑Bettzimmer mit der Möglichkeit, Vorhänge zu verwenden, für ideal. Sie bezog sich dabei auf Rückmeldungen der PatientInnen. Diese seien zu einem hohen Anteil hochbetagt und hätte daher dort andere Bedürfnisse als jüngere. Die Patienten würden auch medizinische Betreuung rund um die Uhr sehr schätzen. Es gebe derzeit teilweise bereits zwischen 13 Uhr und 18 Uhr den ärztlichen Dienst und werde dies weiter angestrebt.

Die Besucherfrequenz durch Angehörige habe sie in ihrer Zeit im Pflegeheim Liesing mit nur 10 bis 20 % wahrgenommen. Man sollte überlegen, Sonderanstalten für chronisch Kranke neben Geriatriezentren für Bewohner mit nicht so hohen Pflegestufen einzurichten und Netzwerke für vorübergehende verstärkte Betreuungen aufzubauen. Die Notwendigkeit einer schnellen Mängelbehebung sah die Zeugin beim teilweise sehr schlechtem Bauzustand. 

So weit die beiden Aussagen von der letzten Sitzung.

Wir haben heute vor zu vernehmen die Frau Polat-Firtinger und den Patientenanwalt Dr. Dohr. 

Es liegen vor Beweisanträge seitens der GRÜNEN, es sind fünf an der Zahl. Die Beweisanträge haben Sie, soviel ich weiß, bereits in Kopie zur Kenntnis bekommen.

Es werden beantragt verschiedene Fachleute aus medizinischer Provenienz zum Teil auch oder fast nur. Ich bitte daher allenfalls eine Diskussion über diese Beweisanträge. Wer will dazu das Wort ergreifen?

Herr Dr. Serles bitte.

GR Dr. Serles: Interessante Anträge, gehen über den Gegenstand der Untersuchungskommission weit hinaus, gehören meiner Meinung nach oder unserer Meinung nach in die Geriatriekommission. Daher würden wir die Beweisanträge zumindest hier in dem Forum ablehnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Sind weitere Äußerungen?

Frau GRin Lakatha, Sie schließen sich diesen Ausführungen an?

 GRin Lakatha: Ja. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Wir haben uns natürlich auch überlegt, es spricht nichts dagegen und wird auch der Fall sein, dass ExpertInnen der Geriatriekommissionen vorgeladen werden. Nachdem wir immer zu ganz grundsätzlichen Fragen zurückkehren, sei das Infrastruktur, sei das Qualitätssicherung, sei das rechtliche Grundlage, sei das Qualitätsfragen – und das wird uns auch heute beschäftigen – so meinen wir, dass hier die Definitionsmacht, was Qualität ist und ob 6‑Bettzimmer nicht den Charme einer Wohngemeinschaft haben, oder ob sie doch eher ein Stress für die Bewohnerinnen und Bewohner sind, dass man solche Fragen nicht ausschließlich durch die Führungsebene des Krankenanstaltenverbundes, die natürlich die eigene Politik verteidigt, scheinbar objektiviert darstellen lassen sollte. Wir meinen, dass man hiezu und zu anderen Fragen inländische und ausländische Experten und Expertinnen hören soll. Auch hier, denn wir haben hier einen Prüfbericht zu erledigen über gravierende Missstände. Daher würde ich doch sehr wünschen und sehr bitten, unserem Antrag zuzustimmen. Es sind alle Experten und Expertinnen, die wir hier genannt haben, außer Frage, was ihre Reputation betrifft und nehme an, vielen von Ihnen bekannt, nicht zuletzt durch die Veranstaltung die es im GZW gegeben hat, wo einige der hier genannten ExpertInnen auch vorgetragen haben. Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke Frau Dr. Pilz. Eine Erwiderung seitens des Herrn GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die 5 Beweisanträge sind vom Inhalt her zwar sehr interessante Vorschläge, es handelt sich um hochrangige Experten aus dem In- und Ausland zu den verschiedensten Bereichen. Ich kann mich den anderen Vorrednern nur anschließen, es handelt sich nicht um den Gegenstand der Untersuchungskommission, wo es darum geht, über einen Prüfbericht und in der Folge über die getroffenen Maßnahmen auch zu befinden.

Wir haben uns vor einigen Wochen und Monaten gemeinsam darauf verständigt, dass die Diskussion über die weitere Vorgangsweise über einen Geriatrieplan für Wien in dieser Geriatriekommission, die am 27. Jänner ihre Tätigkeit aufnehmen wird, geschehen soll, wo natürlich auch Experten eingeladen werden. Dieser Geriatriekommission sollten wir daher auch nicht vorgreifen. Möglicherweise wird das auch im Rahmen einer Enquete stattfinden. Es ist auch nicht mehr das Thema, ob es sich um 7‑ oder 8‑Bettzimmer handelt. Hier gibt es bereits gravierende Reduktionen. Es ist auch im Rahmen dieser Untersuchungskommission das Ziel bereits definiert worden, dass maximal 4‑Bettzimmer angestrebt werden sollen, also darum geht es eigentlich nicht mehr. Und wir daher eine gewisse Parallelität zur Geriatriekommission vermeiden sollten. Ausschließlich aus diesen Gründen werden wir den Anträgen nicht zustimmen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke Herr GR Deutsch. 

Ist sonst noch eine weitere Wortmeldung von Ihrer Seite hier gewünscht? Eine Erwiderung?

Frau Dr. Pilz, bitte.

Dr. Pilz: Ich finde es schade, dass es so ist. Denn Erkenntnisgewinn auch auf einer fachlichen Ebene, das hinausgeht über das, was wir am konkreten Anlassfall erheben konnten, täte uns gut und könnte in den Schlussbericht einfließen, wo es auch hingehören würde. Daher halte ich meinen Antrag aufrecht.

Dem Herrn Dr. Rosenmeier werden Sie selber erklären müssen, dass Sie ihn hier nicht hören wollen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke Frau Dr. Pilz.

Ich bringe den Antrag zur Abstimmung.

Wer ist dafür? - Frau Dr. Pilz.

Wer ist dagegen? – Mehrstimmig.

Wir kommen jetzt zur Vernehmung der Zeugin Frau Polat-Firtinger.

Ich mache Sie aufmerksam, dass Sie hier unter Wahrheitspflicht aussagen. Eine falsche Aussage wäre strafbar. Einzelne Fragen, die Ihnen persönlich zum Nachteil gereichen könnten, können Sie gegebenenfalls nicht beantworten, allerdings mit Begründung. 

Sie sind von der Amtsverschwiegenheit entbunden, das liegt bereits vor. 

Darf ich um Ihre Personalien bitten? Ihren vollen Namen?

Polat-Firtinger: Mein Name ist Judith Polat‑Firtinger.

Vorsitzender Dr. Körber: Geboren am?

Polat-Firtinger:  Ich bitte, meine persönlichen Daten im Internet nicht zu veröffentlichen.

(Personalien wurden bekannt gegeben.)
Vorsitzender Dr. Körber: Ihre berufliche Stellung ist im Krankenanstaltenverbund?

Polat-Firtinger: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Seit wann sind Sie dort?

Polat-Firtinger: Ich habe 1980 im damaligen Pflegeheim Lainz begonnen, als ungeprüfte Stationsgehilfin zu arbeiten. Habe dann im Geriatriezentrum Am Wienerwald bis 1994 gearbeitet und bin dann in die damalige Generaldirektion des Wiener Krankenanstaltenverbundes gewechselt, in die Direktion Kranken- und Altenpflege unter der damaligen Leitung der Generaloberin Staudinger. Ich bin seit der Umstrukturierung vor zwei 2 Jahren jetzt in der Direktion der Teilunternehmung I, Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement tätig. 

Vorsitzender Dr. Körber: Inwieweit haben sich im Krankenanstaltenverbund Ihre Aufgabenstellungen geändert? Ich meine, durch die Bessersetzung oder den Aufstieg vor 2 Jahren.

Polat-Firtinger: In der alten Struktur bis vor 2 Jahren war ich in der Direktion Kranken- und Altenpflege speziell für den Bereich der Altenpflege zuständig und habe dann mit der Umstrukturierung, wie gesagt, in die Teilunternehmung I gewechselt in die Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement und neue Aufgaben übernommen.

Zu meinem Aufgabengebiet gehört z.B. das Reklamationsmanagement, Beschwerdemanage-ment und die Mithilfe und Unterstützung bei der Umsetzung von Richtlinien.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie waren in dieser letzteren Eigenschaft der Frau Dr. Drapalik zugeordnet, wie war das Verhältnis zu ihr?

Polat-Firtinger: Die Frau Dr. Drapalik war in der alten Struktur für die Medizin zuständig. In der neuen Struktur leitet sie die Abteilung Kapazität und Leistungsplanung und wir arbeiten sehr eng zusammen.

Vorsitzender Dr. Körber: War im KAV Ihre Tätigkeit eine reine Schreibtischtätigkeit – kurz gesagt – oder hatten Sie auch vor Ort etwas zu tun?

Polat-Firtinger: Ich bin sehr oft in den Geriatriezentren gewesen und bin es auch heute noch. Zwei- bis dreimal in der Woche bin ich in den Geriatriezentren. In der alten Struktur, in der Direktion Kranken- und Altenpflege, war mein Bereich die Altenpflege. Das heißt, ich war vorwiegend zuständig für die Geriatriezentren, für die geriatrische Pflege.

Vorsitzender Dr. Körber: Wenn Sie vor Ort gewesen sind, war dort Ihre Funktion nur beratend oder auch kontrollierend?

Polat-Firtinger: Die Fachaufsicht war in der Direktion Kranken- und Altenpflege bei Generaloberin Staudinger. Im Delegationsprinzip natürlich für die Geriatriezentren auch bei mir.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie waren in diesem Zusammenhang im GZW wiederholt?

Polat-Firtinger: Ja, wiederholt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Kann ich erfahren, in welchen zeitlichen Abständen?

Polat-Firtinger: Ich war sehr wohl angemeldet, wenn ich Begehungen zu machen hatte oder gemacht habe, auch Nachtkontrollen gemacht habe. Ich war unangemeldet im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Ich war natürlich auch oft bei Veranstaltungen, bei Enqueten, bei Fortbildungen, ich war auch eingeladen, bei gewissen Themen der innerbetrieblichen Fortbildung zu referieren. Ich hatte versucht, sehr engen Kontakt zu allen Geriatriezentren zu halten.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sprachen vorhin von Kontrolle. Hat sich die auch auf die Pflegedokumentation bezogen, so weit es sich um pflegerische Probleme gehandelt hat, nicht ärztliche?

Polat-Firtinger: Ja. 

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie irgendwelche Mängel oder sonstige Fehler festgestellt?

Polat-Firtinger: Ich habe mich immer bemüht, nicht ausschließlich die Pflegedokumentation zu kontrollieren, sondern es war für mich Ziel, immer den Kontakt zum Bewohner aufzunehmen und erst dann festzustellen, ob das, was ich von meinem Eindruck her bei dem Bewohner gewonnen habe, auch in der Pflegedokumentation wiederfinde. 

Vorsitzender Dr. Körber: Es gibt ein Exemplar von einer Richtlinienempfehlung für Durchführungsnachweise in der Pflegedokumentation. 

Polat-Firtinger: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie anhand dieser Richtlinien Ihre Tätigkeit entfaltet?

Polat-Firtinger: Ja, unter anderem.

Vorsitzender Dr. Körber: Die Frau ARin Ehmsen‑Höhnl hat eine Checkliste bei ihren Kontrollen bei den privaten Heimen verwendet. Haben Sie auch so etwas gehabt?

Polat-Firtinger: Keine Checkliste in Papierform. Aber ich habe doch ein besonderes Vorgehen im Rahmen meiner Tätigkeit gehabt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Ein besonderes Vorgehen, bitte was heißt „besonderes Vorgehen“?

Polat-Firtinger: Ich habe seit 13 Jahren einen Hund. Dieser Hund begleitet mich auf meinen Tätigkeiten in den Geriatriezentren. Das klingt jetzt etwas paradox, aber es ist so. Mit diesem Hund – sage ich jetzt einmal – gelingt es mir immer, Kontakt zum Bewohner herzustellen, weil ich zuerst immer zum Bewohner gehe und dort versuche, Kontakt aufzunehmen, mit dem Bewohner zu reden, so weit es überhaupt möglich ist. In der Diskussion z.B. über diesen Hund kann ich auf Grund meines Fachwissens auch feststellen, wie ist der Ernährungszustand, wie ist der kognitive Zustand des Bewohners. Ist er gepflegt? Hat er ausreichend Wasser zu trinken bekommen? Ich rede auch oft darüber, wie ihnen das Essen schmeckt etc. Erst nachher gehe ich und schaue mir die Pflegedokumentation an.

Vorsitzender Dr. Körber: Es gibt einen konkreten Anlassfall. Sie wurden, glaube ich, von der Frau Dr. Drapalik zugezogen bei einer Kontrolle.

Polat-Firtinger: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Wann war das, wissen Sie das noch?

Polat-Firtinger: Das war am 8.8. vorigen Jahres. Da wurde der Bericht von der MA 47 an die Generaldirektion übermittelt und ich wurde gebeten, sofort, wenn es geht, hinauszufahren und mich vor Ort zu überzeugen, ob diese Anschuldigungen, dieser Bericht, stimmig ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Wie war das Ergebnis dieser Kontrolle?

Polat-Firtinger: Ich habe Kontakt aufgenommen mit Frau Dr. Drapalik. Wir haben den Termin abgestimmt, wir waren ca. um 16 Uhr, 16.15 Uhr,  im Geriatriezentrum, sind auf Pavillon I gegangen, waren zuerst im Parterre, haben dort eine Schwester gesucht, weil wir uns anmelden wollten. Und wir haben dann ersucht, die diensthabende Ärztin beizuziehen und haben dann in Dokumentationen Einsicht genommen, um zu diesen Vorwürfen, die in dem Bericht gestanden sind, Einsicht zu haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie einen schriftlichen Bericht gemacht?

Polat-Firtinger: Wir haben einen schriftlichen Bericht gemacht. Der 8.8. war ein Freitag, der schriftliche Bericht - Dr. Hauke hat uns gebeten einen schriftlichen Bericht - wurde bereits am Montag übermittelt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. 

Wir beginnen heute mit der Frau Dr. Pilz, bitte.

(Diskussion.)

GRin Dr. Pilz: Die Übernächsten sind dann die Freiheitlichen, das kann man sich nach Adam Riese ausrechnen.

Frau Polat-Firtinger, Sie haben schon viel Erfahrung in dem Bereich. Sie haben gesagt Sie haben 1980 begonnen.

Haben Sie interne Ausbildungen gemacht im Krankenanstaltenverbund seither?

Polat-Firtinger: Ja. Ich habe gesagt, dass ich als ungeprüfte Stationsgehilfin im damaligen Pflegeheim Lainz begonnen habe. Habe den Stationsgehilfenkurs gemacht. Habe im sogenannten 2. Bildungsweg diplomiert, das war 1989, in einer sehr schwierigen Zeit. Habe als Stationsschwester auf Pavillon VI gearbeitet, habe die Sonderausbildung gemacht. Ich habe dann als Lehrschwester gearbeitet, habe die dementsprechende Sonderausbildung gemacht.

Ich bin dann in die Generaldirektion gewechselt, habe den Krankenhausmanager absolviert. Habe vor 2 Jahren den Master of Public Health absolviert und habe voriges Jahr die Zertifizierung zum Organisationsberater gemacht.

Dr. Pilz: Sie sind auch Mitglied der Ethikkommission, habe ich Ihrem Lebenslauf entnommen. Sie sind zuständig für die geriatrische Pflege und für die Aufsicht gewesen, bis zur Umstrukturierung. Haben Sie in Ihrer Tätigkeit dieses Kleidungsstück kennen gelernt?

Polat-Firtinger: Ja.

(Zwischenrufe.)

GRin Dr. Pilz: Zynismus ist nicht am Platze.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, ich möchte für das Protokoll festhalten, was Sie der Zeugin vorhalten.

GRin Dr. Pilz: Ich konfrontiere die Zeugin mit einem Kleidungsstück, das laut einem Markerl, das innen eingenäht ist, aus dem Geriatriezentrum stammt, von der Stadt Wien. Es hat noch eine Registrierungsnummer, es ist dies ein Kleidungsstück der Größe L, ein Ganzkörperoverall der die Besonderheit hat, dass der Reißverschluss vorne beginnt und durch den Schritt verläuft und hinten im Nacken endet. Das heißt, wenn man ein beweglicher junger Mensch ist, tut man sich sehr schwer, diesen Overall zu öffnen, wenn man alt und krank und vielleicht bettlägerig ist, dann hat man keine Chance, diesen Overall zu öffnen. Er stammt aus dem Haus, Sie wissen das, Sie kennen dieses Kleidungsstück?

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, was ist jetzt der Vorhalt dieses Gegenstandes und dazu fragen Sie die Zeugin jetzt.

GRin Dr. Pilz: Die Frage ist: Kennen Sie diese Kleidungsstücke? Wie viele davon gibt es im Geriatriezentrum Am Wienerwald und in den anderen Häusern?

Polat-Firtinger: Ja, ich kenne dieses Kleidungsstück. Ich weiß die genaue Anzahl, wie viele dieser Overalls in den Geriatriezentren sind, nicht. 

GRin Dr. Pilz: Wofür werden diese Overalls verwendet?

Polat-Firtinger: Diese Overalls werden verwendet bei speziellen Indikationen bei Menschen, die dement oder so verwirrt sind, dass sie z.B. keine Kleidung am Körper dulden würden. Um sie selber schützen zu können, weil Menschen sind nicht durchgängig immer sehr verwirrt, sondern sie haben auch lichte Momente. Ich kann mir nicht vorstellen, dass es dann angenehm wäre, wenn man zu sich kommt und sich halbbekleidet, unvollständig bekleidet oder auch nackt irgendwo finden würde. Das heißt, durchaus im Sinne der Ethik, haben wir diese Bewohner genau davor zu schützen. Das ist nur der eine Aspekt.

Der andere Aspekt ist, wenn wir die Jahreszeit jetzt betrachten, dass wir die Bewohner auch vor Unterkühlung zu schützen haben. 

GRin Dr. Pilz: Es gibt meines Wissens auch ein Sommermodell davon?

Polat-Firtinger: Ja.

GRin Dr. Pilz: Das wird den Bewohnern und Bewohnerinnen nach welcher Anordnung und mit welcher Dokumentation angezogen?

Polat-Firtinger: Diese Overalls werden ausschließlich nach ärztlicher Anordnung den Bewohnern angezogen. Es wird sehr lange nachgedacht darüber, ob diese Overalls den Bewohnern angezogen werden. Es findet sich diese Anordnung selbstverständlich in der Dokumentation wieder. 

GRin Dr. Pilz: Die Begründung, er oder sie könnte sich die Inkontinenzeinlage oder die Windel – auf deutsch gesagt – herunter nehmen, die kommt in Ihrer Begründung nicht vor?

Polat-Firtinger: Es gibt immer wieder Bewohner die sich die Inkontinenzeinlage entfernen wollen oder entfernen, weil das unangenehm ist. Das ist kein Kriterium für diesen Overall.

GRin Dr. Pilz: Und wird daher auch nicht so eingesetzt?

Polat-Firtinger: Wird daher nicht so eingesetzt.

GRin Dr. Pilz: Mir erzählen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen aus der Geriatrie, dass es genau deshalb eingesetzt wird und nicht etwa um Schamgefühle, die irgendwie verschüttet gegangen sind, hintanzuhalten oder sozusagen beschämende Situationen, sondern schlicht und einfach um zu verhindern, dass die Bewohner und die Bewohnerinnen sich selbst berühren können am Körper, sich möglicherweise die Einlage entfernen. Es wird Tag und Nacht eingesetzt. Stimmt das?

Polat-Firtinger: Ich kann die einzelnen Aussagen der Mitarbeiter nicht in dieser Tiefe nachvollziehen, weil die Mitarbeiter mir das nicht berichtet haben. 

GRin Dr. Pilz: Wir haben hier Prüfberichte betreffend Missstände in städtischen Pflegeheimen Wiens aus den letzten 2 Jahren. Da ist die Rede von allen möglichen freiheitsbeschränkenden Maßnahmen und wann sie angewandt werden – Steckgitter usw. – und wie sie angewendet werden. Von diesem Kleidungsstück ist nie die Rede. Woran liegt denn das, wenn Sie sagen, das muss dokumentiert und ärztlich angeordnet werden? Liegt es daran, dass Sie das nicht als Freiheitsbeschränkung bebrachten?

Polat-Firtinger: Bis jetzt war der Einsatz oder dieser Overall nie ein Thema im Kontext zu den freiheitseinschränkenden Maßnahmen.

GRin Dr. Pilz: Sie sind Mitglied der Ethikkommission und betrachten das nicht als eine Maßnahme oder ein Kleidungsstück das die Freiheit beschränkt?

Polat-Firtinger: Dieser Overall war nie in den ganzen Diskussionen um das Gesetz der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen ein Thema. 

GRin Dr. Pilz: Welche anderen Maßnahmen dieser Qualität gibt es noch, die die Freiheit faktisch einschränken, die Sie aber nicht als freiheitsbeschränkende Maßnahme ansehen? Denn wenn ich persönlich mir nicht helfen kann, mir den Overall nicht ausziehen, nicht die Toilette benutzen, nicht mich befreien kann von etwas, dann würde ich das als Freiheitsbeschränkung empfinden. Ich finde bemerkenswert, dass Sie das nicht tun. Welche anderen Maßnahmen dieser Qualität gibt es noch?

Polat-Firtinger: Ich wusste nicht, dass ich jetzt zur Bundesvorlage für freiheitseinschränkende Maßnahmen befragt werde.

Meines Wissens – noch einmal – dieser Overall wurde nie im Kontext der freiheitseinschränkenden Maßnahmen genannt. Er wird eingesetzt um a) den Bewohner vor der Unterkühlung schützen zu können, oder auch vor neugierigen Blicken und auch die anderen Bewohner vor diesem Anblick zu schützen. 

GRin Dr. Pilz: Wieso sagen die Leute im Geriatriezentrum Am Wienerwald, dass er vorrangig in der Nacht verwendet wird? Das sind die neugierigen Blicke weniger das Problem.

Polat-Firtinger: Das kann ich nicht nachvollziehen, das weiß ich nicht, ich kenne diese Aussagen der Mitarbeiter nicht.

GRin Dr. Pilz: Sie sagen, es ist in jedem Fall dokumentiert und braucht eine medizinische Anordnung. Ohne medizinische Anordnung wird dieses Kleidungsstück im ganzen Bereich der Geriatrie nie verwendet.

Polat-Firtinger: Meines Wissens nach nicht.

GRin Dr. Pilz: Ich wurde informiert, dass in den Geriatriezentren Netzbetten eingesetzt werden. Stimmt das?

Polat-Firtinger: Meines Wissens nach steht ein einziges Netzbett in einem Geriatriezentrum.

GRin Dr. Pilz: Warum?

Polat-Firtinger: Es geht hier um einen Bewohner, der mit aller Sorgfaltspflicht und unter wirklicher engmaschiger Kontrolle sich verletzt hat, auf das Gesicht gefallen ist, Frakturen erlitten hat. Für die Sicherheit des Bewohners, hat die Gattin dieses Bewohners den Arzt ersucht, man möge ihn in einem Netzbett unterbringen, damit er sich nicht weiter verletzen kann.

GRin Dr. Pilz: Gibt es dafür eine Anordnung nach dem Unterbringungsgesetz?

Polat-Firtinger: Es gibt eine ärztliche Anordnung.

GRin Dr. Pilz: Nicht nach dem Unterbringungsgesetz?

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, bitte Rechtsfragen soll die Zeugin beantworten? Das wohl nicht.

GRin Dr. Pilz: Entschuldigung Herr Vorsitzender, das ist eine wichtige pflegerische Maßnahme, unter anderem auch, wie man mit Menschen umgeht ...

Polat-Firtinger: ...

GRin Dr. Pilz: Das ist offensichtlich überhaupt keine Handlung, weder eine solche noch eine andere, es gibt sie nur.

Ich stelle eine andere Frage. Es gibt ein einziges Netzbett und sie wissen definitiv und können ausschließen, dass es in anderen Häusern Netzbetten gibt?

Polat-Firtinger: Meines Wissens nach gibt es ein Netzbett.

GRin Dr. Pilz: Ich habe noch ein einzige Frage für die erste Runde, die bezieht sich auf die Un-terlagen, die uns bezüglich der Personalbedarfsberechnungsmethode geschickt haben. Wir haben, wie Sie wissen, hier in Erfahrung bringen wollen, wie viele Menschen tatsächlich vor Ort be-
schäftigt sind auf den Stationen der Geriatriezentren und habe eine absolut enttäuschende Antwort von Ihnen bekommen. Sie haben uns auf einer lapidaren Tabelle die Pflegepersonen auf 100 Patienten und Patientinnen ausgerechnet mit 62,38 und haben für die konkrete Station für 36 Betten 16 systemisierte Pflegedienstposten angegeben. Was jetzt sozusagen theoretisch sein kann, darüber haben wir uns schon oft beschäftigt. Ich möchte Ihnen dem gegenüber vorhalten, was der Herr Ombudsmann Dr. Vogt jetzt am 12. Jänner sagt. Der weist ein weiteres Mal auf die ärgerliche Situation hin, dass man zwar immer behauptet, dass es Personalzahlen gibt, die wunderbar ausschauen, nur sind die alle entweder auf Ausbildung, auf Urlaub, oder sonst wo, oder in irgendwelchen Stabstellen beschäftigt. Faktisch vor Ort am Bett sind dann immer viel zu wenig Pflegepersonen tätig.  So hat er, im Gegensatz zur Rechnung des Krankenanstaltenverbundes, dass lediglich 7 Mitarbeiter im GZW fehlen würden, selber ausgerechnet, dass 202 Mitarbeiter fehlen würden. Das ist ein erheblicher Unterschied. 

Ich möchte jetzt noch einmal auf Ihre Antwort hier zurückkommen. Es interessiert uns nicht, welche virtuell denkbar möglichen Pflegepersonen potentiell am Bett stehen, sondern faktisch. 

Ich ersuche Sie, damit Sie es jetzt auch wissen, noch einmal um einen Überblick der wirklich tätigen Menschen auf den Stationen und der hochgerechneten Zahlen.

Polat-Firtinger: Es gibt in den Geriatriezentren über 100 Stationen. Ich kann Ihnen von diesen 100 Stationen einzeln den Überblick nicht geben. 

GRin Dr. Pilz: Sie können uns auch nicht exemplarisch über eine Station über eine lange Zeit die faktischen Verhältnisse neben allen Schlüsselzahlen vorlegen?

Polat-Firtinger: Das kann ich Ihnen gerne übermitteln als Unterlage.

GRin Dr. Pilz: Ich bitte darum. Dankeschön.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke Frau Dr. Pilz.

Bitte Herr GR Pfeiffer.

GR Pfeiffer: Frau Oberin! Sie sind jetzt Leiterin der Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement?

Polat-Firtinger: Nein. Ich bin Mitarbeiterin dieser Abteilung.

GR Pfeiffer: Wer leitet diese Abteilung?

Polat-Firtinger: Die Abteilung leitet die Frau Erika Degendorfer.

GR Pfeiffer: Sie sind Mitarbeiterin in dieser Abteilung. Haben Sie hier mitgearbeitet an dem System des Qualitätsmanagement, das derzeit oder zur Zeit im Einsatz ist?

Polat-Firtinger: Können Sie diese Frage präzisieren?

GR Pfeiffer: Haben Sie direkt mitgearbeitet an einem Qualitätsmanagementsystem, und zwar an jenem, das zur Zeit im Einsatz ist?

Polat-Firtinger: Das Qualitätsmanagement ist in der Generaldirektion angesiedelt und wird auch dort bearbeitet.

GR Pfeiffer: Das Qualitätsmanagement als Planungsaufgabe, aber ich meine in der Durchführung. Sind Sie in irgendeiner Form an der Erstellung dieses Qualitätsmanagementsystems – jetzt frage ich es noch einmal – beteiligt gewesen? Und sind Sie nunmehr in Ihrer Mitarbeiterfunktion in der Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement mit der Durchführung auch betraut?

Polat-Firtinger: Selbstverständlich bin ich in der Organisation und Qualitätsmanagement für die Mithilfe und Unterstützung bei der Umsetzung von z.B. Richtlinien betraut.

GR Pfeiffer: Mithilfe und Umsetzung heißt aber nicht Kontrolle?

Polat-Firtinger: Mithilfe und Unterstützung heißt nicht Kontrolle.

GR Pfeiffer: Das heißt, Sie sind eigentlich nur theoretisch mit Qualitätsmanagement befasst?

Polat-Firtinger: Die Kontrolle obliegt der Kollegialen Führung des Hauses.

GR Pfeiffer: Ist im Rahmen dieses Managementsystems in irgendeiner Form sicherstellt, dass die Teilunternehmung I diese Durchführung der Qualitätskontrolle in den einzelnen Kollegialen Führungen tatsächlich nach oben hin dokumentiert und sichergestellt ist?

Polat-Firtinger: Es gibt diverse Berichte von den Kollegialen Führungen an den Direktor der Teilunternehmung I, wo Leistungen nachvollziehbar gemacht werden.

GR Pfeiffer: Glauben Sie - Sie haben eine beeindruckende Ausbildung hinter sich -, dass diverse Berichte sozusagen ein Qualitätsmanagementsystem darstellen?

Polat-Firtinger: Es kommt auf die Qualität der Berichte an und die Qualität der Berichte ist sehr gut.

GR Pfeiffer: Qualitätsmanagementsysteme, unter anderem auch ISO‑Norm, - das werden Sie alles, nachdem ich gesehen habe welche beeindruckende Ausbildung Sie haben, wissen - beruhen grundsätzlich auf schriftlichen Vorgaben und deren entsprechenden Kontrolle.

Gibt es genügend - aus Ihrer Sicht und Ihrer Ausbildung her – schriftliche Vorgaben, um das Qualitätsmanagement tatsächlich auch durchführen einerseits – z.B. Checklisten – und kontrollieren zu können, andererseits? Nicht diverse Berichte, sondern gibt es standardisierte Qualitätskontrollen, die auch – in dem Fall jetzt von der Leitung der TU I – in dieser Form, wie es einem Qualitätsmanagement zusteht, eingesehen, kontrolliert, regelmäßig nach objektiven, qualitativen, auch quantitativen Kriterien umgesetzt werden?

Polat-Firtinger: Es gibt im Rahmen des Qualitätsmanagement die Projekte, die zu diesem Thema durchgeführt werden. Qualitätsmanagement ist ein Thema bei den Zielvereinbarungen mit den einzelnen Häusern. Es gibt auch einen Qualitätsbericht, der jedes Jahr vom Wiener Krankenanstaltenverbund veröffentlicht wird.

GR Pfeiffer: Danke. Ich frage nochmals: Ist das ein Bericht, der in keiner tatsächlich strukturierten Form vorgelegt wird, oder gibt es im Rahmen dieses Systems – Sie haben gesagt, es gibt z.B. keine Checklisten für Ihre Kontrollvorgänge, die Sie gemacht haben, Sie machen es mit menschlichen Kontakten via Hund usw. Halten Sie das für ein Qualitätssicherungssystem das, wenn Sie Kontrollen durchführen, keine Checklisten dafür vorhanden sind?

Polat-Firtinger: Ich führe keine Kontrollen durch.

GR Pfeiffer: Das heißt, Sie haben tatsächlich diese Besuche, die Sie gemacht haben, jetzt in welcher Eigenschaft gemacht? Die vielen Besuche?

Polat-Firtinger: In der alten Struktur, wie ich in der Direktion Kranken- und Altenpflege gearbeitet habe, war ich zuständig für den Bereich der Altenpflege und hatte auch im Delegationsprinzip Kontrollfunktion. In der neuen Struktur ist die Kontrollfunktion bei der Kollegialen Führung des Hauses.

GR Pfeiffer: Das heißt eigentlich, Sie haben in der neuen Struktur keine solchen Kontrollbesuche durchgeführt?

Polat-Firtinger: Das ist richtig.

GR Pfeiffer: Das ist zuerst nicht klar herausgekommen.

Sind Sie der Meinung, dass die derzeit bestehenden – jetzt sage ich schriftlichen Unterlagen zur Qualitätssicherung – ausreichen?

Polat-Firtinger: Es gibt sehr viele Qualitätsberichte, Normen, Richtlinien und Vorgaben. Ich kann Ihnen von meiner Sichtweise her jetzt nicht sagen, ob sie ausreichen, weil ich sie auch in der Tiefe nicht präsent habe. Es ist die Aufgabe des Generaldirektors, diese Vorgaben zu machen und die werden auch umgesetzt. Wir haben ein sehr gut funktionierendes Qualitätsmanagement. Wir haben auch in der Direktion Strategische Planung ein eigenes Qualitätsmanagement verankert. 

GR Pfeiffer: Es ist also – und das halten wir fest – die Aufgabe des Direktors der TU I, sicherzustellen, dass a) ein Qualitätsmanagement-System einmal planerisch vorgegeben ist, das den Ansprüchen eines Systems aus der heutigen Sicht entspricht, dass es durchgeführt wird und dass es auch kontrolliert wird. Einzig und allein dem Direktor der TU I. Habe ich das so richtig formuliert?

Polat-Firtinger: Ich sagte, es ist die Aufgabe des Generaldirektors des Wiener Krankenanstaltenverbundes.

GR Pfeiffer: Habe ich also falsch verstanden. Das heißt, die Direktion der TU I wäre aus Ihrer Sicht entbunden von der Verpflichtung, ein Qualitätsmanagement‑System auszubauen, durchzuführen und zu kontrollieren?

Polat-Firtinger: Habe ich nicht gesagt. Selbstverständlich, wenn in der Generaldirektion das Qualitätsmanagement verankert ist, wird im Delegationsprinzip bis in die Häuser dieses Qualitätsmanagement heruntergebrochen und dort umgesetzt.

GR Pfeiffer: Verstehen Sie mich bitte nicht falsch, ich sehe mich in der Untersuchungskommission nicht als Untersuchungsrichter. Ich möchte nur herausarbeiten, inwieweit - und das ist eigentlich die Aufgabe von uns – die Vorgaben, die notwendig sind in der Organisation, auch tatsächlich in der Umsetzung dann a) erfolgen, b) kontrolliert werden und c) zu Ergebnissen führen, die letztendlich alle wollen. Sie, alle die im Pflegebereich tätig sind, wir als Bürger, letztlich alle wollen. 

Da frage ich mich, nach den bisherigen Darstellungen, ich lese im Internet ungeheure Qualitätssicherungsmaßnahmen, ich lese – wenn Sie das vom KAV sehen – wie ungeheuer die Qualitätseffektivität im Zentrum des Handels steht und dann passieren auf der anderen Seite in der Durchführung Dinge, wo dazwischen offensichtlich irgendeine Lücke sich auftut. Sind Sie da mit mir einer Meinung, dass zwischen dem guten Wollen auf der einen Seite und die auch dargestellt sind im Internet etc. und auf der anderen Seite, in der tatsächlichen Durchführung irgendwo eine Lücke ist, die wir alle offensichtlich noch nicht entdeckt haben. Wie kann es sein, dass die Zustände, wie sie geschildert wurden, manchmal vielleicht sogar etwas überzogen, aber dennoch, Zustände die wir alle nicht wollen oder die wir selbst am eigenen Leib nicht wollten, passieren können? Ist da eine Lücke oder ist eh` alles in Ordnung und passiert`s, geht`s nicht anders?

Polat-Firtinger: Ich bin weit davon entfernt, die Dinge die vorgefallen sind, beschönigen zu wollen. Auf dieser Station, bei der Bewohnerin K. , ist ein Mangel aufgetreten. Zuständig für diese Station ist eine Stationsschwester, der das auffallen hätten müssen. 

GR Pfeiffer: Die Stationsschwester ist in dem Fall die Vorgesetzte aller dort handelnden Pflegepersonen?

Polat-Firtinger: Das ist richtig. 

GR Pfeiffer: Diese Stationsschwester ist angeblich mehrmals schon dienstauffällig gewesen. Der neue Pflegedirektor war vorher in einem Pflegeheim, das nur maximal 10 % der Kapazität hatte was er nachher zu leiten hatte. Halten Sie es für dem von Ihnen als durchaus adäquat empfundenen Management‑ und Qualitätssicherungs‑System tatsächlich entsprechend, wenn man zwei solche Leute nicht regelmäßig kontrolliert?

Polat-Firtinger: Unter „zwei Leute“ meinen Sie jetzt auf der einen Seite den Pflegedirektor und auf der anderen Seite die Stationsschwester?

GR Pfeiffer: Ja.

Polat-Firtinger: Die Stationsschwester hat eine Vorgesetzte, das ist die Oberschwester. Selbstverständlich, im Rahmen ihrer Tätigkeit hat die Oberschwester die Tätigkeiten der Stationsschwester nachvollziehbar zu machen.

GR Pfeiffer: Wir haben die Frau Oberin Platzer schon gehört. Auf der anderen sagt man, es seien Dokumentationsmängel passiert. Pflegedirektor Pelikan hat gemeint, das Aufzeigen dieser Dokumentationsmängel sei ein Missverständnis, er hätte neue Strukturen eingebracht, die es dem Pflegepersonal ermöglichen, kürzer aber deswegen trotzdem effizienter zu dokumentieren. Das dürfte aber dann nicht passiert sein oder dürfte nicht der Wahrheit entsprechen, denn sonst müsste der Oberin Platzer aufgefallen sein, dass in dieser Station Mängel tatsächlich vorhanden sind. Es ist nicht nur die Frau K. gewesen, es ist offensichtlich auch, nach Aussagen der Kontrollierenden, die Pflegedokumentation gewesen. Müsste ihr das aufgefallen sein?

Polat-Firtinger: Die Pflegedokumentation ist entweder nachvollziehbar oder nicht. Es müsste ihr aufgefallen sein, wenn sie alle Pflegedokumentationen sichtet. 

GR Pfeiffer: Das heißt eigentlich, die Kontrolle der Oberin hat in dem Fall nicht gut funktioniert, denn sie hat offensichtlich ihre Kontrolle der Stationsschwester nicht in dem Ausmaß gemacht, dass vorhandene Mängel tatsächlich aufgefallen wären und dann wieder weitergeleitet wurden?

Polat-Firtinger: Man darf nicht vergessen, dass der Pavillon I vorher aus zwei Primariaten bestanden hat, die dann zu einem Primariat zusammengeführt wurden. Die Oberschwester die für diese Station zuständig war, ist in Pension gegangen und die jetzt leitende Oberschwester hat diese Stationen neu übernommen. Es braucht eine gewisse Zeit bis sie sich einarbeitet und die Zeit muss man jedem zugestehen.

GR Pfeiffer: Dann habe ich nur mehr abschließende wenige Fragen.

Sie haben mitgearbeitet an dem IPS im Rahmen des Pflegeheimdokumentations‑Gremiums. Stimmt das?

Polat-Firtinger: Ja. 

GR Pfeiffer: Sind Sie der Meinung, dass dieses System einen Fortschritt bedeutet? Wo überall wird es bereits durchgeführt?

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Pfeiffer, bitte, Sie haben jetzt wiederholt die Zeugin über Ihre Meinungen befragt. Wenn Sie sie bitte über einen Sachverhalt befragen würden. Wir kommen sonst nicht konzentriert zu einem Ergebnis.

GR Pfeiffer: Danke, Herr Vorsitzender. Dann werde ich die Frage anders formulieren. Hat sich durch die Praxis herausgestellt, dass dieses IPS Vorteile gegenüber einem anderen Dokumentationssystem bringt?

Polat-Firtinger: Das IPS, das Interdisziplinäre Patientenbeschreibungs‑System, ist entstanden aus zwei Formularen, die beide die Pflegegeldvorbegutachtung beinhalten und werden auch als solches eingesetzt. Es enthält auch Daten, die für die Pflegedokumentation verwendet werden können, müssen aber ergänzt werden.

GR Pfeiffer: Das heißt, hier sind noch einige Arbeiten offen, um ein generelles Pflegedokumentations‑System automationsunterstützt auch wirklich durchführen zu können?

Polat-Firtinger: Das IPS war nie komplett vorgesehen als Pflegedokumentation, sondern es dient zur Erhebung der Pflegegeldeinstufung der Betreuungsintensität der Bewohner. 

GR Pfeiffer: Gibt es Pläne, ein solches Dokumentationssystem automationsunterstützt zu machen?

Polat-Firtinger: Derzeit nicht.

GR Pfeiffer: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke auch, Herr Gemeinderat.

Bitte Herr Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Unser schwarzes Loch in den Befragungen der bisherigen Zeugen in der Untersuchungskommission ist nach wie vor die Frage der Kontrolle.

Darf ich Sie daher noch einmal zu diesem Thema befragen? Habe ich Sie richtig verstanden, dass  Sie in der alten Struktur für die Kontrolle der Pflege in den Geriatriezentren zuständig waren?

Polat-Firtinger: Im Delegationsprinzip ja.

GR Dr. Serles: Habe ich Sie richtig verstanden, dass Sie in der neuen Struktur nicht mehr für die Kontrolle der Geriatriezentren zuständig sind?

Polat-Firtinger: Ja.

GR Dr. Serles: Ich habe hier vor mir die Beschreibung der Hauptaufgaben der Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement. Da wird unter Punkt 2 folgende Aufgabe erwähnt, ich lese Ihnen das vor: „Wahrnehmung der Aufsicht in der vom Direktor der TU I übertragenen Bereich Pflege.“

Welche Aufgaben betrifft denn diese Wahrnehmung der Aufsicht über die Pflege?

Polat-Firtinger: Da gibt es auch einen Klammerausdruck und der heißt „im Auftrag des Direktors“ oder so.

GR Dr. Serles:  Diesen Klammerausdruck kann ich auf meinen Unterlagen nicht erkennen. Ich habe einen Stand vom 19.2.2002. Vielleicht verfügen Sie über Unterlagen, die Ihre Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht näher beschreiben. Vielleicht können Sie uns diese Unterlagen zur Verfügung stellen.

Polat-Firtinger: Ich habe eine Stellenbeschreibung, die habe ich allerdings nicht mit. 

GR Dr. Serles: Können Sie daher noch einmal präzisieren, worin Ihre Aufgaben in der Wahrnehmung der Aufsicht über den Bereich Pflege – soweit er Ihnen vom Direktor der TU I übertragen wurde – bestehen?

Polat-Firtinger: Wir sind beauftragt z.B. Mitarbeiterorientierungsgespräche durchzuführen mit den Pflegedirektoren. Wir haben Konferenzen mit den Pflegedirektoren. Wir sind zuständig für die Mithilfe, Umsetzung von Richtlinien, die Pflege betreffen. Die Pflegeexpertise ist nach wie vor bei mir, nicht die Kontrolle, nicht die Fachaufsicht, aber ich bin nach wie vor Pflegeexpertin.

GR Dr. Serles: Frau Polat-Firtinger. Wer macht dann die Fachaufsicht? Wer kontrolliert dann zur Zeit seitens des KAV tatsächlich die Wiener Pflegeheime?

Polat-Firtinger: Wir haben – die Kontrolle liegt bei der Kollegialen Führung – die Fachaufsicht. Wir haben installiert die Interne Revision in der Generaldirektion, die die Kontrolltätigkeit für den Wiener Krankenanstaltenverbund in den einzelnen Häusern durchführt.

GR Dr. Serles: Das heißt, die einzelnen Geriatriezentren kontrollieren sich selbst im Wege der Kollegialen Führung?

Polat-Firtinger: Das ist die eine Schiene. Die andere Schiene ist die Interne Revision die Prüfungen durchführt. 

GR Dr. Serles: Wer ist für die Interne Revision im Krankenanstaltenverbund verantwortlich?

Polat-Firtinger: Die Interne Revision ist in der Generaldirektion angesiedelt; als Stabstelle des Generaldirektors. 

GR Dr. Serles: Können Sie uns sagen, aus wie vielen Mitarbeitern die Interne Revision im KAV besteht, in etwa?

Polat-Firtinger: Ich denke 8 oder 9 Personen, ich weiß es wirklich nicht genau.

GR Dr. Serles: Die Interne Revision ist, wenn ich Sie richtig verstanden habe, direkt dem Herrn Generaldirektor Hauke unterstellt als Stabstelle der Generaldirektion?

Polat-Firtinger: Ja.

GR Dr. Serles: Da gibt es keine hierarchische Ebene dazwischen?

Polat-Firtinger: Nein. 

GR Dr. Serles: Wer ist der Leiter der Internen Revision im Krankenanstaltenverbund?

Polat-Firtinger: Das ist der Herr Mag. Schwarz. 

GR Dr. Serles: Dann beantragen wir die Ladung des Herrn Mag. Schwarz als Zeugen hinsichtlich oder zum Beweisthema der Kontrolle der Wiener Pflegeheime durch die Abteilung Interne Revision im Krankenanstaltenverbund.

Frau Oberin, zu Ihren Aufgaben zählt auch das Reklamationsmanagement und die Koordination von Beschwerden?

Polat-Firtinger: Ja.

GR Dr. Serles: In welcher Weise kommen Sie diesem Aufgabenbereich nach? Können Sie uns beschreiben, welche Beschwerden zu Ihnen gelangen? Welche Quellen von Beschwerden es gibt? Wie Sie auf derartige Beschwerden reagieren?

Polat-Firtinger: Es kommen entweder Beschwerden über das Stadtratbüro zu mir. Es kommen Beschwerden, wenn Beschwerdeführer sich an den Bürgermeister wenden, zu mir. Diese Beschwerden kommen zuerst zum Generaldirektor, der Generaldirektor verweist sie weiter an den Direktor der Teilunternehmung, und der Teilunternehmungs‑Direktor weist sie dann der Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement zu, wo ich dann die Beschwerden bearbeite.

Es kommt auch vor, dass Beschwerdeführer sich direkt an mich wenden. Beschwerdeführer können Angehörige, können aber auch Mitarbeiter sein.

GR Dr. Serles: Wie viele Beschwerden gelangen da durchschnittlich im Laufe eines Monats an Sie?

Polat-Firtinger: Das ist unterschiedlich. In der letzten Zeit waren es erheblich mehr.

GR Dr. Serles: Sie meinen, nachdem die Themen der Pflegeheime, der Probleme, die dort ausgehen vom Pavillon I im GZW thematisiert worden sind und öffentlich im Gespräch waren?

Polat-Firtinger: Meine aktive Telefonnummer war auch die Hotline‑Nummer. Das heißt, ich wurde direkt konfrontiert mit den Anrufen von den Angehörigen, Beschwerdeführern, etc. 

GR Dr. Serles: Was mich interessiert, die Anzahl der Beschwerden, bevor das ganze Thema öffentlich wurde. Wie viele Beschwerden gelangten da im Durchschnitt pro Monat zu Ihnen?

Polat-Firtinger: Pro Monat kann ich es Ihnen von allen Krankenhäusern und Pflegeheimen und Geriatriezentren nicht genau sagen. Im Jahr sind es ungefähr 80 gewesen.

GR Dr. Serles: Sie haben uns schon Quellen genannt, von denen Sie diese Beschwerden erhalten haben. Von der Frau Stadträtin, möglicherweise vom oder über den Herrn Generaldirektor. Sie können Sie das in etwa quantifizieren? Ich nehme an, von Betroffenen selbst, von Angehörigen oder Pfleglingen auch selbst. Können Sie ungefähr quantifizieren, wie sich die Verteilung dieser 80 Beschwerden oder wie sich diese 80 Beschwerden auf diese einzelnen Quellen verteilen? Mir kommt es nicht auf die Stückzahl an, ich möchte ungefähr ein Gefühl für die Größenordnung bekommen. Ist da der Löwenanteil von der Frau Stadträtin gekommen? Kam der Löwenanteil von Betroffenen? Waren Sie auch zuständig für Beschwerden des Personals und Anfliegen des Personals?

Polat-Firtinger: Ja, ich bin auch zuständig für Beschwerden von Mitarbeitern und die nehme ich genau so ernst wie allen anderen Beschwerden.

Quantifizieren? Ich habe die Zahlen wirklich nicht im Kopf. Der Löwenanteil, denke ich, kommt schon von der Frau Stadträtin. Die Beschwerdeführer, die sich an die Frau Stadträtin wenden mit der Bitte um Unterstützung und Hilfe, oder was auch immer, und ich bin dann auch berichtspflichtig an die Stadträtin.

GR Dr. Serles: Was mich noch in dem Zusammenhang interessieren würde, ist Ihre derzeitige Zusammenarbeit mit dem Pflegeanwalt. Jetzt gibt es sozusagen auf einmal eine Vielzahl von Stellen, bei denen sich Betroffene beschweren können. Bei Ihnen nach wie vor, beim Pflegeanwalt, beim Patientenanwalt, der wird dann noch als Zeuge in der Untersuchungskommission befragt werden. Wie gestaltet sich denn Ihre Tätigkeit im Bereich Reklamationsmanagement seit der Existenz vom Herrn Dr. Vogt als Pflegeanwalt? Läuft das Gros der Beschwerden jetzt direkt zu ihm? Sind Sie jetzt damit in dem Bereich arbeitslos geworden? Oder gibt es nach wie vor Beschwerden, die Sie behandeln?

Polat-Firtinger: Ich weiß nicht, ob ich jetzt sagen soll, ich bin Gott sei Dank nicht arbeitslos geworden. Ich merke keine Veränderung, was Beschwerden betrifft. Ich bekomme nach wie vor Beschwerden über das Stadtratbüro zu mir verwiesen. Der Pflegeombudsmann hat an mich keine Beschwerden weitergeleitet, die bearbeitet er selber. Ich habe immer zusammen gearbeitet mit dem Patientenanwalt. Wir kennen einander selbstverständlich und tauschen uns auch aus. Ich informiere ihn regelmäßig, wenn irgendetwas los ist, auch schon im Vorfeld, wenn Beschwerden zu erwarten sind. Z.B. so wie es auch die Kollegialen Führungen der Häuser tun. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, können Sie das Beschwerdethema jetzt dann abschließen.

GR Dr. Serles: Nein, nein, ich möchte es noch komplettieren. Was sind denn so typische Beschwerden? Womit werden Sie da konfrontiert? Erzählen Sie uns ein bisschen über den Inhalt der Beschwerden. Was wird an Sie herangetragen? Was von dem erweist sich als richtig, als echter Missstand? Welche konkreten Maßnahmen, welche Erfolge sind Ihnen gelungen? Die Zusatzfrage wäre: Lösen sich diese Beschwerden sozusagen in Luft auf und haben Sie den Eindruck, dass hinter den meisten Beschwerden möglicherweise nicht Richtiges steckt? Mich würden Details aus Ihrer täglichen Arbeit hier interessieren.

Polat-Firtinger: Prinzipiell gehe ich jeder Beschwerde nach. Das heißt, der Beschwerdeführer, wenn er schriftlich sich an mich wendet, dann lese ich das einmal durch und dann nehme ich mit den betroffenen Stellen Kontakt auf. Ich leite die Beschwerde weiter, bitte das Haus um Stellungnahme, das ist die eine Möglichkeit. Gehe aber auch vor Ort und schaue, wie sich die örtliche Situation ergibt. Z.B.: Es gibt Beschwerden über bauliche Gegebenheiten. Es gibt Beschwerden über nicht gut schmeckendes Essen. Z.B. die Parkraumbewirtschaftung war auch ein Thema, solche Beschwerden und Beschwerden von Mitarbeitern.

GR Dr. Serles: Was war das schönste Erlebnis in Ihrer beruflichen Tätigkeit was konkret die Beschwerden betrifft? Wo haben Sie den Eindruck: ja, da habe ich konkret helfen können, ja, da habe ich für die Pflege in Wien etwas weiter gebracht. Nennen Sie uns bitte ein Beispiel.

Polat-Firtinger: Die Beschwerden betreffen nicht ausschließlich die Pflege, sondern sind quer durch. Auch Medizin, technische Belange etc. 

GR Dr. Serles: Nennen Sie uns Ihr schönstes Erlebnis im Zusammenhang mit dem Beschwerdemanagement. 

Polat-Firtinger: Ich weiß nicht, ob ich Sie jetzt richtig verstanden habe, denn Beschwerden sind kein schönes Erlebnis. 

GR Dr. Serles: Wenn Sie helfen können, muss es doch ein Erfolgserlebnis für Sie bedeuten.

Polat-Firtinger: Ich pflege, wenn es geht, mich immer mit den Beschwerdeführern zusammen zu setzen und versuche das, was die Beschwerdeführer mir sagen ernst zu nehmen. Das heißt, es gibt verschiedene Wahrheiten, sage ich jetzt einmal. Und hier aufklärend tätig zu sein, weil es vielleicht nur ein Missverständnis ist, das ist schon etwas schönes. 

GR Dr. Serles: Ich versuche krampfhaft, hier von Ihnen konkrete Antworten zu erhalten. Ich bemerke, es gelingt mir nicht wirklich. 

Können Sie uns nicht anhand eines praktischen Beispieles vor Augen führen, dass das, was im Wege des Beschwerdemanagements machen, sinnvoll, hilfreich, befriedigend ist, weil Sie konkret helfen konnten? Das hätte mich interessiert.

Polat-Firtinger: Wenn eine Mitarbeiterin z.B. unzufrieden ist mit ihrer Arbeitssituation und ich eine Stelle finde, wo sie zufrieden ist auf Grund ihrer eigenen Anforderungen und Bedürfnisse.

GR Dr. Serles: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke Herr Dr. Serles.

Bitte Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Oberin Polat-Firtinger! Ich möchte wieder auf den Anlassfall zurückkommen, nämlich dass es einen Prüfbericht der MA 47 über Unzulänglichkeiten auf einer Station im Pavillon I des Geriatriezentrum Am Wienerwald gegeben hat.

Sie haben eingangs darauf hingewiesen, dass am 8. August eine unangemeldete Überprüfung Ihrerseits gemeinsam mit der Frau Dr. Drapalik stattgefunden hat. Die Frage wäre: Was haben Sie konkret festgestellt bei dieser unangesagten, unangekündigten Begehung? Welche Maßnahmen wurden ergriffen?

Polat-Firtinger: Ich war mit Frau Dr. Drapalik vor Ort. Wir sind auf Pavillon I im Parterre gewesen und dann im 1. Stock. Wir haben im Parterre alle Zimmer, sozusagen alle Patientenzimmer, begangen, haben Kontakt aufgenommen zu den Bewohnern, haben mit ihnen geplaudert und haben uns auch die Dokumentationen angesehen und auch die Dokumentation von der Frau K. 

Die Dokumentation war zum Teil nicht vollständig, das haben auch wir festgestellt.  Die Frau K. selbst war, wie wir dort waren, im Bett, es war gerade Essenszeit, Nachtmahlzeit, sie war gepflegt. Wir haben beide, Frau Dr. Drapalik und ich, die Bewohnerin angeschaut, mit ihr geplaudert und sie war gepflegt.

GR Deutsch: Konkrete weitere Maßnahmen wurden nach der Begehung nicht ergriffen?

Polat-Firtinger: Wir haben sofort den Bericht geschrieben. Wir haben sofort wegen diesem Rollstuhl, der nicht passend war für die Bewohnerin, das Haus ersucht, dass man sich darum kümmern möge. Der Generaldirektor hat, ich glaube am 13.8., die Kollegiale Führung zu sich gebeten, um die weiteren Maßnahmen mit ihnen zu besprechen. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Nach dem es einen schriftlichen Bericht über dieses Prüfergebnis gibt, über diese unangekündigte Begehung, möchte ich den Antrag stellen, dass dieser Bericht auch der Untersuchungskommission zur Verfügung gestellt wird. 

Meine 2. Frage an Sie Frau Oberin Polat-Firtinger wäre: Sie sind im Krankenanstaltenverbund im Pflegebereich für die Qualitätssicherung, für das Qualitätsmanagement, wie Sie gesagt haben, verantwortlich bzw. mitverantwortlich. Nach dem die Bewohnerinnen und Bewohner bzw. Patienten ja im Mittelpunkt stehen, und wir uns auch in der Untersuchungskommission mit den Lebensumständen, mit der Situation der Betroffenen vor Ort auseinandersetzen, daher die Frage, nämlich eine grundsätzliche Frage: Welche konkreten Verbesserungen für Bewohner und Patienten wurden im Bereich des KAV auf Grund dieses Prüfberichtes geschaffen?

Polat-Firtinger: Erst einmal die engmaschigeren Kontrollen, die unangemeldeten Kontrollen, die die Kollegiale Führung durchzuführen hat. Dann der Bettenabbau, also es werden alle 8‑ und 7‑Bettzimmer reduziert und in weiterer Folge wird man sich anschauen müssen, was alles möglich ist. 

Es wird einen Schwerpunkt geben in Richtung Dokumentation. Hier sind wir schon dabei, die Dokumentation interdisziplinär zu vereinfachen. Da gibt es einen Arbeitskreis dazu, damit es nicht zu Doppelgleisigkeiten kommt. 

GR Deutsch: Dritte und vorerst letzte Frage ist die des Personals, das auch immer wieder angesprochen wird. Ein Problem, das kein ausschließlich, sage jetzt einmal, Wien- oder Österreich weites Problem, sondern ein Europa weites Problem ist. Daher die erste Frage: Wie viele Pflegepersonen pro 100 Betten gibt es im Geriatriezentrum Am Wienerwald?

Vorsitzender Dr. Körber: Im Durchschnitt ist gemeint?

GR Deutsch: Im Durchschnitt.

Polat-Firtinger: Im Durchschnitt gibt es im Geriatriezentrum Am Wienerwald eine Kennzahl von 59:159 Pflegpersonen für 100 belegte Betten. 

GR Deutsch: Dann würde ich noch einmal gerne auf den Artikel, den die Kollegin Pilz auch schon zitiert hat, zurückkommen, wo der Herr Dr. Vogt in seiner Funktion als Ombudsmann zitiert wird, dass nicht, wie seinerzeit vom Pflegedirektor Pelikan gemeint, 70 Personen fehlen, sondern insgesamt 202 Personen fehlen würden.

Daher die Frage: Haben Sie im Interesse der Qualitätssicherung diese Differenz – nach dem ich annehme, dass Sie auch diesen Zeitungsartikel gelesen haben – sich angesehen und zu welchem Ergebnis sind Sie gekommen?

Polat-Firtinger: Ich habe mir diesen Zeitungsartikel angesehen. Ich kann diese Zahlen nicht nachvollziehen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Zeugin, bitte, sprechen wir von Planstellen, die nicht besetzt sind oder von Stellen die notwendig noch wären zusätzlich als Planstellen? Das scheint mir nicht ganz ...

GR Deutsch: In dem Artikel kommt zum Ausdruck, dass es sich um vorhandene Dienstposten handelt, die nicht besetzt wären. Das heißt, Sie konnten, wenn ich Ihre Aussage richtig verstanden habe, diese Rechnung nicht nachvollziehen. Haben Sie mit Dr. Vogt Kontakt diesbezüglich aufgenommen?

Polat-Firtinger: Nein.

GR Deutsch: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke Herr Gemeinderat. 

Ich habe hier vorliegen zwei Beweisanträge. Einen seitens des Herrn Dr. Serles betreffend zeugenschaftliche Vernehmung des Mag. Schwarz.

Den Beweisantrag des Herrn GR Deutsch betreffend Beischaffung des Berichtes schriftlichen Gewichtes über Maßnahmen aus Anlass der Kontrolle.

Gibt es dazu einen Wunsch der Diskussion? – Ich darf annehmen, dass dann beiden Anträgen zugestimmt wird oder ist eine Gegenstimme oder eine Stimmenthaltung? – Nein. Dann stelle ich die einstimmige Annahme dieser Beweisanträge fest.

Bitte Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke Herr Vorsitzender! Ich möchte gerne an das, was der Herr Kollege Deutsch jetzt mit Ihnen besprochen hat, anschließen. Es fällt mir schon auf, dass Sie als Zuständige  für Pflege und Qualitätsmanagement jetzt so einen starken Mitstreiter in der Sache haben, mit dem Herrn Dr. Vogt, der auch tatsächlich von der Frau Stadträtin selber und auch medial sehr unterstützt und in jeder Hinsicht als Krisenhelfer für die Pflege eingesetzt wurde, und Sie kein Gespräch mit ihm haben. Woran liegt denn das? Liegt das an ihm oder Ihnen oder an einer Weisung oder woran liegt das?

Polat-Firtinger: Das liegt daran, dass ich in der Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement arbeite, und nicht für die Pflege per se ausschließlich zuständig bin. Der Pflegeanwalt Dr. Vogt ist jetzt im Geriatriezentrum Am Wienerwald und macht seine Begehungen, macht seine Arbeit.

GRin Dr. Pilz: Irgendwie tu ich mir schwer, darauf zu kommen, wofür Sie wirklich zuständig sind. Ich stehe nicht an, es kann auch mir selber liegen, aber da gibt es jetzt Missstände, da gibt es himmelschreiende Personalnot, speziell in der Pflege, da sind Sie für Fachaufsicht zuständig, da sind Sie für Weiterbildung, für Mitarbeitergespräche bei den Führungskräften zuständig. Da wird von einem abgewerteten, unterbezahlten, schlecht behandelten Berufsstand geredet, der Ihrer ist. Sie sind im Krankenanstaltenverbund auf oberster Ebene, nehme ich wohl an, auch für die Qualität genau dieser Arbeit zuständig.  Was ich nicht verstehe ist, dass Sie mit einer für mich sehr gleichmütigen Art und Weise darauf reagieren, wenn solche Dinge in der Zeitung stehen, dass mehr als 200 Pflegekräfte real fehlen. Sie sagen, Sie können es nicht nachvollziehen. Haben Sie nicht irgend einen Elan hineingelegt, es entweder nachvollziehen zu können oder es aufzuklären? Wieso nehmen Sie das so hin, was Gott und Welt über die Situation sagt und es betrifft Sie irgendwie in Ihrem Elfenbeinturm nicht?

Polat-Firtinger: Es gibt im Wiener Krankenanstaltenverbund einen Soll-Dienstpostenplan, das sind bestimmte Dienstposten, die sind ausverhandelt mit der Magistratsdirektion und wir dürfen nicht einen Dienstposten, nicht einen Mann, Mensch, Frau mehr aufnehmen. Tatsächlich ist es so, dass im Geriatriezentrum Am Wienerwald 7 Dienstposten unbesetzt sind. Auch wenn wir diese 200 Leute rekrutieren könnten auf dem Freien Markt, die es auch nicht gibt, dürften wir sie nicht aufnehmen. 

GRin Dr. Pilz: Jetzt kommen wir der Sache schon näher. Es muss doch für Sie – nicht nur für mich als Politikerin – selber interessant sein, wie die Betreuungssituation jeden Tag im Alltag vor Ort in den einzelnen Stationen und Abteilungen da ist. Das hat vielleicht etwas mit Soll-Dienstplänen und Planposten usw. zu tun, aber für die Oberschwester, für die Stationsschwester, für die Stationsgehilfen und Stationsgehilfinnen ist es einfach „wie viele Leut` sind da, die heute die Arbeit machen?“ und „wird uns das Essen kalt, weil wir zu wenig Leute haben, die es austeilen können?“ oder „wissen wir gar nicht, wie wir zuerst anfangen sollen, um die Bewohner und Bewohnerinnen in ihren Hygienemaßnahmen zu unterstützen?“ usw., usw. Das muss Ihnen doch unter den Nägeln brennen. Ich verstehe jetzt eigentlich nicht, wieso Sie nicht das Gespräch mit Ihrem von oben verordneten stärksten Mitstreiter in der Sache suchen.

Polat-Firtinger: Wenn man sich die Entwicklung der Kennzahlen anschaut über die Jahre, dann ist es uns gelungen, sie permanent zu steigern. Wir haben 1989 eine Verhältniszahl gehabt von: 1 Pflegeperson ist für 3,2 Bewohner zuständig. Wir haben jetzt eine Verhältniszahl von: 1 Pflegeperson ist für 1,62 Bewohner, jetzt fiktiv und prozentuell, zuständig. Das heißt, wir haben die Kennzahlen verdoppeln können. Ich denke, das ist gute Arbeit.

GRin Dr. Pilz: Ich stehe nicht an, mich darüber zu freuen, und es hat uns in der Vergangenheit auch immer beruhigt, dass diese Zahlen steigend waren, weil der Pflegebedarf steigt. Faktisch sagt der Herr Dr. Vogt, dass so viele in einer entbehrlichen Oberspielleitung sind. Ich zitiere ihn wortwörtlich, so hat er das bei einem Symposium genannt. Offensichtlich schlägt diese Erhöhung von Posten mehr so in Strategie und Planung und Ausbildung und Qualität, alles vielleicht wichtige Dinge, aber vor Ort ist zu wenig Personal da. Ich frage Sie jetzt konkret: Haben Sie für sich selber aus den einzelnen Häusern, exemplarisch oder vollständig, Zahlen, wie es im Monat Jänner 2003 oder Jänner 2001, oder was immer aussieht, ausgesehen hat, wie viele Leute waren konkret von 7 Uhr bis 7 Uhr, von 12 Uhr bis 12 Uhr, vor Ort und haben die die Aufgaben abgedeckt? Ich bin nämlich informiert, dass es in den Akutspitälern solche Gegenstellungen von Realverfassung mit Sollzahlen gibt. Interessiert Sie das nicht?

Polat-Firtinger: Die Ist-Situation vor Ort interessiert mich natürlich. Noch einmal: Ich weise darauf hin, dass es 100 Stationen allein im Geriatriezentren gibt. Wenn ich mir auch täglich anschauen würde, wie viele Personen am 27. Oktober da ..., dann kann ich mit diesen Zahlen von 100 Stationen nicht so viel anfangen. Wir haben vor Ort eine Stationsschwester, wir haben eine Oberschwester, wir haben eine Pflegedirektorin, die für den Personalausgleich zuständig ist. Die Generaldirektion, respektive die Direktion, ist zuständig für Personalplanungen, auf Grund der Vergangenheit die prospektiven Personalplanungen durchführen zu können, und nicht für die Ist-Standerhebung an einem bestimmten Tag. Das ist eine Momentaufnahme, die sich binnen 5 Minuten ändern kann.

GRin Dr. Pilz: Da gebe ich Ihnen schon Recht. Jetzt stelle ich mir vor, ich wäre Pflegekraft vor Ort und stelle fest, die Momentaufnahme, die ich täglich machen kann, ist täglich katastrophal unterbesetzt. Das hören wir aus den Häusern und nicht nur wir, sondern auch der Herr Dr. Vogt, das ist nicht etwas, was Sie heute verwundern muss. Da scheint es so zu sein, als wäre eine Beschwerde darüber das Salzamt. Jeder sagt: wir haben zwar die Posten, aber die sind nicht besetzt. Und wären sie besetzt, könnten wir keine zusätzlichen bekommen. Die einen sind dort, die anderen sind da. Es gibt zu wenig Menschen und ich frage Sie, was Sie jetzt in Ihrer Funktion dagegen unternehmen, um Qualität zu sichern und Ihre Aufsicht zu erledigen?

Polat-Firtinger: Ich darf noch einmal erwähnen, dass ich keine Aufsicht habe, das ist das Erste. Das Zweite ist, dass wir eine Ausbildungsoffensive gestartet haben, nicht nur auf Grund dieser Ereignisse, sondern schon vorher, weil es sehr schwierig ist, Menschen, begeisterte Menschen auch zu gewinnen für die Geriatrie. Wir haben eine Ausbildungsoffensive gestartet, wo im Rahmen des 2. Bildungsweges, dass heißt wir nehmen engagierte Menschen auf, sie sind dann  Abteilungshilfen, und dann, bei vollem Gehalt, können sie im 2. Bildungsweg den Pflegehelferlehrgang machen, und dann auch das Diplom erwerben. Das sind diese Ausbildungsoffensiven. Es gibt auch die Imagekampagne, die jedes Jahr läuft, wo wir versuchen, gerade den Krankenpflegeberuf der Bevölkerung nahe zu bringen. Noch einmal: Gerade in der Geriatrie gibt es so etwas wie ein Auf und Ab, unter anderem sind auch die Abwanderungen in die Schweiz sehr spürbar gewesen. Und es ist auch die restriktive Haltung, dass wir keine ausländischen Kollegen mehr aufnehmen können; es hat sich natürlich auch gezeigt, dass das nicht einfach ist. 

GRin Dr. Pilz: Noch ein anderes Thema, das mich interessiert. Sie waren bis zur Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbundes zuständig auch für die Kontrolle. Wie hat denn da die Hofübergabe funktioniert? Welche Unterlagen, welche Materialien, welche Checklisten, welche Tradition haben Sie denn da wem übergeben?

Polat-Firtinger: Die neue Struktur wurde den Kollegialen Führungen vorgestellt. Es wurde den Kollegialen Führungen, respektive den Pflegedirektoren, auch mitgeteilt, dass es keine Fachaufsicht mehr jetzt übergeordnet gibt, sondern die Fachaufsicht in den Häusern ist. Auch im Internet ist diese neue Struktur Publik gemacht worden und es hat viele Gespräche in diese Richtung gegeben. 

GRin Dr. Pilz: Haben Sie konkret jemand eingeschult auf diese Aufgabe, die Sie da verlassen haben?

Polat-Firtinger: Die Pflegedirektorin vor Ort kennt ihre Aufgaben und hat auch die Fachaufsicht im Haus. Da braucht es keine explizite oder eine eigene Einschulung. 

GRin Dr. Pilz: Wie haben Sie mit der MA 47 und der dort tätigen Heimaufsicht zusammen gearbeitet?

Polat-Firtinger: Ich weiß nicht genau, wann die Frau ARin Ehmsen-Höhnl ihre Aufgabe in der Magistratsabteilung 47 begonnen hat, das ist mir nicht bekannt. Ich weiß aber, dass sie im Jahr 2000 das Gespräch gesucht hat mit der Generaloberin Staudinger, wo ich dabei war. Da hat sie dann mitgeteilt, dass sie auch für die städtischen Pflegeheime zuständig ist. Wir haben ihr größtmögliche Unterstützung zugesagt. Ich habe dann einige Gespräche auch mit der ARin Ehmsen-Höhnl geführt, unter anderem zum Thema Personalberechnungs‑ Methoden. Ich habe ihr sozusagen das nachvollziehbar gemacht. Ich habe ihr gezeigt, wie die damalige Personalberechnungs‑Methode, das Wiener Modell, funktioniert, und habe ihr auch die Unterlagen darüber gegeben.

GRin Dr. Pilz: Frau ARin Ehmsen-Höhnl hat ausgesagt, dass sie sich diese Dinge alle selber erarbeiten musste und selber entwickeln musste.

Polat-Firtinger: Ich kann nur das wiederholen, was ich gesagt habe. Ich habe auch meine Aktenvermerke dazu und ich kann auch diese Gespräche nachvollziehbar machen. Sie hat das Gespräch gesucht mit der Generaloberin Staudinger und ich war dabei, das im Jahr 2000. Wir haben dann auch Kontakte gehabt.

GRin Dr. Pilz: Danke schön.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau GRin Lakatha, bitte, Sie haben sich zu Wort gemeldet.

GRin Lakatha: Ich habe eine kurze Frage an Sie. Sie haben gesagt, dass Sie in der alten Struktur auch für die Kontrolle zuständig und letztlich auch für die Mitarbeiter zuständig waren. Sie kennen das Ergebnis der Mitarbeiterbefragung, das 2001 dann veröffentlicht wurde, also letztlich noch in Ihren Bereich gefallen ist. Das ist in Lainz besonders schlecht gewesen. Sie haben gesagt, es war für Sie immer ein schönes Erlebnis, einem Mitarbeiter einen Arbeitsplatz zu verschaffen, wo er sich wohl fühlt. Die Mitarbeiterunzufriedenheit war sehr groß. Was haben Sie da unternommen oder wann haben Sie davon erfahren? Was haben Sie, bitte, dagegen unternommen, denn das war damals noch Ihr Verantwortungsbereich?

Polat-Firtinger: In der alten Struktur in der Direktion Kranken- und Altenpflege war die Leitung bei der Frau Generaloberin Staudinger. Und meines Wissens nach wurde die Mitarbeiterbefragung sehr, sehr ernst genommen. Das heißt, das Ergebnis der Mitarbeiterbefragung sehr, sehr ernst genommen. Es war die erste Mitarbeiterbefragung im gesamten KAV, wir waren auch sehr gespannt über die Ergebnisse. Es hat sehr schöne Ergebnisse gegeben, aber auch welche, die uns nachdenklich gemacht haben. Meines Wissens nach hat es Gespräche mit der Kollegialen Führung gegeben, wo die nächsten Schritte besprochen wurden, damit das aufgearbeitet werden kann, diese Unzufriedenheit der Mitarbeiter.

GRin Lakatha: Die Unzufriedenheit war vor allem noch unter der Frau Direktorin Keihsler. Sie ist jetzt wieder zurückgekehrt. Finden Sie das in Ordnung?

Polat-Firtinger: Frau Direktor Keihsler ist die Pflegedirektorin im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Sie ist ernannte Pflegedirektorin, das ist ihre Dienststelle und sie hat das Geriatriezentrum St. Andrä 2 Jahre geleitet, weil es ihr gesundheitlich nicht so gut gegangen ist. Ich finde das eine sehr reife Überlegung von ihr, dass sie sagt: ich fühle mich derzeit nicht in der Lage. Dann ist das Signal gekommen: ich fühle mich wieder in der Lage. Noch einmal: Sie ist ernannte Pflegedirektorin in diesem Geriatriezentrum und das ist ihre Dienststelle. 

GRin Lakatha: Dass das ihre Dienststelle ist, ist uns bekannt. Aber wenn sie bis zu einem gewissen Zeitpunkt diese nicht ganz optimal erfüllt hat, und nur weil man ernannt ist, dass man diesen Posten wieder einnimmt, ist es deshalb nicht gesagt, dass sich alles ändern muss. 

Meine Frage an Sie, die Sie auch verschlüsselt beantworten können. Ich finde, Sie ist jetzt wieder zurückgekehrt, ich stehe am Standpunkt, eine Berufung zurück ist etwas großzügig gewesen, weil es hat sich sicher nichts geändert. Sie hat es vorher nicht optimal erfüllt, weil ja die Mitarbeiterbefragung dann anders ausgefallen wäre. Gesundheitlich ist Gott sei Dank jetzt wieder alles in Ordnung. Aber sie ist am alten Posten, auch wenn er ihr zusteht, nur das allein ist zu wenig. Sind Sie der Meinung, dass sie die richtige Person am richtigen Posten ist?

Polat-Firtinger: Ich denke, dass Frau Direktor Keihsler auch einen Lernprozess, wie wir alle, durchmacht. Ich glaube, sie hat einige Veränderungen vor, oder vorgehabt. Eine davon sind diese regelmäßigen oder kürzeren Besprechungen mit den Oberschwestern. Ich glaube schon, dass sie ihre Aufgabe sehr ,sehr ernst nimmt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

GR Pfeiffer: Eine Frage, bitte.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, ja, aber wirklich nur eine Frage, weil ich habe schon vorher die weitere Wortmeldung des Herrn Barnet gehabt.

GR Pfeiffer: Welches sind die derzeit wich-tigsten organisatorischen Änderungsvorhaben in Ihrer Abteilung?

Polat-Firtinger: In meiner Abteilung? Das heißt in der Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement? Die wichtigsten Vorhaben?

Die Zielvereinbarungsgespräche mit den Häusern haben stattgefunden. Die wichtigsten Vorhaben sind in Zusammenarbeit mit der Abteilung Kapazität und Leistungs ..., das heißt, mit den gesamten Abteilungen der Direktion die Budgetvorhaben umzusetzen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist die Antwort jetzt gegeben?

GR Barnet.

GR Barnet: Danke Herr Vorsitzender. Frau Polat-Firtinger, Sie müssen mir ein bisserl helfen; ich bin bekannt dafür, dass ich ein bisserl schwach von Begriff bin und immer länger brauche, um das zu verstehen oder mehrfach nachfragen muss, weil ich das nicht immer alles gleich verstehe.

Sie haben jetzt mehrfach gesagt, dass Sie eigentlich grundsätzlich nicht für Kontrollen zuständig sind. Dass es die Abteilung, in der Sie früher waren aber war und diese Angelegenheit jetzt nicht mehr durch Ihre Abteilung, in der Sie tätig sind, wahrgenommen wird, sondern durch die Interne Revision. Habe ich das verstanden?

Polat-Firtinger: Das haben Sie sehr gut verstanden.

GR Barnet: Ich frage das noch einmal, weil sonst irre ich mich. Ganz konkret, im Jahre 1994 hieß es noch „Aufsicht über die Pflegedirektoren der Krankenanstalten und Pflegeheime“. Wo ist diese Angelegenheit jetzt in der neuen Organisation?

Polat-Firtinger: Beim Direktor der Teilunternehmung, der die Aufsicht hat über das ihm unterstellt Personal.

GR Barnet: Wenn ich das jetzt richtig verstehe, deswegen sage ich es noch einmal, wäre das die, für mich zugänglich aus dem Internet, „Angelegenheit Aufsicht über die LeiterInnen der Abteilungen der Direktion der Teilunternehmen I sowie“ ein paar Sachen lasse ich jetzt aus: „über die Kollegialen Führungen in der Teilunternehmung I.“?

Polat-Firtinger: Auch das haben Sie sehr richtig verstanden.

GR Barnet: Zuerst haben Sie gesagt, dass die Interne Revision das macht oder machen es doch beide?

Polat-Firtinger: Aufsicht und Kontrolle können zweierlei sein.

GR Barnet: Das müssen Sie mir jetzt erklären.

Polat-Firtinger: Die Interne Revision ist zuständig für Kontrollen und macht auch Kontrollberichte. Aufsicht heißt nicht nur Aufsicht, sondern auch Begleitung, Betreuung, Gespräche führen etc.

GR Barnet: Der Herr Vorsitzende hat zwar gesagt, dass Sie nicht als Rechtsexpertin da sind. Aber auf Grund Ihrer umfassenden Ausbildung, die Sie uns zuerst geschildert haben und Ihrer Dienstprüfung, werden Sie mir sicher sagen können: Aufsicht im Sinne der einschlägigen Gesetze ist jetzt aber doch bei Ihnen Dienst- und Fachaufsicht, oder nur Fachaufsicht oder nur Dienstaufsicht? Welche Aufsicht umfasst diese drei Bereiche der Aufsichten?

Polat-Firtinger: Wie Sie richtig gesagt haben, bin ich keine Rechtsexpertin. 

GR Barnet: Aber die Dienstrechtsprüfung haben Sie, nehme ich an?

Polat-Firtinger: Nein. ...

GR Barnet: Das heißt, Sie wissen eigentlich nicht, was Aufsicht im Sinne der Gesetze im Hinblick auf Dienst- und/oder Fachaufsicht bedeutet?

Polat-Firtinger: Ich weiß sehr wohl was Fachaufsicht bedeutet.

GR Barnet: Dann frage ich Sie noch einmal: Welche Art der Aufsichten führt der Direktor der Teilunternehmung I, bzw. seine Abteilung, also Ihre Abteilung, in der Sie tätig sind? Denn gemäß Geschäftseinteilung besteht die Möglichkeit, solche Aufsichten an Sie zu delegieren, ich lese es Ihnen gerne vor, aber Sie wissen es. Welche Arten der Aufsicht im Sinne der Dienst- und/oder Fachaufsicht im Sinne der einschlägigen Gesetze ist diese Aufsicht jetzt? Oder keine im Sinne der einschlägigen Gesetze?

Polat-Firtinger: Z.B. das Kerngeschäft des Direktors der Teilunternehmung ist die Umsetzung des Budgets, die Investitionen etc. nachvollziehbar zu machen.  In diesem Sinne auch, ob die Kollegialen Führungen ihren den Stellenbeschreibungen gemäßen Aufgaben nachkommen.

GR Barnet: Jetzt ist aber in seinem und damit auch in Ihrem Bereich die Pflege. Führen die Abteilung, in der Sie tätig sind, oder der Direktor der Teilunternehmung I, im Bereich der Pflege, oder dann, wenn er es an Sie delegiert, im Sinne der Dienst- und Fachaufsicht nach den einschlägigen Gesetzen durch: ja oder nein?

Polat-Firtinger: Ich habe das schon mehrmals beantwortet. 

GR Barnet: Ich frage Sie trotzdem noch einmal, weil ich schwer von Begriff bin.

Polat-Firtinger: Ich habe keine Fachaufsicht. Die Fachaufsicht liegt bei den Kollegialen Führungen. 

GR Barnet: Wer hat dann die Dienstaufsicht, wenn Sie nicht die Fachaufsicht haben?

Polat-Firtinger: Die Dienstaufsicht liegt ebenfalls bei den Kollegialen Führungen. In weiterer Folge ... 

GR Barnet: ... 

Polat-Firtinger: ... und in weiterer Folge beim Direktor der Teilunternehmung.

GR Barnet: Damit machen wir einmal fest: Die Fachaufsicht übernimmt die Teilunternehmung I nicht, dass heißt, also weder der Generaldirektor noch Sie. Wer hat dann die Fachaufsicht?

Polat-Firtinger: Liegt bei den Kollegialen Führungen.

GR Barnet: Das verstehe ich schon. Die Fachaufsicht über die Kollegialen Führungen im Sinne des Begriffes aus dem Jahre 1994, ich lese ihnen das noch einmal vor: „Aufsicht über die Pflegedirektoren der Krankenanstalten und Pflegeheime“. Wer führt die Fachaufsicht im Sinne dieses Begriffes, nachdem es geändert wurde, bei der neuen Organisation heute, jetzt, aus, wenn ich den Begriff „Aufsicht“ dort, wo er bei Ihnen und der Teilunternehmung steht, nicht vorhanden ist. Wer macht dann die Fachaufsicht?

Polat-Firtinger: Die Letztverantwortung hat der Generaldirektor des Krankenanstaltenverbundes.

GR Barnet: Bei dem finde ich es aber nicht, macht nichts.

Wer hat die Dienstaufsicht über die Kollegialen Führungen?

Polat-Firtinger: Hier liegt ebenfalls die Letztverantwortung beim Generaldirektor des Wiener Krankenanstaltenverbundes.

GR Barnet: Was im Sinne der Aufsicht umfasst dann die Begrifflichkeit „Aufsicht“ beim Direktor der Teilunternehmung I und bei Ihnen, wenn es nicht die Dienst- und/oder Fachaufsicht, sondern keine von beiden ist, was ist das dann für eine Aufsicht?

Polat-Firtinger: Die Begleitung und Betreuung der Kollegialen Führung bei Problemen, Hilfestellung und, natürlich bei den Aufgaben und den Tätigkeiten, Unterstützung, und auch im Sinne des Budgetvollzug die Nachvollziehbarkeit.

GR Barnet: Dann gehe ich davon aus, dass Sie mit mir einer Meinung sind, dass man das auch so nennen sollte und nicht Aufsicht. Weil sonst glauben so Leute, die nichts verstehen, so wie ich, dass Aufsicht im Sinne von Fach- und Dienstaufsicht im Sinne der einschlägigen Gesetze gemeint ist. Weil das ist nämlich der Zweck einer Geschäftseinteilung, zumindest habe ich das einmal bei meiner Dienstrechtsprüfung so gelernt.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie fragen die Zeugin bitte nach Ihren Meinungen.

GR Barnet: Und zwar deswegen, Herr Vorsitzender, weil sie selber zuerst in ihrer Beschreibung, was sie alles an Ausbildungen durchgemacht hat und unter anderem gesagt hat, dass sie auch Master für Public Health ist. Ich gehe davon aus, dass einer der Gegenstände dort nicht nur die Form von Pflege und Gesundheit ist, sondern auch ein Rechtsgegenstand im Zusammenhang mit einschlägigen Gesetzen.

Vorsitzender Dr. Körber: Es ist nichts einzuwenden gegen konkrete Fragen. Aber bitte nicht nach Meinungen zu fragen.

GR Barnet: Gibt es eine Zusammenarbeit mit der Internen Revision, wenn die sonst die Aufsicht im Auftrag des Generaldirektors durchführen, durch Ihre Abteilung in der Sie tätig sind?

Polat-Firtinger: Ja, es gibt eine Zusammenarbeit.

GR Barnet: Welche Beiträge liefern Sie da?

Polat-Firtinger: Wie meinen Sie das mit den Beiträgen?

GR Barnet: Wenn die die Fach- und Dienstaufsicht machen, was können Sie dann beitragen?

Polat-Firtinger: Es gibt Prüfungen, die die Interne Revision durchführt. Die Prüfberichte werden dann besprochen, und je nach Ergebnis wird das nachvollziehbar gemacht, und dann die Dinge besprochen und eventuell, wenn etwas aufgefallen ist, versucht, das abzustellen.

GR Barnet: Gibt es einen koordinierten Kontrollplan, oder so irgend etwas, an dem Sie beitragen?

Polat-Firtinger: Wenn wir mit einer Bitte an die Interne Revision um Überprüfung herantreten, werden wir eingebunden in diese Überprüfungen.

GR Barnet: Aber nicht standardisiert ...

Polat-Firtinger: Die Interne Revision hat sehr wohl prospektiv eine Planung, welche Prüfungen sie wo durchführen wollen. Das sind die konkreten Planungen und anlassbezogen machen sie dann selbstverständlich auch die anderen Prüfungen.

GR Barnet: Drei kurze Fragen noch zum selben Themenkreis. Sie sagen Ähnliches wie die Frau Dr. Drapalik das letzte Mal und sie waren dann beide am 8.8. beauftragt, eine Nachsicht zu halten, die jetzt irgendwie eine Art Aufsicht ohne Dienst- und Fachaufsicht ist. Können Sie mir erklären, warum Sie und die Frau Dr. Drapalik das gemacht haben, außer die Begründung „die Stadträtin hat das beauftragt“, weil das haben wir schon gehört. Aber warum hat der KAV oder sonst nicht irgendwer gesagt: „ Frau Stadträtin, da sind Sie falsch, weil das ist die Zuständigkeit der Internen Revision und nicht von uns. Wir machen es zwar gern, aber eigentlich sind wir nicht zuständig.“ 

Polat-Firtinger: Das war ein Bericht über konkrete Beschwerden. Und Beschwerdemanagement und Reklamationsmanagement fällt in meinen Aufgabenbereich. Das ist das eine; und das andere ist, dass ich natürlich Pflegeexpertin in der Geriatrie bin. 

GR Barnet: Sie haben zuerst etwas gesagt über Ihre Arbeitsplatzbeschreibung. Sie können die natürlich vorlegen. Ich bin irgendwie ein bisserl überrascht, weil ich habe in der Zwischenzeit die Information erhalten, dass diese Arbeitsplatzbeschreibungen, aus denen man unter anderem ersehen könnte, was denn diese generelle Begrifflichkeit im Sinne der Geschäftseinteilung bedeutet, früher auf den einschlägigen Seiten Intranet und Internet gestanden sind, und seit dem sogenannten Lainz-Skandal II von dort verschwunden sind. Können Sie mir in einem Zusammenhang irgend etwas Zweckdienliches sagen, warum es die nicht mehr gibt?

Polat-Firtinger: Nein, kann ich Ihnen nicht sagen.

GR Barnet: Aber Sie wissen davon?

Polat-Firtinger: Das weißt ich nicht, dass die im Internet nicht mehr da sind.

GR Barnet: Jetzt noch zwei ganz kurze Sachen. Und zwar, Sie stehen ein bisserl im Widerspruch zu den Aussagen, die die Frau ARin Ehmsen-Höhnl da getätigt. Die Frau Kollegin Pilz hätte sich nicht mit den Strampelanzügen beschäftigen, sondern mit Sachen, die im Zusammenhang mit dem Ausschuss wirklich von eminenter Frage sind. Hat es in der ersten Sitzung wirklich sehr intensiv erfragt. Am Schluss kommt die Frau ARin Ehmsen-Höhnl zu einer Aussage, die irgendwie bezeichnend ist, nämlich dass Sie in irgend einer Art und Weise dankbar dafür gewesen wären, dass jetzt die Frau Kollegin Ehmsen-Höhnl Ihre Aufgabe wahrnimmt, nämlich im Sinne der Kontrolle. Zumindest hat die Frau Ehmsen-Höhnl noch geglaubt, dass Sie kontrollieren, und nicht die Interne Revision, aber wir täuschen uns alle. Ist es wirklich so, dass Sie so froh darüber waren, oder hat sich die unklar ausgedrückt oder schlecht? Wie hätten Sie dieses Gespräch gesehen?

Polat-Firtinger: Ich kann nur betonen, dass, wie die Frau ARin Ehmsen-Höhnl im Jahr 2000 an uns herangetreten ist, dass sie jetzt auch in den Wiener städtischen Geriatriezentren kontrolliert, dass wir ihr Unterstützung zugesagt haben, und das auch getan haben. Ich habe auch sofort, wie dieses Wissen da war bei mir, im Arbeitskreis Geriatrie gesagt, dass die Magistratsabteilung 47 kontrollieren wird in den Wiener städtischen Geriatriezentren.

Frau ARin Ehmsen-Höhnl ist in weiterer Folge noch einige Male an mich herangetreten mit der Bitte um Unterstützung, die ich ihr selbstverständlich gegeben habe. Wir arbeiten auch zusammen in anderen Arbeitskreisen oder in Expertengruppen, da hat es bis zu dem Vorfall keine Probleme in der Zusammenarbeit gegeben. Wo ich unterstützen konnte, habe ich das getan. 

GR Barnet: Sie haben selber gesagt, dass Sie immer wieder in den Pflegeheimen sind, und das deckt sich mit anderen Aussagen. Die Betroffenen der Pflegeheime haben, die Mitarbeiter die wir schon im Zeugenstand hatten, haben uns gesagt, dass sie immer wieder durch den KAV kontrolliert worden sind. War eine Ihrer Aufsichten, die keine Aufsicht war, eine Kontrolle im Sinne dessen, was die Mitarbeiter gesagt haben oder war das andere Organe?

Polat-Firtinger: Welchen Zeitrahmen meinen Sie jetzt?

GR Barnet: Den, den die Personen im Zuge der Aussagen in den letzten Sitzungen gemacht haben. Von allen anderen Mitarbeitern haben wir bisher immer die Aussage gehabt, dass die alle Protokolle gelesen haben. Ich war jetzt der Meinung, dass Sie auch die Protokolle gelesen haben, entschuldigen Sie.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, wenn Sie der Zeugin etwas vorhalten von früheren Aussagen, dann müsste man sie konkret parat haben.

GR Barnet: Dann suche ich das nachher heraus, ich habe wirklich geglaubt, sie weiß das. Weil die Anderen waren jetzt immer so gut informiert, dass sie alles auswendig gewusst haben.

Dann ziehe ich die Frage jetzt zurück, suche den Teil heraus, und frage sie das später.

Zum Schluss stelle ich noch einen Beweisantrag, Herr Vorsitzender. Die Geschäftsordnung und die Geschäftseinteilung der Generaldirektion KAV, aller Teilunternehmungen, und die Arbeitsplatzbeschreibungen aller Mitarbeiter des KAV und zwar der nächsten Sitzung, damit wir dann den Herrn Generaldirektor‑Stellvertreter Kasper oder den Herrn Generaldirektor Hauke tatsächlich damit auseinander setzen können. (Zwischenruf) Der Generaldirektion und der Teildirektionen, habe ich gesagt, Frau Kollegin Klicka. (Zwischenruf) Herr Kollege Wagner, regen Sie sich nicht so auf, das ist ganz schlecht für´s Herz, habe ich gehört.

Noch einmal gesagt: Die Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung der Generaldirektion des KAV.

Vorsitzender Dr. Körber: Darf ich ersuchen, jetzt für das Protokoll noch klarzustellen, nach dieser Diskussion, wie jetzt der Antrag lautet und worauf er sich konkret bezieht.

GR Barnet: Wenn mich die Kollegin ausreden lassen würden, könnte man das locker machen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, ich konstatiere, dass Sie den Antrag stellen. Ich habe sonst die Schwierigkeit, dass das Protokoll in der Diskussion untergeht. Daher ersuche ich Sie, das noch einmal, jetzt nachdem das besprochen wurde, zu sagen.

GR Barnet: Die Geschäftseinteilung und Geschäftsordnung der Generaldirektion KAV, der Teildirektionen des KAV sowie die Arbeitsbeschreibungen aller Mitarbeiter der Generaldirektion und der Teildirektionen, und nicht der Teilunternehmungen, sondern der Teildirektionen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ende des Antrages?

GR Barnet: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Gibt es dazu eine Äußerung?

Dann bringe ich diesen Antrag zur Abstimmung. Eine Gegenstimme? Eine Stimmenthaltung? – Wird stimmeneinhellig angenommen.

Sie haben noch eine Frage Frau GRin Matzka‑Dojder, bitte.

GRin Matzka-Dojder: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wir haben heute schon sehr viel gehört von der Generaloberin Frau Polat-Firtinger. Ich schätze Sie als Expertin, und auch ich habe einige Fragen.

Weil ich auch eine Fachfrau bin, erlauben Sie mir, dass ich Ihnen zuerst einmal eine Frage stelle betreffend diese Behauptungen in der Kronen‑Zeitung, weil das ist weder für mich, ich glaube auch nicht für die Zuhörer, so klar herausgekommen. Wie konnte es passieren, dass Dr. Vogt, oder wer immer das in der Kronen‑Zeitung gesagt hat, eine seiner Mitarbeiterinnen, dass im Geriatriezentrum Am Wienerwald 300 Personen fehlen. Wir wissen, welche Kennzahlen wir haben. Wir wissen auch, was Sie anstreben. Wir streben 63 Pflegepersonen pro 100 Betten an, da müssen aber auch die Pflegeaufwendigkeiten der Patienten dementsprechend sein, und ich weiß auch, dass jetzt ein Projekt im laufen ist: PPR-GL, das bedeutet, Personalplanung-Rechnung, Geriatrielangzeit. Ich weiß, ich habe mich auch bei den Kolleginnen erkundigt, bei den Oberschwestern die sich damit befassen, das ist ein Projekt, das eine adäquate Personalbedarfsberechnung für die Zukunft ermöglichen soll. Das ist auch eine Momentaufnahme, das ist meines Wissens eine Momentaufnahme. Ich weiß aber auch von den Kolleginnen, dass sie sagen z.B. wenn sie das durchrechnen im Jahr, dass diese Berechnung etwa 63 Pflegepersonen pro 100 Betten ergeben würde. Können Sie jetzt ein bisschen erklären, wie konnte vielleicht der Herr Dr. Vogt oder irgend jemand zu dieser Berechnung kommen?

Polat-Firtinger: Natürlich habe ich mir Gedanken darüber gemacht. Ein paar Worte zur PPR-GL, Geriatrie und Langzeit. Das ist ein Projekt, diese Personalberechnungsmethode befindet sich im Probelauf. Wir müssen dann die Zahlen evaluieren. Wenn die ersten gesicherten Ergebnisse vorliegen, werden wir diese Ergebnisse mit der Generaldirektion verhandeln und danach, nach positivem Votum, werden wir sie umsetzen in der Praxis. Geplant sind die ersten gesicherten Ergebnisse mit März 2004 und danach soll die Umsetzung beginnen. Das ist das Eine. Selbstverständlich enthält die PPR-GL alle Personen, die notwendig sind für diese Planungsmethoden, für den gesicherten Betrieb. Alles was ich jetzt frage: wie der Herr Dr. Vogt zu diesen Zahlen kommt, sind natürlich Hypothesen, weil das sind meine eigenen Hypothesen. Er selber schreibt, dass er von Abteilung zu Abteilung gegangen ist und gefragt hat, wie viele Personen fehlen. Da kann es schon sein, dass die Auskunft gegeben worden ist, so und so viele sind im Langzeitkrankenstand, so und so viele Mitarbeiter haben körperliche Schäden und haben diese Einstellungsbescheide und können nur zu 50 % z.B. eingesetzt werden. Da kann es schon sein, dass diese Zahl zusammenkommt. 

GRin Matzka-Dojder: Diese PPR-GL ist eine Momentaufnahme an einem bestimmten Stichtag. Ich weiß auch, dass diese Berechnung, es kann sich an dem Tag schon ergeben, dass Pflegepersonen fehlen, aber das ist auch eine Berechnung, meiner Meinung nach oder aus meinen Kenntnissen, die eben so funktionieren soll, dass man einen interstationären Personalausgleich auch sichern kann. Sind Sie der Meinung, dass es nur – oder vielleicht resultiert diese Aussage daraus, dass irgendjemand gesagt hat, ja, nach dieser Berechnung würden uns ...anders kann ich es mir auch nicht erklären. 

Polat-Firtinger: Das kann ich mir gut vorstellen. Die PPR-GL wird zu einem bestimmten Stichtag, den das Haus selber festlegt, erhoben. Auf Grund dieser Stichtagserhebung kann dann prospektiv auch eine Planung abgeleitet werden. Die PPR-GL, die Personalberechnungsmethode im Haus dient dazu, Personalausgleich durchführen zu können, weil diese Zahlen auch transparent sind. Es weiß jede Station, wieviel Bedarf hat es und wie viele haben sie tatsächlich. Wenn das eine Stichtagserhebung ist, kann sich binnen 5 Minuten etwas ändern. Es sagt überhaupt nichts aus, wenn ich sage: 3 Pflegepersonen sind da, dann sagt das nichts aus über die Arbeitsdauer, über die Arbeitsstunden, die ich da habe. Das darf man nie verwechseln.

GRin Matzka-Dojder: Ich wollte ein bisschen Klarheit auch für die anderen. Es ist heute ziemlich polemisch begonnen worden und der Inhalt der Untersuchungskommission war nicht unbedingt in den Fragestellungen für mich nachvollziehbar. Aber auf Grund dessen möchte ich auch betreffend diese Netzbetten und der Anwendung der Netzbetten und das möchte ich jetzt, weil ich selbst eine Krankenpflegeperson bin. Eine Anwendung und Anordnung des Netzbettes ist und war niemals eine pflegerische Tätigkeit. Ich kenne schon lange keine. Da gab es welche, und das waren ausschließlich Pflegepersonen, die Argumente geliefert haben, dass es diese nicht auf den Stationen gibt. Auch das möchte ich sagen, und das möchte ich protokollarisch festhalten. Es kann auch kein Netzbett, vom Gesetz her, ohne psychiatrischer Begutachtung angeordnet werden. Sollte es irgendwo eines geben, nehme ich stark an, dass es das gibt. Damit ist auch für die Journalisten nachvollziehbar wird, es ist und war niemals eine pflegerische Handlung. Das war jetzt keine Frage, sondern eine Klarstellung.

Aber jetzt habe ich noch eine Frage betreffend unserer Inhalte der Untersuchungskommission. Wir haben gehört, dass Sie vom Generaldirektor beauftragt wurden, am 8.8. auf Grund des Prüfberichtes der MA 47, dort eine unangemeldete Kontrolle vorzunehmen. Sie haben auch gesagt, dass Sie die Frau K., und ich nehme auch andere PatientInnen bzw. Pfleglinge, dort besucht haben und angeschaut haben und dass Sie sie in gutem pflegerischen Zustand vorgefunden haben. Sie haben aber auch gesagt, dass der Pflegeprozess für Sie in der Pflegedokumentation nicht nachvollziehbar war. Können Sie uns sagen, was in dieser Pflegedokumentation konkret gefehlt hat? Weil ich glaube, dass ist auch der Inhalt unserer Untersuchungskommission.

Polat-Firtinger: Ich habe gesagt, dass die Pflegedokumentation für mich nachvollziehbar war. Ich habe nicht gesagt, dass sie nicht nachvollziehbar gewesen wäre. Ich habe sehr gewissenhaft mit Frau Dr. Drapalik gerade die Dokumentation, die Gesamtdokumentation dieser Frau K., gesehen und gesichtet. Es war für mich nachvollziehbar. Es hat die Pflegeplanung mit dem Bild, das Frau K. für mich geboten hat, gestimmt. Es haben die Eintragungen gestimmt, sie waren sporadisch, es haben Handzeichen gefehlt, das ist richtig. Nicht zu Frau K., sondern im Bericht der Magistratsabteilung 47, hat es noch eine Passage gegeben, da wurde kritisiert, dass ein Handzeichen ein Schüler gemacht hat mit Doppelpunkt Sch und da haben wir gesagt, dass ist abzustellen. Wir haben das in der Direktorenkonferenz und in der Schuldirektorenkonferenz besprochen, das ist jetzt vereinheitlicht. Wir haben sehr wohl Maßnahmen gesetzt.

Zum konkreten Fall von der Frau K. selbst darf man nicht vergessen, dass sie selbst 38 Jahre im Geriatriezentrum, vormals Pflegeheim Lainz, schon war. Zu den Eintragungen in der Pflegedokumentation möchte ich schon sagen, dass, wenn nichts vorgefallen ist, ja auch nichts eingetragen werden muss. Auf der einen Seite sagt man, Pflegepersonen sollen nicht so viel dokumentieren, auf der anderen Seite sagt man, wieso ist da nichts eingeschrieben? Bitte, wenn sich bei der Bewohnerin nichts ereignet, dann braucht man auch nichts einschreiben, weil es eine einschlägige Pflegeplanung gibt.

GRin Matzka-Dojder: Für mich ist es absolut nachvollziehbar, Frau Oberin. Aber wir haben auch in der Untersuchungskommission gehört, dass es auf Grund der herkömmlichen Pflegedokumentation und des IPS Divergenzen gegeben hat bzw. um sich die Klarheit zu verschaffen, hätte man beide Dokumentationen sich anschauen müssen. Sie haben am Anfang gesagt, dass das zwei völlig unterschiedliche Dinge sind. Kann es sein, dass das am Anfang falsch verstanden wurde, dort vor Ort?

Polat-Firtinger: Ich habe den Ausdruck dieses Interdisziplinären Beschreibungssystems, das kann man ausdrucken, das habe ich in der Dokumentation gefunden. Ich habe auch die Ergänzungen dazu in der Dokumentation gefunden. Das heißt, das IPS alleine wäre zu wenig, aber wenn man die dementsprechenden Ergänzungen macht, dann ist das eine Pflegedokumentation. Es ist auch nicht nur die Planung da gewesen, sondern auch ein Pflegebericht. 

GRin Matzka-Dojder: Hätte man seinerzeit der Frau ARin Ehmsen-Höhnl auch diese beiden Dinge vorgelegt, hätte Sie sich auch betreffend Dokumentation ein anderes Bild machen können?

Polat-Firtinger: Ich weiß jetzt nicht, ob die Frau ARin Ehmsen-Höhnl in der Dokumentation alle Blätter genau gesichtet hat. Mir wurde versichert, dass die Patientendokumentation so war, und man hätte auch nachvollziehen können, was ich nachvollzogen habe.

GRin Matzka-Dojder: Ich weiß, dass es Richtlinien betreffend der Patientendokumentation gibt. Ich weiß, dass sie bereits auch gesetzlich geregelt sind und analog dieser gesetzlichen Regelung gab es vom Krankenanstaltenverbund diese Richtlinien. Waren Sie auch dort vor Ort den Mitarbeitern bekannt?

Polat-Firtinger: Es gibt die Richtlinien der Pflegedokumentation. Sie wurden meines Wissens nach erstellt 1995, und wie das Gesetz dann herausgekommen ist, das Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, wurde es auf das Gesetz adaptiert und neu veröffentlicht. Ich habe die Mitarbeiter auf dieser Station nicht explizit zu diesem Thema befragt. Ich nehme aber an, dass diese Richtlinien der Pflegedokumentation den Mitarbeitern bekannt sind, weil sie immer wieder geschult werden.

GRin Matzka-Dojder: Ich habe jetzt noch eine Frage betreffend Beschwerdemanagement. Wir haben auch schon gehört, dass es dort eine zentrale Stelle gegeben hat, die genau so wie Sie in der Generaldirektion damit beauftragt war, die Beschwerden zu beantworten bzw. das Gespräch mit den Beschwerdeführern zu suchen. Waren auch da Richtlinien vorhanden, wie die Mitarbeiter von der Station, von der nächsten Führungsebene, damit umgehen sollen? Oder war das damals noch nicht vorhanden?

Polat-Firtinger: Habe ich Sie richtig verstanden, im Geriatriezentrum Am Wienerwald das Beschwerdemanagement?

GRin Matzka-Dojder: Ja.

Polat-Firtinger: Da bin ich überfragt. Ich weiß nicht, ob es Richtlinien gegeben hat im Geriatriezentrum im Bezug auf das Beschwerdemanagement, oder nicht, das weiß ich nicht.

GRin Matzka-Dojder: Wissen Sie, ob es jetzt diese Richtlinien gibt?

Polat-Firtinger: Nein, das weiß ich auch nicht genau. Ich habe mit der Verwaltungsdirektorin, mit der Frau Steinmetz gesprochen, weil die jetzt das Beschwerdemanagement übernommen hat. Sie hat gesagt, dass sie sehr wohl daran arbeitet. Ich nehme an, dass sie strukturiert vorgeht.

GRin Matzka-Dojder: Ich habe heute von Ihren gehört, dass es im Geriatriezentrum Am Wienerwald freie Posten gibt. Gäbe es freie Pflegepersonen, die sich bewerben, dann könnten Sie diese Pflegepersonen aufnehmen?

Polat-Firtinger: Das ist richtig. Es gibt 7 freie Dienstposten und wenn sich jemand bewirbt, dann könnte man im Geriatriezentrum Am Wienerwald 7 Pflegepersonen aufnehmen.

GRin Matzka-Dojder: Es ist nun bekannt, dass gerade in den Geriatriezentren 65 % der Pflegepersonen ihre Ausbildung nicht in Österreich gemacht haben, sie sind zugewandert, bzw. zugewandert und haben ihre Ausbildung hier gemacht haben. Wissen Sie, gibt es jetzt auch Anmeldungen, die sich bewerben, um hier arbeiten zu können?

Polat-Firtinger: Ich habe heute nicht Frau Direktor Keihsler darüber gesprochen. Ich weiß de facto nicht, ob es explizit am heutigen Tag Bewerbungen gibt. Ich weiß nur, dass wir große Schwierigkeiten haben durch diese Beschränkungen, ausländische Kollegen nicht mehr aufnehmen zu können, bis auf die, die in die Ausnahmeregelung hineinfallen mit dem Pendlern und Grenzgängern. Ganz genau weiß ich das nicht.

GRin Matzka-Dojder: Würde man jetzt eine Schlüsselfachkraftregelung anders treffen, also dass die Verdienstgrenze nicht 2 100 EUR ist, könnte man dann Leute wieder, wie es früher immer war, aufnehmen?

Polat-Firtinger: Natürlich könnte man das. So wie in der Vergangenheit auch, würden sie nostrifizieren und gut Deutsch lernen. Wir haben sehr gute Erfahrungen gemacht mit den ausländischen Kollegen.

GRin Matzka-Dojder: Danke. Ich habe keine weiteren Fragen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Matzka‑Dojder.

Frau Dr. Pilz Sie haben angekündigt, noch eine ganz kleine, kurze Frage zu haben.

GRin Dr. Pilz: Zuerst muss ich meiner Verwunderung Ausdruck verleihen, dass Sie zwar für Beschwerde zuständig sind, aber keine Ahnung haben, wie das am Geriatriezentrum Am Wienerwald intern organisiert ist. Ich finde das bemerkenswert, ich kann Ihnen nachtragen dazu, dass es auch die zuständigen Abteilungen und Stationen nicht wissen. Also man weiß es unten nicht, und man weiß es oben nicht, da kann es wirklich nicht funktionieren.

Ich wollte etwas anderes von Ihnen wissen. Mir wurde mitgeteilt, dass Sie im vergangenen September, nachdem dieser Bericht bekannt wurde, dann Ihren Posten zurückgelegt hätten. Trifft das zu?

Polat-Firtinger: Nein.

GRin Dr. Pilz: Das Gerücht, das durch den Krankenanstaltenverbund gegangen ist, dass Sie Ihren Posten aufgegeben haben, ist in jeder Hinsicht gegenstandslos? Dahinter steckt überhaupt gar nichts?

Polat-Firtinger: Das ist richtig.

GRin Dr. Pilz: Ich möchte noch einmal darauf zurückkommen, dass die Frau ARin Ehmsen-Höhnl offensichtlich völlig anders als Sie die Kontrollen durchführt, und dass das offensichtlich auch zu unterschiedlichen Beurteilungen geführt hat. Die Frau ARin Ehmsen-Höhnl hat dazu ganz klare Aussagen gemacht in der 1. Sitzung und hat gesagt, dass sie bei Ihnen war. Dass das Gespräch aber zu nichts geführt hat, man hat ihr nicht gesagt, was sie zu tun hat: „Das Einzige was ich gehört habe, ist, dass ich auch angemeldet jederzeit am Samstag, Sonntag und Abend hingehen kann, aber ich habe nicht wirklich irgendwelche Tipps oder Instruktionen bekommen. Ich bin mit nichts anderem hingekommen“ zu Ihnen, Frau Oberin: „als mit dem Ersuchen: wie habt ihr das gemacht und was könnt` ich mir davon abspicken. Aber es war wie eine Mauer, ich habe nichts erfahren.“ Dann frage ich noch konkret, also ich, die GRin Pilz: „Das heißt, die Frau Oberin Polat-Firtinger wäre sozusagen die Erstzuständige für diese Fragen gewesen?“ ARin Ehmsen-Höhnl: „Ja, ja, sie hat gesagt, sie kann sich jetzt bequem zurücklehnen, nachdem ich die Arbeit – ich will jetzt wirklich sagen – aufgebürdet bekommen habe. Das heißt nicht, dass sie mich nicht interessiert, es war nur eine ganze Menge.“ Dann GRin Pilz wieder: „Also sie kann sich jetzt 1. Reihe fußfrei anschauen, dass Sie das jetzt tun, was ihr Job war.“ Frau ARin Ehmsen-Höhnl: „Ja, ja.“

Was sagen Sie da dazu?

Polat-Firtinger: Ich habe natürlich die Aussage in diesem Protokoll gelesen. Sichtlich ist es so, dass ich eine andere Wahrnehmung von diesem Gesprächen habe als die Frau Amtsrätin. Ich verweise noch einmal darauf, dass schon im Jahr 2000 es diese Gespräche gegeben hat, wo ich ihr das Wiener Modell Personalberechnung erklärt habe, durchgerechnet habe, ihr praktische Beispiele gegeben habe, Auszüge aus den Berechnungen gegeben habe. Wir haben in weiterer Folge auch in die diversesten Arbeitskreise zusammen gearbeitet. Sie hat mir auch damals die von ihr verwendete Checkliste übermittelt, wo ich das Gespräch gesucht habe mit ihr, und gesagt habe, diese oder diese Fragen sind für die Wiener städtischen Geriatriezentren nicht relevant. 

Das heißt z.B. war eine Frage drinnen: „Gibt es eine Ordination die zuständig ist?“ Weil in den Geriatriezentren Ärzte rund um die Uhr da sind. Und einige Fragen drinnen sind, wo ich gesagt habe, diese Checkliste ist sehr gut, aber sie möge sie doch umarbeiten, um etwas Qualitatives in der Hand zu haben.

GRin Dr. Pilz: Danke. Ich habe keine Fragen mehr.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Sonst noch eine Fragestellung an die Frau Zeugin gewünscht?

Bitte Frau GRin Trammer.

GRin Trammer: Sie haben vorhin ausgesagt, Sie haben zwei- bis dreimal in der Woche die Geriatriezentren besucht, mit Hund, ungemeldet, angemeldet, wie auch immer. Wie oft waren Sie denn im Geriatriezentrum Am Wienerwald?

Polat-Firtinger: Die Zahl kann ich Ihnen wirklich auswendig nicht sagen. Aber das Geriatriezentrum Am Wienerwald ist das größte Geriatriezentrum mit 50 % der Gesamtbettenkapazität. Ich war sehr oft im Geriatriezentrum, angemeldet und auch unangemeldet.

GRin Trammer: Auf welchen Abteilungen dort, in welchen Pavillons waren Sie dort hauptsächlich?

Polat-Firtinger: Ich war auf allen Pavillons und auf allen Stationen.

GRin Trammer: Können Sie mir dann so einen Jahresschnitt sagen, wie oft Sie am Geriatriezentrum Am Wienerwald Ihre Besuche dann abgestattet haben?

Polat-Firtinger: Ich habe mir das nicht ausgerechnet. Ich müsste mir das anhand meiner Unterlagen ausrechnen.

GRin Trammer: Wie lange kennen Sie den Herrn Pflegedirektor Pelikan?

Polat-Firtinger: Seit zirka 10 Jahren.

GRin Trammer: Was halten Sie von seiner Qualifikation?

Polat-Firtinger: Ich habe den Herrn Direktor Pelikan kennen gelernt, wie er sich um die Pflegedirektion in St. Andrä beworben hat, in der Hearingsituation und seit dem Pflegedirektor ist. Wir haben eine sehr gute Zusammenarbeit.

Wenn Sie des öfteren im Geriatriezentrum Am Wienerwald waren, hatten Sie dort auch Kontakt mit dem Herrn Pflegedirektor Pelikan?

Polat-Firtinger: Ja, selbstverständlich.

GRin Trammer: Hat er Ihnen auch berichtet von der Personalsituation, dass ihm doch bis zu 70 Dienstposten fehlen?

Polat-Firtinger: Die Personalsituation in allen Geriatriezentren war immer wieder Thema. Selbstverständlich im größten Geriatriezentrum auch. Er hat seinerzeit auf diesen offenen Brief, den die Personalvertretung an den Pflegedirektor geschrieben hat, auch beantwortet. Dieser offene Brief ist auch an die Stadträtin gegangen und wurde uns auch zur Kenntnis gebracht. Wir haben das Gespräch mit dem Pflegedirektor gesucht, was er in diese Richtung tut. Dann hat er die Maßnahmen aufgezählt, die dann auch umgesetzt wurden.

GRin Trammer: Sie sind zuständig für das Qualitätsmanagement, haben Sie uns berichtet. Wie können Sie Ihre Arbeit, Ihr Qualitätsmanagement durchführen, wenn doch immer wieder eklatante Personalmängel auftreten?

Polat-Firtinger: Ich denke, dass ich mich vielleicht nicht klar genug ausgedrückt habe. Ich bin in der Abteilung Organisation und Qualitätsmanagement nicht für Qualitätsmanagement zuständig. Diesen Posten gibt es, aber der ist unbesetzt. Ich selbst bin für Reklamationsmanagement und Beschwerdemanagement zuständig, und auch für die Umsetzung, Unterstützung bei Richtlinien etc.

GRin Trammer: Wenn Sie für Beschwerdemanagement zuständig sind. Da gibt es aus der anonymen Personalbefragung einige Aussagen über die Vorgängerin des Pflegedirektor Pelikan und seiner Nachfolgerin.

Es heißt dort: „Die Pflegedirektorin ist mit der Personalvertretung liiert, ein unzumutbarer Zustand für die Mitarbeiter.“ Weiters: „Das Vertrauen in Personalvertretung ist nicht mehr gewährleistet, wenn dessen Vertreter mit Pflegedirektorin liiert ist." Sind diese Beschwerden auch zu Ihnen gedrungen?

Polat-Firtinger: Nein, die sind nicht zu mir gedrungen.

GRin Trammer: Aber Sie haben die Aussagen gelesen und Sie kennen diese Aussagen.

Polat-Firtinger: Ich habe die Aussagen, explizit diese Aussagen, niemals gelesen. Ich kenne die Ergebnisse, die globalen Ergebnisse, aber die persönlichen Bemerkungen, die nur das Geriatriezentrum Am Wienerwald betreffen, und die die Mitarbeiter gemacht haben, sind mir nicht zugängig. Die wurden vertraulich gehandelt, und es gibt ganz wenige Personen, die die kennen.

GRin Trammer: Das sind anonyme Befragungen, also das wäre im Zuge Ihrer Arbeit für das Qualitätsmanagement ja wohl sehr hilfreich, wenn Sie dort ansetzen könnten.

Etwas anderes. Wenn Sie Ihre Besuche gemacht haben, haben Sie Berichte gelegt. Wenn ja, an wen?

Polat-Firtinger: Wenn ich meine Besuche gemacht haben, kommt es darauf an, welches Ziel sie hatten. Wenn ich eine Station besucht habe, und eine Bewohnerin besucht habe, dann habe ich meinen Besuch immer in der Dokumentation niedergeschrieben bei dieser Bewohnerin.

GRin Trammer: Aber Sie werden Ihre Besuche ja nicht gemacht haben, um den Hund äußerln zu führen, und auch nicht in Ihrer Freizeit. Sie haben das ja, nehme ich an, in Auftrag gemacht, als Mitarbeiterin des KAV. Sie haben dem KAV diesbezüglich nie Berichte gelegt?

Polat-Firtinger: Wenn ich in die Geriatriezentren hinaus gefahren bin, dann immer mit einem speziellen Auftrag, und ich habe selbstverständlich dann immer Bericht gelegt.

GRin Trammer: Wem genau?

Polat-Firtinger: Meiner damaligen Vorgesetzten, Generaloberin Staudinger oder meiner jetzigen Vorgesetzten, Frau Erika Degendorfer.

GRin Trammer: Wissen Sie, ob diese Berichte an die Generaldirektoren weiter geleitet wurden?

Polat-Firtinger: Es kommt natürlich darauf an, welche Berichte gefordert wurden. Schriftliche Berichte im Anlassfall sicher.

GRin Trammer: Ich habe eine weitere Frage zum Dokumentationssystem, einerseits dem IPS, andererseits überhaupt zum Dokumentationssystem auf EDV-Basis.

Ich bitte Sie, mir zu erklären, wie die derzeitige Umstellung auf EDV-Pflegedokumentationen im Geriatriezentrum Am Wienerwald vorangeschritten ist?

Polat-Firtinger: Das IPS - ich habe schon gesagt, dass das das Formular für die Erhebung der Pflegegeldeinstufung ist, dass das die Vorbegutachtung von Pflegegeldeinstufung ist - kann auch partiell genommen werden, um in der Pflegedokumentation nicht alles noch einmal schreiben zu müssen, wird ergänzt oder auch vervollständigt.

GRin Trammer: Letztes Mal hatten wir die Oberschwester als Zeugin hier. Die hat gesagt, dass die Schwestern im Nachtdienst die Pflegedokumentationen nachschreiben, auf die EDV-Dokumentation. Wie kann das sein, das verstehe ich nicht. Weil wir haben eine Pflegedokumentation, die mit Handzeichen versehen ist, schriftlich, alle Durchführungsnachweise werden getätigt und wie läuft das jetzt ab. Jetzt wird alles in den Computer eingegeben, was schon handschriftlich dokumentiert wurde oder wie soll ich das verstehen?

Polat-Firtinger: Nein, es soll selbstverständlich nicht zu einer Doppelgleisigkeit kommen. Das heißt, es soll tunlichst vermieden werden, dass auf der einen Seite alles EDV-mäßig erfasst wird und dann noch einmal händisch. Sondern das System ist so angelegt, dass man, wenn die Eingaben stattgefunden haben, es eine Vorbegutachtung vom Pflegegeld ergibt. Und wenn man das dann ausdruckt, kann man es ergänzend benützen für die Pflegedokumentation.

GRin Trammer: Es gibt ein Interview mit dem Pflegedirektor Pelikan, da ist dieses IPS nicht nur zur Pflegegeldvorbegutachtung einzusetzen, sondern auch zur Personalbedarfsberechnung nach dem Wiener Modell, Erhebung der Reaktivierungsstufen, Erstellung von Pflegediagnosen und sowie die Pflegeplanung. Und er hat sie in diesem Zusammenhang eben auch genannt. In welcher Form haben Sie dort mitgearbeitet?

Polat-Firtinger: Ich habe in der Form mitgearbeitet, dass es ein Gremium gibt, das die Erstellung und Aufschlüsselung dieses IPS weiter vorangetrieben hat und auch sozusagen sichergestellt hat, dass dieses EDV-Programm, wenn es in den Häusern ist, nicht willkürlich abgeändert werden kann von jeder Station. Es ist so, wenn ein EDV-Programm in die Häuser kommt, dann gibt es natürlich Wünsche der einzelnen Betroffenen, da hätten sie diese Ergänzung gerne oder etwas anderes. Und um diesen Wildwuchs zu unterbinden, war ich zuständig dafür, sozusagen zu überprüfen, ob diese angestrebte Änderung sinnvoll ist oder nicht.

GRin Trammer: Ja, danke. –

Pelikan sagt, IPS bietet sich als Grundlage zu einer Pflegedokumentation auf EDV-Basis an. Das wird jetzt auch so umgesetzt.

Polat-Firtinger: Das IPS ist jetzt flächendeckend in den Geriatriezentren vorhanden und dient – noch einmal – als Vorbegutachtung für das Pflegegeld, wenn ich eine Vorbegutachtung machen kann. Im Pflegegeldgesetz sind ja auch Minutenwerte vorhanden und natürlich kann ich auch hier die Minutenwerte umrechnen und für eine Personalberechnung nehmen.

GRin Trammer: Aber Pflegeplanung, wie er es hier sagt, und Dokumentation, das machen Sie derzeit nicht mit IPS?

Polat-Firtinger: Es ist eine Ergänzung. Also, wenn ich die Vorbegutachtung mache im IPS, dann habe ich den einen Teil und den anderen Teil muss ich noch dazustellen, aber ich brauche nicht immer alles machen.

GRin Trammer: Das heißt, es gibt begleitend noch handschriftliche Aufzeichnungen?

Polat-Firtinger: Das ist richtig.

GRin Trammer: Das wollte ich wissen. Es gibt also noch handschriftliche Aufzeichnungen, und was wird dann von den Schwestern im Nachtdienst in dieses EDV-System übertragen?

Polat-Firtinger: Ich nehme an, dass es um die Vorbegutachtungen geht. Ich nehme an, dass Pflegepersonen im IPS arbeiten, in dieser Vorbegutachtung. Es kann ja nicht nur als Vorbegutachtungsformular genommen werden, sondern eben als Teil des Pflegeberichtes.

GRin Trammer: Das heißt , es gibt jetzt zwei Arten von Pflegeberichten - einen handschriftlichen, wo die Schwestern Handzeichen ablegen, und wo sie eintragen und auch die ganzen ärztlichen Anweisungen vorhanden sind. Und dann gibt es ein EDV-System, was andere Berechnungsmodelle enthält. Man fährt aber nicht doppelgleisig?

Polat-Firtinger: Das ist richtig.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Gemeinderätin! Es ist fortgeschrittene Zeit, also wenn Sie noch viele Fragen haben, müssen wir dann eine Pause machen, aber wir haben an sich noch den Patientenanwalt als nächsten Zeugen. Es ist jetzt halb eins.

GRin Trammer: Nur einige wenige Fragen dazu noch, bitte.

Vorsitzender Dr. Körber: Aber kurz.

GRin Trammer: Es geht mir darum, weil der Herr Pflegedirektor Pelikan gesagt hat, auf Grund des Personalmangels hat er die Pflegedokumentationen radikal umgestellt auf EDV-System.

Generaloberin Staudinger hat dazu gesagt, ja, sie hat dazu ihr Einverständnis gegeben, im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten.

Frau Ehmsen-Höhnl hat gesagt, sie konnte halt nur Fragmente an Dokumentationen erkennen, handschriftlich geführt und konnte daher nur sagen, die Pflegedokumentation ist unvollständig.

Dann hat man gesagt, na ja, man hat ihr die EDV-Aufzeichnungen nicht gezeigt.

Jetzt tue ich mir ein bisschen schwer, diese drei, vier Aussagen unter einen Hut zu bringen. Sie sagen, Sie wissen in Wahrheit nicht so wirklich, was da jetzt tatsächlich läuft. Entweder ist die handschriftliche Pflegedokumentation, die separat geführt ist, vollständig, und das EDV-Dokumentationssystem ist ein  anderes, oder es gibt ein Mischsystem, oder der Herr Pflegedirektor Pelikan ist mit dem System gescheitert, auf Grund der Personalmangelsituation eine Reorganisation im Pflegedokumentationsbereich zu tun. Was sagen Sie dazu?

Polat-Firtinger: Es gibt dieses IPS, ergänzend dazu gibt es die handschriftlichen Aufzeichnungen. So wie es Generaloberin Staudinger sagt, hat sie ihre Zustimmung gegeben, im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten. Ich war leider bei der Begehung, wie Frau Ehmsen-Höhnl dort war, nicht dabei. Ich nehme aber an, dass sie alle Aufzeichnungen – sie waren, wie ich dort war, in der Patientendokumentation vorhanden. Ich kann nur das aussagen, sie waren in der Pflegedokumentation, in der Patientendokumentation, vorhanden und nachvollziehbar. Ich masse mir nicht an zu sagen, ob die Frau Amtsrätin alle Unterlagen vollständig gesichtet hat oder etwas übersehen hat. Das masse ich mir nicht an zu sagen. Ich kann nur sagen, wie ich vor Ort war, war alles da.

GRin Trammer: Das widerspricht sich mit der Aussage, dass ein Teil der Pflegedokumentation bereits im EDV-System ist, aber lassen wir das dahin gestellt.

Eine andere Frage habe ich zur Einstufung der Personalberechnungsmethode PPR. Die ist ja im IPS eben auch vorhanden. Die Bewohner werden in allen Geriatriezentren einmal im Monat an bestimmten Wochentagen eingestuft. Ist das richtig?

Polat-Firtinger: Das ist richtig.

GRin Trammer: Und der Wochentag wird von diesen Häusern bestimmt?

Polat-Firtinger: Wochentag, der Stichtag wird vom Haus bestimmt.

GRin Trammer: Welcher Tag ist das konkret am Geriatriezentrum Am Wienerwald?

Polat-Firtinger: Das obliegt dem Haus, es festzulegen. Ich weiß das nicht.

GRin Trammer: Also Sie sind davon nicht in Kenntnis gesetzt worden, wann die Einstufungen dort passieren?

Polat-Firtinger: Ich weiß nicht, welche Relevanz das hätte, wenn ich den Stichtag weiß.

GRin Trammer: Sie haben gerade gesagt, es kann sich minutenmäßig auch verändern, man könnte vielleicht auch eine statistische Erhebung machen. Das ist nur ein kleiner Rat von mir.

Wer erfährt eigentlich alles von diesen PPR-Eingaben?

(Diskussion im Hintergrund)

Vorsitzender Dr. Körber: Die Diskussion verlängert nur unnötig. Bitte, Frau GRin Trammer, wie ist Ihre konkrete Frage, dass wir zum Ende kommen.

GRin Trammer: Ich habe sie gerade gestellt: Wer erfährt von den PPR-Eingaben?

Polat-Firtinger: Ich bekomme jedes Monat eine Gesamtübersicht über das Haus, nicht von den einzelnen Stationen, nicht von den einzelnen Abteilungen, sondern zum Monatsende eine Gesamtübersicht über das Haus.

GRin Trammer: Gut. Und die leiten Sie dann weiter?

Polat-Firtinger: Wie ich schon erwähnt habe, befindet sich die PPR im Probelauf. Ich sichte selbstverständlich die Ergebnisse und habe eine Überprüfung, Evaluierung dieser Ergebnisse angestrebt, die passiert jetzt gerade. Es beschäftigt sich eine Arbeitsgruppe, eine Kontrollgruppe, mit diesen Ergebnissen, weil manche Daten nicht für mich, für uns, plausibel erklärbar sind und da muss man nachgehen, ob es Einstufungsunterschiede gibt, ob es zum Beispiel ein Missverständnis in der Formelberechnung gibt; und da ist eine Arbeitsgruppe jetzt dabei, das zu sichten und nachzuschauen. Und im März 2004 werde ich die Ergebnisse haben.

GRin Trammer: Ist die Generaldirektion von den Ergebnissen der Arbeitsgruppe bzw. von den Teilergebnissen bereits informiert?

Polat-Firtinger: Ja, sie ist informiert.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. – Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Keine Sorge, keine Frage, sondern ein Antrag.

Ich ersuche um Übermittlung an den Ausschuss jener Berichte, die die Frau Oberin erstellt hat nach ihren Besuchen in den einzelnen Pflegeheimen und Geriatriezentren, die die schriftlichen Dienstwege im Krankenanstaltenverbund eingebracht hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, wenn Sie das konkretisieren für den Zeitraum.

GRin Dr. Pilz: Der Zeitraum - warten Sie, das muss ich jetzt nachrechnen, Sie sind aus dem Amt getreten vor zwei Jahren, also zumindest zwei Jahre zurück, solange Sie zuständig waren, das war 1999 bis zum Ende Ihrer Periode, bis zur Unternehmenswerdung. 1999 bis Ende 2001. –

Das ist nicht das Jahre Schnee, wir haben gerade gehört, da war die Zuständigkeit (Zwischenrufe) – wir haben gehört, dass die Frau Generaloberin Staudinger nur Vermerke gemacht hat in der Patientendokumentation. Wir erfahren jetzt von der Frau Oberin Polat-Firtinger, dass sie sehr wohl schriftliche Berichte von ihren Kontrollaufsichts- oder was immer –besuchen gemacht hat und die hätte ich gerne eingesehen. Ich denke, das ist etwas, dem können Sie wohl zustimmen. Wird Sie vielleicht auch interessieren.

Vorsitzender Dr. Körber: So jetzt eine Äußerung zu diesem Antrag.

(Zwischenrufe)

Bitte der Reihe nach. Frau GRin Matzka-Dojder, Sie haben das Wort zur Äußerung.

(Zwischenrufe)

GRin Matzka-Dojder: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Die Untersuchungskommission hat einen klaren Auftrag; und der lautet, die politische Verantwortlichkeit hier für diese bestimmten Anlassfälle zu prüfen. Ich finde, dass es nicht von Relevanz ist, welche Ergebnisse und welche Protokolle die Frau Oberin Polat-Firtinger vor drei, vier Jahren in einzelnen Häusern angefertigt hat, also ich sehe da keine klaren Zusammenhänge.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz noch.

GRin Dr. Pilz: Der Zusammenhang, Frau Kollegin, ist insofern gegeben, als wir heute sehr lange und sehr ausführlich über unterschiedliche Interpretationen von Aufsicht und Kontrolle gesprochen haben, und bis zur Unternehmenswerdung war das die konkret Aufgabe der Frau Oberin und wie ich sie jetzt verstanden habe, können das keine Tonnen von Papier sein, weil Sie haben ja in vielen Fällen ohnehin in die Dokumentation Ihre Vermerke gemacht. Ich nehme an, es ist ein überschaubares Volumen und ich würde es sehr gerne lesen und ich denke, es trägt dazu bei, dass wir unseren Auftrag hier erfüllen, und ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. – Noch eine weitere Äußerung zu dem Antrag? – Herr Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Ja, ich halte das, was die Frau Dr. Pilz da vorbringt, für wenig strukturiert und ich halte das für wenig zielführend.

Ich meine, ich gebe schon zu, die Untersuchungskommission läuft Gefahr, sich im Kompetenzdschungel des KAV hoffnungslos zu verlaufen. Alles, was ich bisher sozusagen für mich feststellen kann, ist: alle, die da waren, haben bisher gesagt, sie sind für die Kontrolle nicht zuständig. Kontrolle im KAV ist für mich Nirwana. Heute haben wir immerhin gehört, sozusagen es gibt die Interne Revision, die da zuständig ist und ich bin der Meinung, dass das ein sachgerechter Antrag war, den Herrn Mag. Schwarz von der Internen Revision hier vorzuladen.

Ich gehe einen Schritt weiter. Ich würde meinen, wir sollten den Herrn Mag. Schwarz als Nächsten hören und dann Kaspar, und dann den Herrn Generaldirektor, weil das würde der Hierarchie im KAV entsprechen.

Ich wehre mich dagegen, mit internen Papieren des KAV, die wahrscheinlich zu 90 Prozent für das Thema hier nicht von Relevanz sind, zugeschüttet zu werden und letztlich damit sozusagen keinen Beitrag zur Wahrheitsfindung zu haben, keinen weiteren; und ganz im Gegenteil, die Arbeit der Untersuchungskommission weiterhin sozusagen im diffusen Kompetenzdschungel des KAV zu blockieren.

Ich würde meinen, unsere Fraktion stimmt gegen diesen Antrag. Ich sehe keinen wirklichen Erkenntnisfortschritt, wenn wir mit internen Papieren des KAV da belastet werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Dr. Serles.

Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann mich eigentlich dieser Argumentation insofern anschließen, weil wir ja nicht wissen, wie die Frau Kollegin Pilz gemeint hat, dass es sich um ein überschaubares Volumen handeln möge. Wir haben ja auch nicht die einzelnen Pflegedokumentationen beantragt, um hier Einsicht zu nehmen, welche Vermerke die Generaloberin Staudinger darin gemacht hat, wie sie uns das berichtet hatte.

Wir haben nicht nur den Antrag beschlossen, dass eben jener,  der für die Interne Revision zuständig war, oder ist, in diesem Bereich, auch hier gehört wird. Wir haben darüber hinaus auch alle Prüfberichte der städtischen Pflegeheime der letzten zwei Jahre auch als Untersuchungskommission beantragt, die auch zur Einsichtnahme in der Geschäftsstelle aufliegen. Also insofern würde ich auch keinen Bedarf sehen, hier jeden einzelnen Besuch bis ins Detail nachzuvollziehen, sondern im Interesse von Effizienz sich an die generelle Linie zu halten. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine weitere Wortmeldung.

Ich bringe den Antrag der Frau Dr. Pilz zur Abstimmung.

Wer ist dafür?

Die anderen sind dagegen, keine Stimmenthaltung, wird mehrheitlich abgelehnt der Antrag.

Keine weitere Frage mehr an die Zeugin. –

Dann kann ich die Zeugin jetzt entlassen um 12.40 Uhr. Ich danke für Ihr Erscheinen. – Moment bleiben Sie noch einen Augenblick.

(Zwischenrufe)

Pause, ja. Wir machen eine Pause bis 12.55 Uhr.

(Pause von 12.40 Uhr bis 12.57 Uhr)

Vorsitzender Dr. Körber: Um 12.57 Uhr wird die Sitzung fortgesetzt.

Wir kommen zur Vernehmung des Herrn Patientenanwaltes Dr. Walter Dohr. Darf ich bitten, dass Sie den Zeugenstand einnehmen.

Zunächst die Frage der Amtsverschwiegenheit.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ich habe mich von der Amtsverschwiegenheit entbinden lassen. Ich lege Ihnen das gerne vor.

Vorsitzender Dr. Körber: Wenn Sie mir bitte das geben würden. Wir können es dann kopieren und Sie können das wieder zurück haben.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Meinen Ausweis, bitte.

Vorsitzender Dr. Körber: Nein, Sie sind ja, glaube ich, hier allgemein bekannt, und über Ihre Identität besteht kein Zweifel.

Sie werden hier als Zeuge vernommen, unter Wahrheitspflicht, eine falsche Aussage wäre strafbar, einzelne Fragen aber, die für Sie persönlich nachteilig wären, brauchen Sie nicht zu beantworten.

Zunächst darf ich um Ihre Personalien bitten. Sie heißen also Dr. Walter Dohr, wann geboren?

Patientenanwalt Dr. Dohr: (Personalien wurden bekannt gegeben.) Ich bin Jurist und seit Oktober Wiener Patientenanwalt, seit Oktober 2001.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Nun zunächst ganz allgemein zu Ihrer beruflichen Stellung in dieser Angelegenheit. Sie sind Patientenanwalt. Das war früher der Sektionschef Dr. Pickl. Sie sind es seit wann bitte.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Seit 15. Oktober 2001.

Vorsitzender Dr. Körber: Haben Sie bei der Übernahme des Amtes Informationen erhalten, von wem und in welchem Umfang?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Nachdem mein mir gut bekannter Vorgänger Viktor Pickl, dem ich auch als Sektionschef in der Volksanwaltschaft nachgefolgt bin, leider nicht mehr am Leben war, habe ich natürlich von ihm keine Informationen bekommen. Aber die Amtsgeschäfte wurden ja von den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, soweit ich das beurteilen kann, sehr gut weiter geführt und die haben mich natürlich eingeführt und ich habe dann auch mit dem Juristen der MA 15 – Gesundheitswesen -  Gespräche geführt über die Aufgabenstellung.

Vorsitzender Dr. Körber: Durch wen wurden Sie bestellt?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Durch die Wiener Landesregierung.

Vorsitzender Dr. Körber: Und welchen Umfang hat das Büro, in dem Sie also arbeiten. Sie sprechen von Mitarbeitern, wie viele sind es?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ich habe 12 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, davon 5 akademisch gebildete und 2, die aber gleichwertige Sachbearbeiter sind, wie die Juristinnen und Juristen.

Vorsitzender Dr. Körber: Liegt das Schwergewicht Ihrer Tätigkeit auf ärztlichen, auf medizinischen Problemen oder auf anderen, sprich Pflegeproblemen oder sonstigen den Patienten betreffenden Sorgen?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Das Schwergewicht liegt bei der Wahrung und Durchsetzung der Patientenrechte, die naturgemäß primär in Akutspitälern anfallen bzw. relevant werden. Ich nenne Ihnen gerne einige Zahlen, wenn Sie wollen, aber ich möchte Sie nicht mit Zahlen ermüden. Aber ich hatte im Jahre 2003, wir haben gerade die Statistik abgeschlossen, 1660. Über 8000 Menschen kommen im Jahr zur Patientenanwaltschaft, sei es persönlich, sei es telefonisch, per e-mail, durch Briefe. Nicht alle diese Anbringen sind Beschwerden im engen Sinne. Vieles können wir auch telefonisch erledigen. Dort, wo wir aber vertieft in die Sache hineingehen,  also zum Beispiel die Krankengeschichte anfordern, eine Expertise erstellen lassen, das sind die sogenannten echten Beschwerdefälle. Und das sind 1660 im Jahre 2003, und 1700 oder 1680 im Jahre 2002, und 1250 ungefähr, plus minus 3, waren es im Jahre 2001. Also in den letzten zwei Jahren ist das Beschwerdevolumen um über 30 Prozent angestiegen.

Und die Masse dieser Beschwerden, um auf den Kern Ihrer Frage zu kommen, betrifft Spitäler, Akutspitäler.

Vorsitzender Dr. Körber: Also es bezieht sich im Wesentlichen Ihre Tätigkeit auf Probleme im Spitalsbereich?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Und in einem kleineren Bereich betreffend die Geriatrie?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Einen kleineren Bereich die Pflegeheime. Das sind also 45 Beschwerden von diesen 1660 betreffend Pflegeheime, sowohl städtische als auch private Pflegeheime. Nach den Krankenhäusern ist der größere Bereich die niedergelassenen Ärzte mit über 200 Fällen, und dann gibt es natürlich auch Beschwerden mal gegen Rettung, ganz wenige bei Apotheken, Auskünfte oder Beschwerden, weil man irgendeine Kur nicht bekommen hat, also gegen Sozialversicherungsträger.

Vorsitzender Dr. Körber: Also hier sprechen wir insbesondere von Beschwerden im Bereich der Geriatrie.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Wurden Sie gleich bei der Übernahme Ihres Amtes mit diesen Problemen, mit geriatrischen Fragen, befasst und in welchem Ausmaß war das der Fall und haben Sie konkret irgendwelche Fälle in Erinnerung?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Also gleich bei meinem Amtsantritt hatte ich keine besonderen Fälle was Pflegeheime betrifft, weil, wie schon erwähnt, auch zahlenmäßig vom Arbeitsvolumen die Pflegeheime eine geringe Anzahl bildeten.

Ich muss aber feststellen, dass im vergangenen Kalenderjahr, im Jahre 2003, doch die Beschwerden, die Pflegeheime betreffen, angestiegen sind. In absoluten Zahlen vielleicht nicht so viel, von rund 35, was wir in den Vorjahren hatten, auf 45, aber immerhin. Und genau dieser Anstieg hat sich im Oktober, November und Anfang Dezember ereignet, also nach dem bekannt werden. Anfang September hatte die "Kronen-Zeitung", ich glaube der "Kronen-Zeitung"-Artikel war der erste Anlass für nähere Untersuchungen im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Also die Medienberichterstattung über Vorfälle im Geriatriezentrum Am Wienerwald, die ab September gelaufen ist, hat bei mir das Beschwerdeaufkommen erhöht. Nicht dramatisch, würde ich sagen, bei 1700 insgesamt Fällen von 35 auf 45 ist kein Drama und dazu kommt noch, dass ich auch einige Fälle von mir aus da hinein genommen habe.

Ich darf das vielleicht kurz erläutern, Herr Vorsitzender. In den Zeitungen ist gestanden, dass 8 oder 9 mysteriöse, ich sage das jetzt journalistisch im Jargon, Todesfälle im Pflegezentrum OW – Otto-Wagner-Spital sich ereignet haben. Ich habe dort sofort angerufen und gebeten, von der Direktion, mir diese Fälle zu nennen bzw. die Angehörigen dieser Verstorbenen zu nennen. Die habe ich kontaktiert, ob sie da eine Beschwerde einbringen wollen, ob sie einen Verdacht haben. Da sind 9 Fälle schon dazu gekommen, auf diese Art und Weise.

Vorsitzender Dr. Körber: Und haben Sie Beschwerdefälle zum Anlass genommen, jetzt vor Ort mit den betreffenden Pflegeeinrichtungen gleich in Kontakt zu kommen, oder haben Sie das versucht über den Krankenanstaltenverbund oder die MA 47, dass Sie sozusagen von oben die Sache angegangen sind?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Wenn Sie mich so fragen, darf ich vielleicht antworten, ich mache genau den Mittelweg zwischen den zwei Optionen, die Sie selbst erwähnt haben.

Wenn eine Beschwerde bei mir einkommt, schreibe ich die ärztliche Direktion oder die kollegiale Führung des Pflegeheimes, wenn es eine kollegiale Führung dort gibt, an und ersuche um Stellungnahme, und bekomme und verlange Pflegedokumentation, oder sonstige Unterlagen. In der Regel reicht mir das manchmal aus, manchmal nicht; und dann befasse ich einen Pflegewissenschaftler oder einen Arzt mit den Details dieser Frage.

Das ist das normale Prozedere, das wir auch bei Akutspitälern betreiben.

Dazu kommt aber, dass die Wiener Patientenanwaltschaft, entweder ich selbst oder einer von meinen MitarbeiterInnen, bei den regelmäßigen Heimkommissionsbegehungen dabei ist. In letzter Zeit, seit  Neuestem, gibt es auch solche Heimkommissionsbegehungen was städtische Pflegeheime betrifft. Anfang Dezember war meines Wissens die erste unangemeldete Begehung, da war ich selbst gleich dabei und da stellen wir sozusagen systemisch manchmal, ich will nicht sagen, Fehler, aber doch fällt uns etwas auf, was unserer Ansicht nach nicht in Ordnung ist.  Und das bringen wir ein in den Bericht dieser Kommissionsbegehung.

Also wir machen beides: Wir gehen vor Ort hin, und wir schauen uns den Fall an Hand der medizinischen Dokumentation oder Pflegedokumentation genau an.

Vorsitzender Dr. Körber: Können Sie sagen, in welchem Ausmaß die Beschwerden berechtigt, begründet gewesen sind, und wie das Verhältnis zu den eher leichten Beschwerden war?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Also von den 45 Beschwerden, die im Jahre 2003 bei mir eingelangt sind, wobei sehr viele erst im November, Dezember eingelangt sind, -

Vorsitzender Dr. Körber: Betreffen den Geriatriebereich?

Patientenanwalt Dr. Dohr: - betreffend städtische Pflegeheime. Also von städtischen Pflegeheimen sind 27 erledigt. – Nein, von 27 erledigten sind 7 berechtigt gewesen. Möchten Sie ein Detail zur Berechtigung hören?

Vorsitzender Dr. Körber: Ist auch eine Behebung des geltend gemachten Mangels, der geltend gemachten Unzukömmlichkeiten, erfolgt?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Das kann ich nicht mit Ja oder Nein beantworten, weil es sehr auf den Mangel  oder den Beschwerdegrund ankommt. Da gibt es zum Beispiel, das ist vielleicht die massivste Beschwerde, die ich hatte in diesem Jahr, dass jemand zu Tode gekommen ist, weil er aus dem Fenster gestürzt ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Worden oder gestürzt?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Nein. Das wurde auch untersucht, ob Suizid oder ob Fremdverschulden vorliegt; nicht von mir, von den Sicherheitsbehörden.

Da kann ich als Patientenanwalt den Angehörigen natürlich anbieten eine Entschädigung für den Tod dieser Angehörigen, dieser alten Dame, aber ungeschehen kann ich das nicht machen.

Sehr wohl kann man natürlich machen höhere Sicherheitsvorkehrungen, dass nicht jemand, der eine relativ leichte Demenz hat, ein Fenster öffnet und dann herausstürzen kann.

Vorsitzender Dr. Körber: Nennen Sie mir bitte einen Fall, wo die Behebung des Mangels oder der Sache möglich war.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Es gibt, wir haben zum Beispiel in einem Fall Pflegeleistungen, wo eine verstärkte Umlagerung angeordnet wurde, also da geht es um Aufliegegeschwüre, wobei ich sagen muss, dass ich in dem ganzen Jahr nur 2 Beschwerden, was Aufliegegeschwüre betrifft, bekommen habe.

Vorsitzender Dr. Körber: Betreffend Dekubitus?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Dekubitus, ja.

Dann haben wir einige Beschwerden gehabt, was im Zusammenhang mit der Redimensionierung des Geriatriezentrums Am Wienerwald zusammenhängt. Also der Bettenabbau oder der Umbau im Geriatriezentrum bewirkt, bedingt natürlich, dass Heimbewohner, Heimbewohnerinnen verlegt werden. Und die Verlegung von HeimbewohnerInnen ist für die BewohnerInnen oft eine schwere Sache. Der Ortswechsel ist für diese Menschen mit manchmal eingeschränkten kognitiven Fähigkeiten nicht ganz so einfach. Auch ist mit Verlegung das persönliche Umfeld dieser Menschen, andere Pflegepersonen, die Angehörigen wissen das schon, haben Angst und sagen, muss das sein, muss sie verlegt werden. Also da sind sehr viele Mediationsgespräche notwendig gewesen, gerade im Pavillon IV zum Beispiel, wo fast ausschließlich 7-Bett-Zimmer bestehen, der jetzt geschlossen wurden, mit den vielen Angehörigen der Menschen, die dort untergebracht waren, diese Verlegung zu klären. Mit Mithilfe vom Krankenanstaltenverbund, einem gewissen Herrn Langer, den Sie wahrscheinlich kennen, der für die Unterbringung in den Pflegeheimen zuständig ist, wurden Lösungen entwickelt, die so gut wie allen Heimbewohnern bzw. deren Angehörigen zufrieden gestellt hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, ich glaube Sie wollen die Frage stellen, Frau GRin Lakatha. Bitte.

GRin Lakatha: Herr Doktor, ich wollte Sie fragen, wie Sie Ihren Aufgabenbereich für sich selber auch sehen? Reagieren Sie ausschließlich auf Beschwerden, oder spüren Sie so ein bisschen etwas in der Luft und reagieren darauf auch?

Ich meine damit die Anderson-Studie, wo ich fragen wollte, ob Sie Ihnen bekannt ist?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Die Anderson-Studie ist mir bekannt. Ich habe sie mir aus dem Internet selbst beschafft. Im Prinzip, Sie müssen sich vorstellen, wir haben um 30 Prozent, Frau GRin Lakatha, um 30 Prozent mehr Beschwerden als vor zwei Jahren. Wir haben aber nicht Personal mehr um 30 Prozent, aber das ist ein anderes Thema.

Aber ich will damit nur sagen, die worklot, die auf uns zufliegt, die ist so groß, dass wir nur ein bisschen Luft haben, eigene Initiativen zu setzen. Dort, wo wir diese Luft haben, tun wir es auch. Wie zum Beispiel, - wir sind ja nicht verpflichtet, bei einer MA 15- oder MA 47-Kontrollkommission mitzugehen. Wir tun es, um uns einen Eindruck vor Ort zu machen. Und natürlich, ich habe das schon erwähnt, die 9 Todesfälle im OWS ist nicht das einzige Beispiel. Wenn ich den Eindruck habe, und ich höre von irgendwo, da könnte ein Missstand sein, dann versuche ich von mir aus, da drauf zu kommen. Allerdings, wenn die Angehörigen sagen, sie wollen nicht, dass ich agiere, dann ziehe ich mich zurück.

Als Patientenombudsmann oder als Patientenanwalt bin ich den Angehörigen bzw. den Patienten oder den Bewohnern verpflichtet. Und wenn ein Patient sagt, mich haben sie im AKH schlecht behandelt, aber bitte ich will nicht, weil letzten Endes ist alles gut geworden, dann untersuche ich das nicht.

Genügt Ihnen das?

GRin Lakatha: Ja, das genügt mir.

Ich wollte nur sagen, auf Grund der Anderson-Studie war ja bekannt, dass der Pflegebereich, dass das  ein sensibles Gebiet ist. Und mir hat eigentlich, wie jetzt dann Lainz Publik geworden ist, eine Aussage von Ihnen gefehlt. Sie haben zwar zwei Aussagen getroffen, durch Ihr Büro, dass Sie gesagt haben, Sie sind alle bereit, Sie sind da, aber Sie haben eigentlich dann nachher nie zu etwas Stellung genommen. Möglich, dass ich diese Aussendungen nicht in die Hand bekommen habe, aber der Patientenanwalt war stumm. Warum bitte?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Also das hat einen ganz pragmatischen, praktischen Grund und einen zweiten anderen Grund.

Der erste Grund ist, als das GZW, ich glaube am 6. oder 9. September, in den Medien war, so ungefähr, war ich auf Urlaub im Ausland. Ich bin sofort angerufen und angefaxt worden von meinem Büro und ich habe zurück gefaxt, soll ich kommen und meinen Urlaub abbrechen. Und da war vielleicht die Einschätzung in den ersten Tagen noch nicht so, welche Dimension dieser Fall hat. Deswegen gibt es zum Beginn dieser Zeit nur Aussagen meines Büros und nicht von mir, aber ich habe die unten in meinem Urlaubsort diktiert und gefaxt.

Dann ist relativ bald der Herr Dr. Werner Vogt als Pflegeombudsmann eingesetzt worden und ich habe das so verstanden, dass er primär dazu da ist, sich um diese Angelegenheit auch, nicht nur, aber auch medial zu kümmern und die Medien zu betreuen bzw. klarzustellen, oder die richtige Information, was wirklich Sache ist, hinzubringen. Und deswegen habe ich mich zwar weiter um die Beschwerden gekümmert, und ich habe weiter Vorträge bei der Ausbildung von Pflegepersonen gehalten, oder durch meine Mitarbeiter halten lassen, und ich bin weiter zu Besprechungen gegangen, wenn mich ein Pflegeheim gebeten hat, zu irgendetwas oder zu einem Meeting, aber ich habe meine Aufgabe nicht gesehen, primär in der medialen Präsenz, die ein Patientenanwalt braucht, wenn er keine Arbeit hat, dann muss er sozusagen medienpräsent sein. Aber weil wir mehr als genug Arbeit haben, habe ich Öffentlichkeitsarbeit nicht als vorrangig gesehen. Und eine Öffentlichkeitsarbeit zu machen, die sozusagen Schiedsrichter spielt zwischen den Vorwürfen und den Rechtfertigungen, das war meine Aufgabe meiner Meinung nach nicht, zumindest nicht in diesem Zeitpunkt.

GRin Lakatha: Ob und wann hat sich die Frau Stadträtin mit Ihnen diesbezüglich in Verbindung gesetzt? Sie waren zwar auf Urlaub, aber es gab ja noch Tage und Wochen danach, und letztlich waren Sie ein besonderer Ansprechpartner für die Klienten, wann hat sich die Frau Stadträtin mit Ihnen in Verbindung gesetzt?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Frau Ge-meinderätin, ich habe regelmäßig Kontakt mit der Frau Stadträtin, sei es telefonisch, oder im Prinzip treffen wir uns einmal im Monat, wenn ich Fälle habe. Ich kann Ihnen aber das Datum, wann ich mit der Frau Stadträtin über das Geriatriezentrum Am Wienerwald gesprochen habe, nicht aus dem Kopf sagen. Nach meinem Urlaub habe ich mit ihr darüber gesprochen. Da müsste ich in meinem Terminkalender nachschauen.

GRin Lakatha: Aber ich gehe davon aus, dass es noch im September war.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ja, im September.

GRin Lakatha: Es wird Ihnen bekannt sein, dass gerade meine Fraktion ja darauf bestanden hat, dass es keinen Pflegeombudsmann gibt, sondern wir wollten einen Pflegeanwalt. Wir haben einen sehr quirligen Ombudsmann und sind also froh, dass wir einen Ombudsmann haben, aber wir wollten unbedingt einen Pflegeanwalt.

Sie sind als Patientenanwalt wirklich unabhängig.

Dem Herrn Dr. Vogt wurde von der Frau Stadträtin absolute Weisungsfreiheit und Unabhängigkeit zugesichert. Das ist eine, wie soll ich sagen, es wird nicht eine private Sache, aber es ist öffentlich dokumentiert, aber im juristischen Fall ist ein wesentlicher Unterschied. Wie stehen Sie dazu? Weil Sie waren ursprünglich auch einer, ist vielleicht auch von Ihrem Büro, dass Sie eigentlich auch für einen Pflegeanwalt plädiert haben. Das hat auch die Rechtsanwaltskammer gemacht. Wie weit muss der Herr Dr. Vogt, wenn er jetzt auch rechtlich etwas durchsetzen will, wirklich mit Ihnen ins Einvernehmen treten?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Als ich gehört habe, dass ein Pflegeombudsmann bestellt wird und es sich um Herrn Dr. Vogt handelt, habe ich ihn sofort versucht zu kontaktieren. Das ist mir auch gelungen und wir haben uns zusammen gesetzt, ich habe ihn zu mir ins Büro eingeladen und gesagt, wie schaut jetzt die Arbeit eigentlich aus für die Bewohnerinnen in Pflegeheimen zwischen Ihnen und mir. Und ich glaube, es ist uns gelungen, hier eine sehr vernünftige Arbeitsteilung zu erzielen. Er ist vielmehr vor Ort als ich und wenn er Fälle hat, und durch seine Präsenz in den Pflegeheimen einen Fall kennen lernt, wo man sagt, da ist ein Recht verletzt worden, da ist jemand beeinträchtigt worden, da muss jemand leiden, obwohl es nicht sein müsste, dann gibt er mir diesen Fall und ich untersuche den, ob ein Schadenersatz vom Krankenanstaltenverbund oder von sonst irgendwem zu leisten ist oder nicht oder auch nur eine Änderung zu machen ist. Das ist das eine.

Das zweite ist, der Herr Bürgermeister hat  gebeten, eine Pflegeheimkommission einzusetzen, die inzwischen steht und die auch schon arbeitet und ich habe natürlich den Herrn Ombudsmann Vogt sofort gebeten, bei dieser Pflegeheimkommission anwesend zu sein und seine Informationen den Kommissionsmitgliedern zur Verfügung zu stellen, was er auch tut.

GRin Lakatha: Ich würde sagen, Ihr Büro ist also durch einen sehr quirligen Mitarbeiter erweitert worden.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Nein, entschuldigen Sie.

GRin Lakatha: Ich wollte Sie nach der Pflegeheimkommission fragen. Welche Aufgabe oder welche Zielsetzung hat sich diese Pflegeheimkommission gesetzt?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Die Pflegeheimkommission soll Standards für Pflege formulieren, wobei das nicht so eng zu verstehen ist, dass da Normungen herauskommen sollen, sondern dass Standards, die realistisch sind, die der Pflegewissenschaft und den Erkenntnissen von heute entsprechen, und die eine Chance haben, von den politischen Entscheidungsträgern umgesetzt zu werden. Das ist das Hauptziel. Diese Standards gibt es oder wir arbeiten daran, Standards auf verschiedenen Gebieten festzulegen. Da gibt es natürlich Standards, was die räumliche Ausstattung, die Infrastruktur betrifft, dann gibt es Standards, was Personalausstattung sowohl von der Quantität, wie viel Personen, als auch von der Qualität, also den Qualifizierungen der Pflegepersonen. Und es gibt, und da habe ich persönlich den Eindruck, aber vielleicht ist das noch zu früh, ich sage jetzt einmal unwissenschaftlich, den Eindruck, vielleicht ist das ein bisschen vernachlässigt worden, es gibt Standards in der Personalführung und in der Personalentwicklung, auch was Pflegeheime betrifft.

Und wenn das nicht funktioniert oder, sagen wir einmal, suboptimal ist, dann besteht die Gefahr, dass es zu Missständen und zu Fehlverhalten von Pflegepersonal kommt, oder nicht zu Fehlverhalten, aber Burnout- Syndromen und zum Aussteigen, dann ist diese Gefahr viel größer.

Und auf all diesen drei Gebieten wollen wir Vorschläge machen.

GRin Lakatha: Da wünsche ich Ihnen wirklich viel Glück, weil das ist ein großer Bereich, und wenn Sie auch sagen, Sie wollen Standards für die personelle Führung erarbeiten, dann muss ich sagen, bitte arbeiten Sie alle schnell weiter.

Die letzte Frage, weil letztlich geht es ja dann in ein Pflegeheimgesetz über: Sind Sie da eingebunden und werden Ihre Vorschläge, die Sie bringen, die Sie ja jetzt haben, auch berücksichtigt werden?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Sehr geehrte Frau GRin Lakatha, ob meine Vorschläge berücksichtigt werden, kann ich Ihnen nicht beantworten.

Aber ich bin eingebunden worden. Wir haben in der Begutachtung eine Stellungnahme abgegeben und ich möchte vor allem betonen, dass ich sehr bald, in einem meiner ersten Gespräche mit der zuständigen Stadträtin als frisch gebackener, obwohl ich schon 60 Jahre bin, darf ich sagen, frisch gebackener Patientenanwalt, nämlich Ende 2001 habe ich mit ihr gesprochen, das ich ein Pflegeheimgesetz oder Heimgesetz für notwendig erachte, insbesondere weil wir wunderschöne Patientenrechte – alles noch verbesserbar- aber immerhin einen sehr schönen ordentlichen Katalog von Patientenrechte im § 17a des Wiener Krankenanstaltengesetzes haben, einen vergleichbaren Katalog für Bewohnerrechte, Bewohnerinnenrechte von Pflegeheimen aber nicht.

Und ich bin daher sehr froh, dass diese lange Forderung, die nicht nur von mir, sondern schon von vielen gestellt wurde, nun endlich umgesetzt wird, und es einen sehr konzeptiven und interessanten Entwurf eines Heimgesetzes gibt. Dass ich nicht mit allen Punkten im Heimgesetz glücklich bin, und ich hier noch Verbesserungen, Wünsche habe, können Sie meiner Stellungnahme im Rahmen des Begutachtungsverfahrens entnehmen, aber das möchte ich jetzt nicht im Detail ausbreiten.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Gemeinderat.

Herr Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Herr Patientenanwalt, ich wollte Sie eigentlich auch fragen: „wo waren Sie die ganze Zeit als dieser Pflegeheimskandal öffentlich geworden ist?“, aber der kultivierte Ton unseres Gespräches verbietet mir diese Art der Fragestellung geradezu, deswegen reduziere ich vielleicht die Frage auf eine Feststellung meinerseits. Ich halte tatsächlich auch, analog der Meinung der Frau Kollegin Lakatha, die Meinung aufrecht, dass mir Ihre Stimme während des ganzen öffentlichen Diskurses über die Zustände in Wiens Pflegeheimen doch entscheidend gefehlt hat. Ich würde meinen, das war vielleicht mit auch ein Grund, warum dann letztlich von der Frau Stadträtin ein Pflegeanwalt eingerichtet wurde, wobei ich meine, dass diese Konstruktion durchaus legistisch und organisatorisch missglückt ist.

Ich würde auch tatsächlich sagen, ich weiß nicht, ob das Ihrem Vorgänger, dem Herrn Patientenanwalt Dr. Pickl, passiert wäre. Ich könnte mir vorstellen, dass der Patientenanwalt Dr. Pickl eine derartig dominierende Stellung in dieser öffentlichen Diskussion auch eingenommen hätte, dass er der natürliche Anwalt der Bewohner in Wiens Pflegeheimen geworden wäre, aber wir uns wahrscheinlich eine zweite Stelle, die für die Beschwerden in den Pflegeheimen zuständig ist, erspart hätten.

Lassen Sie mich daher meine Frage, die ich ursprünglich vorhatte, aber jetzt nicht stelle, etwas anders formulieren. Sie haben selbst die Zahlen erwähnt. Ich glaube, von 8000 Beschwerden, die im Jahre 2003 an Sie herangelangt sind, haben 45 städtische Pflegeheime betroffen. Das heißt, wir reden da von einem Promillebereich, der Sie im Bereich der Wiener Pflegeheime beschäftigt. Sie haben selbst gesagt, dass die Mehrzahl dieser 45 Beschwerden nach der öffentlichen Diskussion – eine erhebliche Anzahl dieser Beschwerden nach der öffentlichen Diskussion über Lainz an Sie herangetragen wurde.

Erlauben Sie mir daher zwei Fragen eingangs. Wie viele Beschwerden wurden vor und nach dem Zeitungsartikel in der "Kronen-Zeitung" an Sie aus dem Pflegebereich herangetragen und wie hoch war die Anzahl der Beschwerden im Vorjahr, im Jahre 2002?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Wir unterscheiden in unserer Statistik zwischen Anbringen, wenn sich jemand an uns wendet, und echten Beschwerdefällen - oder Prüffälle nennen wir die- wo wir vertieft in eine Prüfung eingehen.

Im Jahre 2002 hatten wir insgesamt 8459 Anbringen, von diesen 8459 Anbringen sind 1660 Prüffälle. Von diesen 1660 Prüffällen betrafen im Jahre 2002 16 städtische Pflegeheime, und 19 private Pflegeheime, macht das zusammen insgesamt 35 Beschwerden im Jahre 2002, die Pflegeheime betreffen.

Von den 16 gegen städtische Pflegeheime gerichteten Prüffälle betrafen im Jahre 2002 9 das GZW, die anderen teilen sich auf 2 Baumgarten, 1 Sophienspital, 2 Geriatriezentrum Donaustadt und so weiter.

Die vergleichbaren Zahlen von 2003: Insgesamt 8626 Menschen, die sich an den Patientenanwalt wenden, davon 1641 Prüffälle, wo wir also vertieft in die Sache einsteigen, von diesen 1641 betrafen 42 städtische Pflegeheime, 15 private Pflegeheime, macht also zusammen 57 Beschwerden gegen Pflegeheime insgesamt.

Wenn wir uns die 42 städtischen anschauen, dann fallen darauf 26 auf das GZW im Jahre 2003 und die anderen Geriatriezentren, also Pflegeheim St. Andrä/Taisen hat keines, Liesing hat keines und so weiter, aber 26 das Geriatriezentrum.

Wir hatten im Oktober einen Stand von ungefähr 30 oder 29, im Oktober 2003. Da müsste ich in meinem Computer nachschauen, ich habe es hier nicht mit, ca. 29 oder 30 Beschwerden gegen städtische Pflegeheime. Und wie kommen wir auf 42. Das hätte in etwa – war im Trend so wie im Vorjahr - wenn wir 30 Beschwerden mit 1. Oktober hatten und vor einem Jahr hatten wir 35 Beschwerden, dann wäre sich das so ungefähr plus, minus 2, 3 Beschwerden genauso ausgegangen wie im Vorjahr. Tatsächlich sind sie auf 42 angestiegen.  Noch einmal prozentuell ist das schon – 7 von 35 ist ein Fünftel, sind 20 Prozent mehr Beschwerden. Von den absoluten Zahlen ist es gering.

Also um Ihre Frage von der Statistik zu beantworten: 12 ungefähr sind zusätzlich dazu gekommen durch die mediale Berichterstattung.

Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie bedauern, dass ich nicht stärker in der Öffentlichkeit präsent war.

GR Dr. Serles: Herr Patientenanwalt, das heißt, wir reden ungefähr von 3 Prozent an Prüffällen jährlich, die städtische Pflegeheime betreffen. Worauf führen Sie denn diese geringe Anzahl an Beschwerden, die zu einer vertieften Prüfung führen und die Pflegeheime betreffen, zurück? Hängt das Ihrer Meinung damit zusammen, dass Pflege ein konfliktfreier Raum ist und bestens funktioniert und weil halt die Anzahl der Beschwerden so gering ist oder hängt es möglicherweise damit zusammen, dass der Wirkungsbereich des Patientenanwaltes nicht automatisch auch in den Pflegeheimen erkannt wird und die Patienten und Bewohner in Wiens Pflegeheimen daher nicht automatisch davon ausgehen, dass Sie als Patientenanwalt auch für sie zuständig sind?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Herr GR Serles, darf ich, ich beantworte sofort Ihre Fragen, darf ich nur zu dem Statistikmaterial noch eine Ergänzung hinzufügen.

Wir haben also die 42 Prüffälle, was Pflegeheime betrifft. Und dazu kommen auch noch Anrufe an uns, wo gefragt wird irgendetwas oder wo man sagt, wie helfen wir da. Und das sind ungefähr 60, 5 Anrufe pro Monat, die Pflegeheime betreffen. Das sind also 60, nur damit Sie eine Vorstellung haben, worum es dabei geht. Um einen Transferierungswunsch: „die wird im Spital entlassen, wie kriegt die Oma einen Platz in einem Pflegeheim“ oder „das Essen ist kalt, was soll ich machen“ oder „ich kriege keine Auskunft wie es der Oma geht gesundheitlich, keine Gesundheitsauskunft „oder „die machen viel zu wenig Rehabilitation mit ihr“. Solche Sachen. Dann rufen wir dort an und sagen, was ist da los, können Sie, wann ist die nächste Ergotherapie oder was immer für diese Dame angesetzt – so lösen wir die Fälle, die sind in meinen 42 Fällen gar nicht drinnen, ca. 60 Fälle im Jahr.

Nun warum gibt es so relativ wenig, auch wenn man die Technik dazu zählt, haben wir erst 105. Warum gibt es so wenig?

Ich erkläre mir das so, dass erstens einmal die Beschwerdefreudigkeit der Bewohnerinnen und Bewohner in Pflegeheimen nicht verglichen werden kann mit der Beschwerdefreudigkeit und Beschwerdebereitschaft von Patienten in Akutspitälern. Das brauche ich nicht näher erläutern.

Ein Faktum ist ferner, dass Menschen, je älter sie werden, und je mehr sie unsicher werde,n und diese Unsicherheit aber sehr wohl noch erleben als Unsicherheit, weil sie sehr wohl mitbekommen, dass sie dies und jenes nicht mehr können, um so ängstlicher werden diese Menschen. Je unsicherer du bist, umso ängstlicher wirst du, und daher sind diese Bewohnerinnen und Bewohner in der Regel nicht bereit, von sich aus etwas zu beschwerden. Ich habe das auch, wenn ich selbst in einem Pflegeheim bin, und dann in ein Zimmer hineingehe, dann gibt es zwei Methoden - viele sagen, das macht gar nicht Sinn -  jemanden gefragt, von dem ich sehe, dass er noch gut sprechen kann: „Wie geht es Ihnen, ist alles in Ordnung, gibt es irgendetwas, was man verbessern könnte?“ – „Nein, alles bestens, alles bestens“. – Das kommt wie aus der Pistole geschossen. Und ich sage Ihnen, ich glaube es nicht, dass immer alles bestens ist. Ich glaube das diesen Menschen nicht immer, ich spüre das; ich bin Jurist, wenn auch in vielen Berufen tätig gewesen mit einer gewissen Lebenserfahrung, aber ich spüre das, dass das sozusagen die Reaktion ist, aber nicht ein überlegtes, mit der Ruhe des Gemüts ausgesprochenes Antworten.  

Die Angehörigen kämen daher primär als Beschwerdeführer in Frage, weil es die Bewohnerinnen selbst nur eingeschränkt sein können und auch Angehörige haben manchmal, habe ich den Eindruck - ich bin dafür auch geprügelt worden in Leserbriefen, weil ich das vertreten habe - manchmal ein schlechtes Gewissen, oft unbegründet, sage ich gleich dazu, ein schlechtes Gewissen, dass sie die Oma, den Opa in einem Pflegeheim untergebracht haben. Es geht oft objektiv gar nicht anders, aber man hat aus dem Ganzen, die haben mich aufgezogen, die haben für mich gesorgt und jetzt sind sie alt und jetzt sorge ich nicht für sie, hat man manchmal, manche, nicht alle natürlich, auch ein unbegründetes schlechtes Gefühl den eigenen Angehörigen in einem Pflegeheim unterzubringen.

Und dann kann es passieren, dass man Schwierigkeiten hat, in dem Heim unterzubringen, wo man selber wohnt und jetzt ist es endlich gelungen dort, man hat es endlich geschafft, jetzt will man sich da nicht beschweren, sonst wird sie vielleicht verlegt in ein anderes Pflegeheim, wo die Anreise viel schwieriger ist und eigentlich hätte ich auch öfters sie besuchen können. Also die Beschwerdebereitschaft in diesem Bereich ist objektiv um vieles geringer als bei den Akutspitälern.

GR Dr. Serles: Wenn ich das jetzt richtig interpretiert habe, gibt es zwei Faktoren aus Ihrer Sicht, die für diese mangelnde Häufigkeit an Beschwerden verantwortlich sind. Die Angst der Bewohner in den Pflegeheimen dort anzuecken, dann wenn sie sich beschweren. Habe ich Sie da richtig interpretiert?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ich glaube, eine große Zahl der Heimbewohnerinnen ist ängstlich disponiert. Nicht als Vorwurf, das ist so und damit sind sie nicht beschwerdefreudig. Also die geringe Beschwerdefreudigkeit allein sagt noch nichts aus, dass dort alles in Ordnung ist. Aber man kann auch nicht sagen, die können ja machen was sie wollen in den Pflegeheimen, da beschwert sie ohnedies niemand. Dieser Schluss wäre auch vollkommen unzulässig meiner Meinung nach.

GR Dr. Serles: Also dieses Klima der Ängstlichkeit, wobei ich bin jetzt weit davon entfernt, da irgendetwas sozusagen zu skandalisieren und ich sage nicht, es herrscht in Wiens Pflegeheimen ein Klima der Angst und deswegen beschwert sich niemand und deswegen ist das alles so furchtbar, das sage ich alles bewusst nicht, aber dieses Klima der Ängstlichkeit, das scheint doch eine Rolle zu spielen.

Und das zweite Faktum, das Sie genannt haben, war das schlechte Gewissen der Angehörigen, dass sie ihre Eltern in einem Pflegeheim untergebracht haben, ob das Ihrer Meinung nach auch ein Grund ist, warum sich die Angehörigen selten beschweren?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ich interpretiere das so. Ich nehme an, dass das einer der Gründe ist, warum sich relativ wenig Angehörige beschweren. Man kann es natürlich auch anders interpretieren. Man kann sagen, ich habe 700 Beschwerden in Akutspitälern, und ich habe 42 Beschwerden in Pflegeheimen, also die Akutspitäler sind schlecht, und die Pflegeheime sind gut. Nicht mein Schluss.

Eine Statistik zu deuten, ist nicht so einfach und ein paar Zahlen da auf den Tisch zu legen und dann sagen, das ist gut und das ist schlecht, das halte ich für unseriös. Wir haben auch in Wien trotz der 700 Beschwerden eine sehr gute, und sehr hoch stehende medizinische Versorgung, aber es passieren dort Fehler und es passieren natürlich auch in Pflegeheimen gewisse Fehler, und es gibt menschliche Schwächen und Unzulänglichkeiten. Aber es ist kein Klima der Angst im Geriatriezentrum oder in irgendeinem Pavillon, sondern es ist die individuelle Ängstlichkeit eines kognitiv eingeschränkten, auf der Demenzskala irgendwo anzusiedelnden dementen Menschen, der weiß, dass er sich nicht mehr selber helfen kann, der abhängig ist. Und wenn ich abhängig bin, dann bin ich nicht mehr so frei und selbstständig und aktiv, als wenn ich der gesunde aktive Macher bin, der dieser Mensch vielleicht einmal war.

GR Dr. Serles: Herr Patientenanwalt, ich kann Ihnen da wirklich weitgehend folgen. Die Frage, die sich für mich daraus ergibt, ist Folgende: Wenn das so ist, wie Sie das uns beschreiben, und das klingt sehr, sehr glaubhaft und nachvollziehbar, wenn das die Gründe sind, warum die Beschwerdehäufigkeit in Pflegefällen eigentlich so dramatisch gering ist, welche Rezepte haben Sie sich dagegen überlegt? Es kann ja sozusagen aus meiner Sicht auch nicht damit getan sein, dass man diese geringe Häufigkeit bedauert, aber zur Kenntnis nimmt, sondern man müsste sich gerade in Ihrer Position Rezepte dagegen überlegen, wie in diesem Klima, das nun einmal in Pflegeheimen herrscht, weil dort sind ältere Menschen und die sind ängstlich, wie in diesem Klima sichergestellt werden kann, dass auch die Beschwerden älterer und ängstlicher Menschen zu Ihnen gelangen, von Ihnen behandelt werden und in weiterer Folge eine Qualitätsverbesserung erzielt werden kann.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ich möchte sagen, diese geringe Beschwerdezahl besteht seit 1992, das ist ja nichts Neues. Das gab es auch schon unter meinem Vorgänger Viktor Pickl.

Eine Abhilfe ist, wenn man etwas proaktiver wäre, also zum Beispiel im Vorschlag im Entwurf des Wiener Heimgesetzes steht drinnen, dass der Patientenanwalt monatlich Sprechtage in jedem Heim abzuhalten hat. Ich halte das im Prinzip für einen guten Vorschlag, wenn vor Ort dort jemand da ist, das man auch ankündigt. Ich kenne diese Sprechtagssache, als Sektionschef in der Volksanwaltschaft haben wir das österreichweit organisiert, für die Volksanwälte Sprechtage organisiert, da wird es auch möglich sein, dass in den etwas über 80 Pflegeheimen in Wien zu organisieren, und zwar nicht nur überraschend, sondern dass die Menschen, die dort sind, rechtzeitig erfahren, dass hier ein Ansprechpartner ihnen zur Verfügung steht.

Eine andere Frage ist, wie man das personell organisiert, ob man dafür genug Ressourcen hat, aber das ist hier nicht das Problem.

Ich vermute nur, dass massive Beschwerden damit auch nicht mehr kommen werden, weil wirklich massive Fälle, ein echtes Fehlverhalten sehr wohl bekannt wird. Aber diese Sprechtage, ich begrüße diese Sprechtage und diese Bestimmung im Entwurf des Wiener Heimgesetzes, diese Sprechtage. sind meiner Meinung nach ein sehr gutes Mittel, ein massives Problem, nämlich das Kommunikationsproblem in den Pflegeheimen, nicht nur in den städtischen, auch in den privaten Pflegeheimen zu verbessern. Eine Vielzahl der Beschwerden geht darauf hinaus, dass wir als Angehörige zu wenig informiert worden sind, was dort passiert. Und diese mangelnde Kommunikation, sei es, dass verlegt wird, weil jetzt da ein Projekt gemacht wird und diese Bewohnerin passt in dieses Projekt nicht hinein, sie muss daher woanders hin, wenn man das rechtzeitig kommuniziert, geht das relativ reibungslos. Wenn man es nicht kommuniziert und plötzlich macht, regen sich die Menschen zu Recht auf.

GR Dr. Serles: Eine letzte Frage: Ist die Einrichtung des Pflegeanwaltes eine wertvolle Bereicherung in Ihrer Tätigkeit oder sehen Sie das eigentlich als Beweis für Ihr Scheitern in dem Bereich?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Sie meinen mit Pflegeanwalt den Pflegeombudsmann?

GR Dr. Serles: Ja.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ich fühle mich nicht gescheitert, weil nach wie vor sehr viele Beschwerden kommen, wie auch sehr viele Dankschreiben ich bekomme.

Ich finde, alles was den alten, pflegebedürftigen Menschen in Wien weiterhilft, positiv und gut. Und wenn der Herr Dr. Vogt dazu etwas beitragen kann, dass es den Menschen besser geht, dann ist mir das nur Recht.

Konkret habe ich mit ihm dort, wo wir eine Kooperationsmöglichkeit sehen, diese Kooperationsmöglichkeit auch genützt. Wie gesagt, ich wiederhole mich, er ist regelmäßig bei den Pflegeheimkommissionssitzungen dabei und stellt uns seine Informationen zur Verfügung und wir sind auch immer wieder gemeinsam in, ich weiß nicht, Podiumsdiskussionen und es gibt eine ganze Reihe von Veranstaltungen. Also kaum war ich zurück vom Urlaub, war ich sehr wohl tätig öffentlich. Auch bei dieser Pflegemesse, die es da gegeben hat, bin ich natürlich aufgetreten, aber vielleicht nicht so sehr in den Zeitungen, weil ich auch nicht der Verteidiger von irgendjemanden konkret bin, sondern der Anwalt der BewohnerInnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Zeuge. - Ist hier noch eine Fragestellung gewünscht?

Bitte. Frau Ramskogler, bitte.

GRin Ramskogler: Dankeschön, Herr Vorsitzender.

Sie sind der Patientenanwalt und ich habe mir das auch herausgesucht, insbesondere geht es ja darum, hier die Interessen der Patienten zu vertreten. Jetzt lese ich aber auch auf der Homepage im Prinzip, dass es auch um die Rechte und um die Beschwerden von Angestellten in den Bereichen geht, die Sie auch vertreten.

Sie haben uns jetzt erzählt, dass unter anderem im Geriatriebereich 2003 etwa 42 Prüffälle waren, wovon Sie auch gesagt haben, dass 7 berechtigt waren, wenn ich das richtig verstanden habe.

Und erstens einmal würde mich interessieren, was sind berechtigte Prüffälle. Da ist das eine. Und das andere, wie viele davon kommen auch hier von Personal, die hier an Sie die Beschwerden richten und wie viele davon sind tatsächlich von Patienten oder Angehörigen?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Also berechtigt nennen wir das, wo die Beschwerde berechtigt ist. Jeder ist berechtigt, sich an mich zu wenden. Nur damit das klar ist, jede Beschwerde ist berechtigt. 

Also da ist zum Beispiel Verlust von Wertgegenständen und das ist verloren worden und man kann nicht sagen, die hat das weggeschmissen, sondern da ist die Obsorge zu gering gewesen, es kam zu einer Schadensregelung, der Wert dieses Gegenstandes wurde ersetzt – eine berechtigte Beschwerde.

Ich habe relativ viele Beschwerden, die um Kosten, Pflegegeld, Verlust von Wertgegenständen, aber auch von Zahnprothesen, auch ein Wertgegenstand, gehen. Ein offenes Pflegeentgelt wurde rückerstattet zum Beispiel. Zwei oder drei Beschwerden betreffen die Parkraumbewirtschaftung. Auch da kam es zwar, berechtigt meiner Meinung nach, wie die ursprüngliche Lösung der Parkgebühren, vor allem im GZW gelautet hat, ... ist inzwischen geändert worden. Nicht nur mein Erfolg, ist auch Erfolg derjenigen, die daran gearbeitet haben, aber ich habe mitgearbeitet und mitbeeinflusst, dass es da rasch zu einer Lösung kommt.

Der zweite Teil Ihrer Frage war das Personal. Da hat sich eine Pflegehelferin bei mir beschwert, die gedroht hat, sich selbst umzubringen, weil sie gemobbt werde bzw. weil sie eine Prüfung nicht bestanden hat. Der Beschwerde bin ich nachgegangen. Die war nicht berechtigt aus meiner Sicht.

GRin Ramskogler: Dankeschön. Also das heißt, sofern auch Sie der Kommission mitgeteilt haben, einen Bereich wie zum Beispiel die Untersuchung in der Untersuchungskommission der Frau K., die wir hier vorliegen haben, ein Bereich des Pflegemissstandes, oder einen Bereich der nicht vorhandenen Dokumentation, wie auch immer, ist so eine Art von Beschwerdefall bei Ihnen eingelangt oder nicht?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Also den Bereich der Frau K., die hat sich bzw. der Sachwalter hat sich bei mir nicht beschwert. Als das in den Zeitungen war, habe ich sofort den Sachwalter -  bin ich nicht in die "Kronen-Zeitung" gegangen damit - sondern ich habe den Sachwalter angeschrieben und habe gesagt, „Gibt es da Probleme, kann ich ihnen behilflich sein, kann ich Ihnen und der Frau K. Helfen?“. Der Sachwalter hat in dem Fall der Frau K. gesagt: „Danke, dass Sie mir das Angebot machen, aber ich brauche keine Hilfe vom Patientenanwalt.“. Damit habe ich den Fall der Frau K. nicht mehr untersucht.

Wir haben so schon Beschwerden, was Pflegemissstände betrifft, aber relativ wenige von den 42. Die Masse betrifft eben Pflegegeldkosten etc. und von den zwei Dekubitusfällen war keiner berechtigt.

Vielleicht glauben Sie das nicht, oder Sie glauben mir das schon, hoffe ich, aber vielleicht darf ich das erläutern. Natürlich könnte man rein theoretisch die Auffassung vertreten, wenn es zu einem Aufliegegeschwür kommt, ist ein Pflegemissstand gegeben. Vielleicht sieht man das laienhaft auch so, und es ist natürlich nicht in Ordnung, wenn ein alter Mensch, der im Bett liegt, oder auch wenn er querschnittgelähmt ist, oder im Rollstuhl sitzt, ein Aufliegegeschwür bekommt. Aber man muss da schon auch genau schauen, welche Risikofaktoren da gegeben sind und welche nicht. Wenn dieser Mensch keine Risikofaktoren hat, also nicht zuckerkrank ist, nicht adipös ist, nicht sonst eine extra dünne Haut hat oder sonst etwas, und er kriegt trotzdem ein Aufliegegeschwür, dann liegt ein Pflegemangel und eine mangelnde Obsorge vor. Bei bestimmten Risikofaktoren lassen sich bestimmte Aufliegegeschwüre fast nicht vermeiden. Der Pflegemissstand ist dann meistens der, dass nicht rechtzeitig etwas dagegen getan wird.

Ich möchte das an einem Beispiel, wenn ich darf, Herr Vorsitzender, erläutern.

Wenn Sie in einem Pflegeheim der Stadt Wien liegen und es kommt zu einer Rötung der Haut auf der Ferse zum Beispiel, dann wird dort etwas gemacht, dann wird, wenn es richtig gemacht wird, werden irgendwelche Fersenpatscherln oder Polster unter die Wade gelegt, dass die Ferse, wenn der betreffende Mensch im Bett liegt, frei liegt. Wenn das nicht genügt und es kommt zum nächsten Grad, wird eine Wundbehandlung gemacht.

Wenn das Gleiche in einem privaten Pflegeheim passiert, in den meisten privaten Pflegeheimen wird, wenn ich feststelle, dass ein Mensch, der in einem Pflegeheim wohnt, der sich auszeichnet durch, das dürfte Ihnen als Experten auf diesem Gebiet nichts Neues sein, durch einen bestimmten Wandertrieb und eine Hypermobilität, aber durchaus dement ist, also er so verwirrt ist, dass er nicht mehr orientiert ist, ortsorientiert ist, dann ist wahrscheinlich dieses Wandern, dieses Herumirren, wie wir sagen würden, das einzig Lebendige an diesem, und eines der noch wenigen lebendigen Elemente in seinem Leben. Man darf diesen Wandertrieb meiner Meinung nach daher nicht so einschränken, dass man ihn einsperrt, und wenn man diesen Menschen sediert, dann nimmt man ihm auch das wenig Lebendige, was er noch hat.

Nun steht aber das Personal dort vor dem Problem, wie gehe ich damit um, weil ich habe auch eine Sicherheitsverantwortung und es kommt ja leider vor, dass jemand zehnmal wieder gefunden wird und beim elften Mal nicht mehr und er ist tot.

Da habe ich zum Beispiel einen Vorschlag gemacht, dass hier technisch ohne Einsperren, die technische Ausstattung mit bestimmten Sensorbändern etc. es dem Personal erleichtert, den Weggang von einem solchen Menschen sicher und rasch festzustellen, dass man rechtzeitig etwas machen kann. Die erste Antwort war: „Das haben wir beantragt, aber es ist im Budget nicht drinnen, im nächsten Jahr im Budget kann man es wieder beantragen.“. Meine Antwort war: „Das kann es nicht sein.“ und daher habe ich mich bemüht, Geldmittel..., also mein Vorschlag, das muss man erzielen, solche Sachen. Das sind meine Anregungen, mir geht es also um, noch einmal, ich bin nicht ein Gesundheitspolitiker oder der Pflegepolitiker in Wien und dafür auch nicht wirklich verantwortlich, ich fühle mich vor allem verantwortlich für die einzelnen Menschen dort, und für die Angehörigen und alles, was ich zur Optimierung der Situation dieser Menschen beitragen kann, das versuche ich zu tun.

GRin Pilz: Ich sehe das so wie Sie, dass es also gerade, was demente Menschen, die durch Bewegung auch ihre Lebensaktivität noch äußern können, dass ein behutsames Vorgehen da absolut unabdingbar ist. Es gibt nebenbei auch bauliche Maßnahmen, dass man sozusagen im Sinne von Labyrinthsystemen auch die Fessel nicht braucht, also da kann man sich auch was einfallen lassen.

Sie bringen mich damit auch auf ein Gebiet, das mir in dem Zusammenhang sehr sehr wichtig ist, auch rund um diesen Fall der Frau K. und die Debatte über die Lebensqualität für Bewohner und Bewohnerinnen in den städtischen Pflegeheimen, das Thema der strukturellen und der faktischen Gewalt und Gewaltanwendung. Es hat ja im Geriatriezentrum Am Wienerwald, schon lange geplant vor diesen Ereignissen, ja dazu auch eine große Veranstaltung gegeben, denn das ist ein Thema in der Pflege. Und zwar Gewalt nicht nur dadurch, dass einer den anderen schlägt, sondern durch subtile Maßnahmen, medikamentöse Maßnahmen. Da hat der Herr Primar Wense auch gesagt, dass es auch Fälle gibt, Einzelfälle, wo gegen das Wissen und den Willen des Patienten Medikamente verabreicht werden. Wir wissen heute von der Frau Oberin Judith Polat-Firtinger, dass zumindest ein Netzbett in Betrieb ist in einem Geriatriezentrum und ich habe, das verstehen nur nicht alle Mitglieder der Kommission, auch erhebliche Bedenken und bin wirklich schockiert, dass, und jetzt zeige ich Ihnen auch dieses Kleidungsstück, das es beim GZW gibt, und frage Sie, ob Sie davon wissen, das ist ein Overall, der hat einen durchgängigen Reißverschluss, der nur auf dem Rücken zu öffnen ist und der Bewohner und Bewohnerinnen angezogen wird aus Gründen, die widersprüchlich sind, die mir genannt wurden. Das Personal hat mir mitgeteilt, damit die Betroffenen nicht sich von der Inkontinenzeinlage befreien können. Die Frau Polat-Firtinger hat gemeint, das ist in jedem Fall angeordnet und immer medizinisch begründet bzw. um Schamgefühle hier zu schützen und dass sich der Patient nicht verkühlt.

Was ich dazu von Ihnen wissen möchte, ist, sind das Fragen, die Sie sich stellen, diese Themen und wie stehen Sie konkret zu Netzbetten und diesem Overall?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Vielleicht zuerst zur allgemeinen Frage - freiheitseinschränkende Maßnahmen im Pflegeheim. Ein Netzbett ist eine besonders drastische Einschränkung und Sie haben auch von subtileren Formen gesprochen. Nach meinem Wissen, und ich mache mich auch kundig auf gewissen Symposien und Veranstaltungen etc., ist es im Prinzip nicht notwendig, freiheitseinschränkende Maßnahmen zu setzen, wenn eine ausreichende Pflege, eine ausreichende Betreuung, und das heißt eine personalintensive Betreuung, vorhanden ist. Es ist natürlich einfacher, einen freiheitseinschränkende Maßnahme zu setzen.

Ich möchte das noch einmal an einem Beispiel, an einem tragischen Beispiel, wenn ich darf, erläutern.

Dieser eine Todesfall, der im Jahre 2002 bei mir anhängig wurde und 2003 erledigt wurde, weil der monatelang nicht gefunden wurde, der Krankenanstaltenverbund hat anstandslos meine Intervention, zum Beispiel die Begräbniskosten natürlich übernommen. Das war ein Mensch, der diesen Wandertrieb hatte und der zu Hause von seiner auch schon alten, aber noch rüstigen Ehefrau gepflegt wurde. Und dann ist diese Ehefrau ins Krankenhaus gekommen, musste eine orthopädische Operation machen und damit war vier Wochen keine Pflege für den alten Herrn da. Und für diese Urlaubspflege, wie man das so nennt, wurde ein Platz in einem Geriatriezentrum gefunden und genau während dieser Urlaubspflege ist dieser Mann entwichen und leider dann auch zu Tode gekommen.

Und bei den Untersuchungen habe ich dann natürlich auch die Angehörigen gefragt, ja aber diesen Wandertrieb hatte er ja nicht erst im Geriatriezentrum, den hatte er ja zu Hause auch, wie sind sie denn da umgegangen mit ihm. Weil die haben die Wohnzimmertüre zugesperrt, die haben ihn nicht schlecht behandelt dort in der Familie. Natürlich nicht haben sie ihn dort schmoren lassen, keineswegs, aber wenn niemand da war, auf ihn aufzupassen, hat man eben die Wohnzimmertüre zugesperrt und er war in der Wohnung oder in seinem Zimmer eingesperrt.

Das gleiche Mittel stünde oder stand den Pflegebediensteten in diesem Geriatriezentrum nicht zur Verfügung, das Zimmer abzusperren, in dem er war. Die müssen sozusagen mit subtileren, mit wissenschaftlicheren Mitteln, als es die Familie zu Hause macht, diesen Wandertrieb so kanalisieren, dass er ihn einerseits ausleben kann und andererseits er aber nicht zu Schaden kommt. Und das geht nur mit räumlich infrastrukturellen Ausstattungen, da gibt es verschiedene, wie Irrgarten, da gibt es noch andere Methoden auch noch, genau, plus einem verstärktem Personaleinsatz.

Also es gibt natürlich Fälle, dass jemand, weil er so unruhig ist, seine Beruhigungsmittel schon früher bekommt am Nachmittag und nicht damit er schläft, sondern weil er so unruhig ist und weil man ihn heute schon viermal gesucht hat. Und ich habe keine Zeit mehr, jetzt ist bald die Dienstübergabe, der Übergang des Dienstes, ich kann nicht weiter suchen. Und dann kriegt dieser Mensch vielleicht eine etwas zu hohe Dosis, oder er kriegt eine zu niedere Dosis und er geht um 3:00 Uhr in der Nacht durch.
Die wirkliche Lösung ist, weder die hohe noch die niedere Dosis, sondern etwas anderes, darüber sind wir uns, glaube ich, einig. Aber solche Dinge kommen vor und wenn das vorkommt, das steht dann auch in meinem Bericht drinnen und dann wird versucht über, dann geht die Debatte los, so wie, ich habe nicht genügend Personal, und so weiter.

GRin Dr. Pilz: Ich habe Sie also recht verstanden, dass diese Art von Gewalt, die sozusagen institutionell dann ausgeübt wird, darin begründet ist, dass der Mangel an Personal es nicht zulässt, dass man dann sozusagen immer noch geduldig, immer noch zugewendet, immer noch offen sich dem Patienten zuwendet. 8-Bett-Zimmer sind ja da, da hat Primar Wense auch ein deutliches Wort gesagt, ein weiterer Stressfaktor, der einen erhöhten Medikamentengebraucht nach sich zieht.

Aber konkret jetzt zu den Netzbetten und zu diesen Overalls gesprochen. Die Frau Polat-Firtinger hat gemeint, dieser Overall ist für sie keine Form der Freiheitsbeschränkung. Ich würde das gerne von Ihnen wissen, wie Sie das sehen. Ich weiß nämlich auch vom Personal, dass er verwendet wird, in mehreren Fällen verwendet wird, nicht nur in Einzelfällen, und andererseits sind im Bericht der Internen Revision, wo auch ganz klar taxativ freiheitsbeschränkende Maßnahmen, wie Steckgitter und Gurte erwähnt, und ihre Anwendung auf ihre Begründetheit und Begründbarkeit untersucht worden, dass dort davon nicht die Rede ist, offensichtlich gehört das zu den Instrumenten, die gar nicht aufscheinen.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ich habe Personen mit Overall, ich nehme an, es ist aus dem Geriatriezentrum Am Wienerwald, bei meinen Anwesenheiten dort nicht gesehen. Ich habe auch keine Beschwerde bei mir, wo jemand sagt, ich muss einen Overall tragen und jetzt kann ich nicht mehr allein auf die Toilette gehen oder sonst irgendetwas.

Ein Overall ist, ich habe das auch gelesen, das ist auch zitiert in dieser Pressemeldung und hat mich informiert, ein Overall ist meiner Meinung in der Regel keine freiheitseinschränkende Maßnahme, in der Regel nicht. Aber wenn der Overall aus, sage ich jetzt einmal, unlauterem Motiv angezogen wird, um, wenn ich mich so ausdrücken darf, jemand, der inkontinent ist und eine dementsprechende Einlage trägt, der die daher dann auch nicht wechselt, selber sowieso nicht wechseln kann, und man zieht ihm den Overall an und kümmert sich nicht darum, ob die gefüllt ist oder nicht ist diese Einlage, dann ist dieser Overall, wo er sich überhaupt nicht mehr helfen kann, an der Grenze einer freiheitseinschränkenden Maßnahme. Denn wenn man es ganz genau anschaut, der Mensch könnte, theoretisch, oder sein Nachbar,, läuten und sagen: „Bitte wechseln sie die Einlage.“. Das kann man, egal, ob er einen Overall anhat oder nicht. Insofern ist der Charakter der freiheitseinschränkenden Maßnahme schon, wenn eher überhaupt, eher gering.

Es gibt aber, hat mir die Pflegedirektorin heute berichtet, auch Fälle, wo die Tochter einer Bewohnerin mit dem Overall kommt und sagt, also einen kauft, und dass man der Mama ihn anzieht. Denn ich kann das jetzt nicht beurteilen, aus dem Stehgreif beantworten, ob da eine ärztliche Anordnung notwendig ist, oder ob das nicht die Stationsschwester oder eine diplomierte Schwester auch machen kann, aber ich bin mir da nicht so sicher, ob das nicht auch die Schwestern machen dürfte, denn es liegt ja auf der Hand, viele Personen ziehen sich immer wieder aus, egal welche Witterungsbedingungen sind, sie haben kein Kälte-Wärme-Gefühl, strampeln sich in der Nacht ab, da ist manchmal ein Overall eine sehr vernünftige Angelegenheit. Man kann das aber nicht generell sagen, man muss sich im Einzelfall anschauen, ob für diesen Fall der Overall das richtige Instrument ist oder nicht.

GRin Dr. Pilz: Das Netzbett. Nur um Sie zu informieren – die Frau Oberin Polat-Firtinger hat auf meine Frage bestätigt, dass es ein konkretes und jetzt eben in Verwendung stehendes Netzbett in einem Geriatriezentrum gibt und sie hat, nachdem das nicht ihre Aufgabe ist, keine Information, ob es dazu eine Maßnahme nach dem Unterbringungsgesetz gibt, die dazu notwendig wäre, es braucht einen psychiatrischen, medizinischen Auftrag, damit das verwendet werden kann.

Wie sehen Sie das? Netzbetten - wie würden Sie die qualifizieren und ist das in der Geriatrie nach Ihrer Rechtsauffassung überhaupt eine geeignete Maßnahme, wenn das keine psychiatrische Abteilung ist?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Ein Netzbett ist natürlich eine freiheitseinschränkende Maßnahme, selbstverständlich, und die sind im Prinzip unzulässig oder nur graduell zulässig. Ich werde daher, ich kann das im konkreten Fall jetzt Ihnen nicht beantworten, weil ich den Fall nicht kenne. Aber ich danke Ihnen für diesen Hinweis. Ich werde die Frau Polat-Firtinger sofort kontaktieren nach dieser Einvernahme, damit sie mir den Fall nennt, ich werde mich um diesen Fall kümmern und ich werde auch, so wie bisher vorgehen, wenn die Angehörigen wollen, dass ich das untersuche, werde ich das untersuchen. Und wenn sie es nicht wollen, werde ich mir die allgemeine Frage stellen, ist das überhaupt zulässig, im Zusammenhang mit dem Pflegeheim genau anschauen und der Pflegedirektion bzw. dem Krankenanstaltenverbund meine Meinung dazu sagen. – Danke.

GRin Dr. Pilz: Gerne. – Ich habe noch zwei Punkte, kürzere.

Das eine ist, man kann in den öffentlichen Pflegeheimen, wie im Lotto 6 aus 45 ein Superlos ziehen und dann ist man im Geriatriezentrum Süd im 1-Bett-Zimmer mit kleinem Wintergarten, Balkon, eigenem behindertengerechten Badezimmer und vorne dran ein wunderschöner Aufenthaltsbereich, oder man zieht die Niete und dann ist man in einer abgewohnten Langzeitstation.

Wie können Sie diese Art von Ungleichbehandlung gegenüber allfälligen, also wenn ich einen alten Angehörigen hätte, dann, hätte der das Los gezogen, in einer abgewohnten Langzeitstation, würde ich fragen, wie kommt denn eigentlich dazu, wer macht denn da diese Ungleichbehandlung diese Zwei-Klassen-Unterbringung?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Die Unterbringung in den Pflegeheimen der Stadt Wien geschieht regelmäßig über den Krankenanstaltenverbund. Da gibt es eine eigene Dienststelle, ist vielleicht nicht die richtige Bezeichnung; also mein Ansprechpartner, wenn jemand Unterbringungsprobleme hat, weil er nicht gut genug untergebracht ist, oder weil er überhaupt nicht untergebracht ist, ist ein gewisser Herr Langer im Krankenanstaltenverbund, der mir in allen Fällen, die ich an ihn herangetragen habe, bisher helfen konnte.

Aber Sie haben natürlich Recht, nur ich glaube, das Problem werden wir nicht lösen. Wenn wir Gott sei Dank modernere Geriatriezentren bauen, so wie das in Favoriten, in dem SMZ Süd, dann wird es immer ein älteres Pflegeheim geben, das diesen Standard nicht hat.

GRin Dr. Pilz: Letzte Frage für diese Runde.

Was war rund um die Geriatrie Ihr schlimmster Beschwerdefall, den Sie hatten?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Der schlimmste Beschwerdefall war für mich das zu Tode kommen eines physisch eigentlich noch sehr guten, alten, mit Wandertrieb ausgestatteten Mannes, der ein aktiver Mensch war, ein aktives Leben geführt hat.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz haben Sie noch eine Frage, dann Frau Lakatha. -

GRin Lakatha: Das ist fast ein Prozess, der … ist das eine juristische Auslegung. Und zwar durch Ihr Büro wurde einmal erklärt, das Geschäft über die Wiener Patientenanwaltschaft sieht keine Zuständigkeit des Wiener Patientenanwaltes für die privaten und gemeindeeigenen Pflegeeinrichtungen und Geriatriezentren Wiens vor. Ich habe mir den Gesetzestext angeschaut, es stimmt sicher, dass die privaten da nicht erwähnt sind. Sie haben sich heute ja für alles zuständig erklärt, was ich auch für völlig richtig finde. Ich wollte jetzt erfahren, gibt es jetzt eine andere Auslegung des Patientenanwaltsgesetzes oder war das ein Irrtum diese Aussendung?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Werte Frau Gemeinderätin! Wenn drei Ärzte einen Patienten anschauen, gibt es nicht immer die gleiche Meinung. Wenn zwei Juristen zusammen kommen, gibt es oft drei Meinungen.

Und ähnlich ist es mit diesem von Ihnen angesprochenen § 3 Abs. 1 des Gesetzes über den Wiener Patientenanwalt. Gemeint hat der Gesetzgeber sicher, dass der Patientenanwalt also hilft, für alle Pflegeheime zuständig ist. Das unterstelle ich dem Gesetzgeber, und ich weiß auch von jenen, die daran mitgearbeitet haben, dass das so gemeint war.

Es gibt aber Juristen, die sagen, Pflegeheime sind hier aufgezählt in einem Klammerausdruck. Wofür ist er zuständig, Krankenanstalten, Pflegeheime, Rettung- und Krankenbeförderung und so weiter, aber vor dem Klammerausdruck steht Gesundheitswesen. Also er ist für das Gesundheitswesen zuständig, in Klammer Krankenanstalten, Pflegeheime.

Nun sind aber Pflegeheime von der Kompetenzverteilung des Art. 10 bis 15 B-VG nicht „Gesundheitswesen“, daher interpretieren manche diese Bestimmung so, nur solche Pflegeheime, die Gesundheitswesen sind, das sind zum Beispiel Sonderkrankenanstalten, wie das Haus der Barmherzigkeit.

Ich halte das für eine, man kann es so argumentieren. Ich habe gewisse Schwierigkeiten, wenn mich ein privates – bei städtischen Pflegeheime habe ich keine Schwierigkeiten – ein privates Pflegeheim sagt, sie sind eigentlich gar nicht zuständig für mich. Deswegen wünsche ich mir auch bitte ein Heimgesetz, in dem die BewohnerInnenrechte ähnlich wie die Patientenrechte für Akutspitäler drinnen stehen und eine klare Zuständigkeit – ich sage des Patientenanwaltes – für diese BewohnerInnen, dass diese BewohnerInnenrechte dann auch wirklich durchgesetzt werden, auch dann, wenn es sich nicht um beschwerdefreudige Menschen handelt, wenn es sich um ängstliche Menschen handelt, wenn es sich um Menschen handelt, die kognitiv eingeschränkt sind und die vielleicht einen ziemlich hohen Grad von Demenz haben.

GRin Lakatha: Ich danke Ihnen und möchte Ihnen gleich sagen, wir werden Sie unterstützen dabei.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Lakatha.

Frau Trammer, bitte.

GRin Trammer: Herr Dr. Dohr, mich interessiert, ob Sie die Möglichkeit haben, in regelmäßigen Abständen mit der Frau StRin Pittermann und den Generaldirektoren des KAV in einem Gremium zusammen diese Beschwerden, die ja doch immer wieder auftreten, zu besprechen und gemeinsam Lösungsansätze zu finden.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Frau Gemeinderätin! Immer dann, wenn ich keine Lösung für den Beschwerdeführer oder für den Patienten finde, dann gehe ich zur Stadträtin mit diesem Fall und sage, ich stehe jetzt an, ich kann da aus dem Fonds nicht mehr zahlen, die Versicherung weigert sich da etwas zu zahlen oder sonst irgendetwas und dann versuche ich von der Frau Stadträtin, die sich durch ein sehr soziales Denken auszeichnet, so habe ich es erlebt, noch eine Lösung zu bringen.

Das Gleiche mache ich mit dem Generaldirektor Hauke bzw. dem Generaldirektor-Stellvertreter Dr. Kaspar, wenn es um KAV-Spitäler geht.

GRin Trammer: Das heißt aber, das sind mehr oder weniger Einzelfälle. Mich interessieren aber die Systemfehler, die ja doch auch immer dadurch aufgedeckt werden, was Sie dort erarbeiten. Haben Sie diese Dinge auch weiter gegeben eben an die Frau StRin Pittermann, und an die Generaldirektoren des KAV?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Gewisse Systemfehler, wie Sie es sagen, ich würde sagen, Probleme im System, trage ich natürlich an die Frau Stadträtin heran - ein Beispiel lange Wartelisten bei Herzoperationen. Wie Sie wissen, haben wir in Wien zwei große Herzstationen im AKH und im Krankenhaus Lainz und die Wartelisten für bestimmte Herzoperationen sind ellenlang.

Vor etwa einen knappen Jahr war das Problem noch verschärft, weil das medizinisch-technische Personal, das diese Maschinen zu bedienen hatte, ausgefallen ist oder weggegangen sind und keine rechtzeitige Personalentwicklung Nachschulung gemacht wurde. Damit sind trotz freiem Operationssaal, trotz freiem Operationsteam, keine Menschen operiert worden. Und solche Akutsachen, die aber zum Teil auch systemisch bedingt sind, weil man einfach nicht gedacht hat, dass einer, der da auf diese Maschine eingeschult wurde, das ist hoch spezialisierte Technik, ich sage einmal laienhaft Herz-Lungen-Maschine, dass der Mensch einmal sagt, in Salzburg verdiene ich aber mehr, pfiad euch Gott, ich arbeite dort, und plötzlich hat das AKH diesen Techniker nicht mehr und keinen Ersatz, und kriegt auch aus Bratislava oder aus Tschechien nicht so einen, weil es eine Ausländergesetzgebung gibt, in der er aber nicht so hoch bezahlt ist, dass er über der Schwelle liegt, also die hatten eine ganze Reihe von Problemen aus reiner Personalnot. Aber ich glaube, dass der eigentliche Fehler war, nämlich nicht vorgesorgt, ausreichenden Ersatz für dieses qualifizierte Personal, das dieses extrem teure Gerät nur bedienen kann, vorzusorgen. Das ist ein Systemfehler. Das habe ich auch an die Frau Stadträtin zum Beispiel herangetragen.

GRin Trammer: Und die Dinge, die da im Pflegebereich immer wieder aufbrechen, die werden auch von Ihnen weiter geleitet an die Stadträtin und an die Direktoren des KAV?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Dort, wo ich mit einer, wenn ich eine Beschwerde für berechtigt erachte, und ich dringe mit der Abhilfe, mit der Verbesserung nicht durch, dann wende ich mich an die Stadträtin, sonst nicht.

GRin Trammer: Dankeschön. – Eine weitere Frage interessiert mich noch, und zwar im 22. Bericht der Wiener Volksanwaltschaft wurde ein konkreter Fall behandelt und man verwies dann auf den Art. 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention, wobei es heißt, dass dort die verankerte Menschenwürde verlangt, dass dem Leben eines Menschen in jeder Situation ein positiver Wert zuerkannt werden muss.

Bei diesen Fällen, die wir jetzt untersuchen im Rahmen der Untersuchungskommission, die Frau K. betreffend, die ja wohl ab 15.00 Uhr das Bett hüten musste, die doch immer wieder geäußert hat, sie möchte doch sehr gerne herausgesetzt werden, sie möchte ins Kino gebracht werden und man auch seitens des Pflegepersonals durchaus gesagt hat, sie wäre dazu in der Lage gewesen, Menschen, die in einem 8-Bett-Zimmer untergebracht sind, quasi keine Privatsphäre haben, weil es keine Vorhänge gibt, keine Abtrennungen und all diese Dinge.

Ist das Ihrer Meinung nach, jetzt darf ich Sie nicht nach Ihrer Meinung fragen, frage ich Sie einfach, ist das eine Verletzung der Menschenwürde?

Patientenanwalt Dr. Dohr: Wenn ein Mensch, der kognitive Fähigkeiten hat, der aktiv ist, der Erlebnisfähigkeit hat, das nicht ausleben kann, weil er, aus welchen Gründen immer, mit Medikamenten oder ohne um 15.00 Uhr ins Bett gezwungen wird, dann ist das natürlich eine Verletzung von BewohnerInnenrechte. Deswegen arbeite ich auch darauf hin, dass – noch einmal, ich habe den Fall K. im Detail nicht untersucht, weil der Sachwalter bezieht sich – allgemein gesprochen, wenn das so ist, dann ist das eine Verletzung.

Ich arbeite auch darauf hin, dass in den Empfehlungen, die die Pflegeheimkommission erarbeiten soll, größter Wert darauf gelegt wird, dass es nicht nur um die Pflege der Menschen geht, sondern dass es darum geht, sie zu reaktivieren ihre kognitiven Fähigkeiten zu stützen oder vielleicht wieder zurück zu gewinnen. Dass es also auch nicht nur bloß um eine Tagesstruktur geht, also das Zimmer, in dem ich schlafe und als Tagesstruktur habe ich einen Aufenthaltsraum oder mehrere Aufenthaltsräume, sondern dass es da auch um Erleben geht. Der Herr Werner Vogt nennt das Animation, ich weiß nicht, ob das der richtige Ausdruck ist, aber es geht einfach darum, dass die Menschen ihre Erlebnisfähigkeit behalten, oder zurückgewinnen, und das ist eben mehr als reine Pflege. Diese reaktivierende, aktivierende Pflege, das ist das eigentlich Ziel in einem modernen Pflegeheim.

GRin Trammer: Ich bedanke mich, auch das deckt sich mit meiner Auffassung von einer menschenwürdigen Betreuung, nur dazu braucht es ausreichend Pflegepersonal.

Vorsitzender Dr. Körber: Dankeschön, Frau Trammer.

Herr Dr. Serles – nicht mehr, Sie sind zufrieden.

Einen Augenblick noch. –

Es liegt vor ein Schreiben einer Frau Inge Buchinger:

"Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Pflegesituation in Wien wird immer dramatischer. Ich war 10 Jahre in der Krankenpflege tätig. Ich möchte der Kommission darlegen, wie die schwer kranke Pflege geheilt werden kann. Ich bitte um einen Termin."

Ich bringe das der Kommission zur Kenntnis dieses Schreiben. Ich glaube, Sie haben schon Kopien bekommen. –

Ist dazu irgendetwas zu sagen? –

Herr Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Ich würde Sie bitten, Herr Vorsitzender, dass Sie mit der Frau Buchinger Kontakt aufnehmen und klären, ob die Frau Buchinger aus eigener Wahrnehmung zielgerichtete und sachkundige Aussagen vor der Kommission machen kann, um uns zu beraten, ob es Sinn macht, die Frau Buchinger als Zeugin zu laden.

Ich persönlich will die Frau Buchinger nicht kontaktieren, es könnte sonst das als Zeugenbeeinflussung gedeutet werden.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, wir werden sie anschreiben.

GR Dr. Serles: Und dann erst beraten, wie wir da weiter vorgehen sollen.

Vorsitzender Dr. Körber: Es geht auch aus diesem Brief nicht hervor, wann sie tätig war. "Ich war 10 Jahre" – ja, aber war es vor 30 Jahren oder kürzlich erst in der Krankenpflege tätig und wo. Also all diese Themen müssten etwas konkretisiert werden, damit man weiß, was sie eigentlich aussagen will.

Haben Sie sonst noch weitere Anträge? –

GR Dr. Serles: Es sind keine mehr vorliegend.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann danke ich zunächst dem Herrn Volksanwalt, - pardon, pardon dem Patientenanwalt, jetzt habe ich mich versprochen, bitte, dem Herrn Patientenanwalt – nein, das war wirklich nur ein Versprecher – für Ihr Erscheinen. Wenn Sie Gebühren ansprechen, so können Sie das bitte tun.

Patientenanwalt Dr. Dohr: Auch nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Gut. Ich verweise darauf, dass der nächste Sitzungstermin der 22. Jänner 2004 ist, wieder um 10.00 Uhr und ansteht die Vernehmung des Herrn Dr. Ludwig Kaspar.

Wir werden uns – ja bitte.

GR Dr. Serles: Ich hätte dazu eine Anregung. Könnten wir uns vielleicht da verständigen, zunächst den Herrn Mag. Schwarz zu vernehmen und im Anschluss daran Kaspar. Schwarz wäre, wie gesagt, der Leiter der internen Revision. Ich würde das für zielführend halten, weil er in der Geriatrie sozusagen unter Kaspar steht.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, bitte dazu bedarf es allenfalls einer Äußerung der anderen Kommissionsmitglieder.

Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich erinnere mich, was für eine – jetzt komme ich in ein anderes medizinisches Gebiet – für eine Kaiserschnittgeburt es war, dass man die Termine so legen, weil es war schon eigentlich für jetzt vorgesehen, dass der Herr Dr. Kaspar vorgeladen wird, aber da hat ein Mitglied der Kommission gebeten, aus terminlichen Gründen Rücksicht zu nehmen und ich bitte, das jetzt nicht umzustoßen, weil man sonst die ganze Reihenfolge wieder aufmachen müsste.

Vorsitzender Dr. Körber: Was ist die Meinung Ihrer Fraktion?

Ja bitte, Sie können sich gerne einen Moment beraten.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist richtig, dass wir ursprünglich vorgehabt haben, den Herrn Dr. Kaspar schon früher ein zu vernehmen. Es war aber der Wunsch der Kollegin Korosec damals, es nicht an diesem Termin zu tun, weil sie, wie wir ja sehen, heute nicht anwesend sein konnte. Wir haben uns aber vom Ablauf des Verfahrens eigentlich immer auch an eine sehr logische Vorgangsweise gehalten. Also insofern würde ich dem Vorschlag auch beitreten, dass man sagt, dass man den Herrn Schwarz - weil es auch um die interne Kontrolle des KAV´s geht -  vorher befragt. Ich glaube auch gar nicht, dass das da so ein großer Widerspruch jetzt sein müsste. Und im Anschluss, nämlich auch das nächste Mal, also ich habe den Antrag so verstanden, dass Kaspar nicht aufgeschoben wird auf den nächsten Termin, sondern im Anschluss. Möglicherweise ist die Befragung Schwarz in einer Stunde abzuwickeln, weil es ja relativ konkret um die Kontrolle des KAV geht und im Anschluss dann gleich mit der Befragung Dr. Kaspar fortzusetzen.

Vorsitzender Dr. Körber: Vorsichtigerweise müsste das 11.30 Uhr heißen.

Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich ersuche, Herr Vorsitzender, dass man zu der bisher gut gepflogenen Vorgangsweise zurück kehren, dass man diese Fragen nicht im Plenum erörtern, sondern im Interesse der jeweiligen –

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, wir brauchen keine Beschlussfassung. Wir können dann – wir schließen dann die Sitzung.

GRin Dr. Pilz: - hat sich bewährt und das ist nicht nötig, das hier so großartig zu debattieren.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann stelle ich zunächst das Sitzungsende mit 14.32 Uhr fest, und bitte also dann die Fraktionen noch zu einer kurzen Überlegung.

(Schluss um 14.32 Uhr.)

